Erstes  Capitel. 

Vom  Gegenstand  der  Versicherung. 
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Ein  tief  greifender,  der  richtigen  Erkenntniss  des  Versiche- 
rungsvertrages entgegenstehender,  noch  immer  nicht  hinlänglich 
überwundener  Irrthum  war  es,  in  der  versicherten  Sache  den 
Gegenstand  der  Versicherung  zu  erblicken.  Aus  dieser  Auffassung 
ging  mit  logischer  Noth wendigkeit  die  Annahme  hervor,  dass  die 
Versicherung  ein  Accessorium  der  versicherten  Sache  sei,  dass  sie 
demnach  auf  jeden  Erwerber  derselben  eo  ipso  übergehe,  und  dass 
der  höchste  Verlust  des  Versicherten  in  deren  Totaluntergang 
bestehe  und  damit  über  den  positiven  Schaden  nicht  hinausgreifen 
könne. 

Nicht  ohne  Interesse  ist  es,  dass  von  den  französischen  Schrift- 
stellern die  hier  erwähnten  Folgerungen  durchweg  vertheidigt 
werden  *),  wodurch  wir  zu  dem  Rückschluss  gedrängt  werden,  dass 
sie  sich  von  der  Eingangs  erwähnten  Grundanschauung  noch  nicht 
loszulösen  im  Stande  waren. 

Von  ihr  ausgehend,  musste  man  aber  auch  zu  dem  weiteren 
Resultate  gelangen,  dass  in  der  gleichzeitigen  Versicherung  des 
Eigenthümers  und  eines  dinglich  Berechtigten  eine  Ueber-  oder 
Doppelversicherung  liege,  und  diese  Folgerung  wird  auch  in  der 
That  von  französischen  Schriftstellern  gezogen1 2),  so  dass  ihnen 
das  Verdienst  nicht  ahzusp rechen  ist,  dass  sie  aus  ihrer,  wenngleich 
irrigen,  Prämisse  richtige  Consequenzen  hergeleitet  haben. 

Auf  ein  gleiches  Lob  hat  die  deutsche  Jurisprudenz  keinen 
Anspruch.  Sie  tappt  noch  heut  im  Halbdunkel  umher  und  hat 
dabei,  wie  zufällig,  manchen  glücklichen  Griff,  aber  auch  manchen 


1)  Malsz  in  Goldschmidt’s  Zeitschr.  f.  H. -R.  Bd.  VIII.  § 6.  S.  371. 
Derselbe:  Betrachtungen  über  einige  Fragen  des  Versicherungs-R.  S.  54. 

2)  Malsz  in  Goldschmidt’s  Zeitschr.  a.  a.  0.  S.  384. 
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ihn  vollständig  paralysir  enden  Missgriff  gethan.  Richtiges  und 
Falsches  ist  hier  so  innig  mit  einander  verwebt,  dass  es  dadurch 
ausserordentlich  schwer  wird,  Klarheit  zu  gewinnen  und  mit  schar- 
fem Schnitt  Wahrheit  von  Irrthum  zu  trennen. 

Denn  die  Auffassung  über  den  Gegenstand  der  Versicherung 
war  hier  mit  der  Codification  des  Handelsgesetzbuches  definitiv  in 
eine  neue  Phase  getreten.  Nicht  mehr  die  versicherte  Sache  selbst, 
sondern  das  in  Geld  schätzbare  Interesse  an  ihrer  Erhaltung  galt 
von  nun  ab  als  versicherbar3).  Dieses  an  die  Spitze  der  Seever- 
sicherung gestellte  Princip  hat  sich  seitdem  der  allgemeinsten 
Anerkennung  in  der  Literatur  zu  erfreuen  gehabt,  so  dass  es  in 
ihr  wie  ein  unantastbares  Dogma  dasteht.  Nur  Endemann  hat 
in  neuerer  Zeit  versucht,  gegen  dasselbe  anzukämpfen,  indem  er 
lehrte,  dass  die  Versicherung  nichts  weiter  als  ein  bedingtes  Zah- 
lungsversprechen sei4);  allein  seine  Theorie  ist  isolirt  geblieben, 
und  niemals  wird  sie  Bedeutung  erlangen,  weil  von  ihr  das  Wesen 
des  Assekuranz  Vertrages  vollständig  verkannt  wird. 

Um  so  mehr  erwächst  für  eine  kritische  Lhntersuchung  der 
Lehre  die  Pflicht,  die  Stichhaltigkeit  der  herrschenden  Ansicht 
zu  prüfen. 

Bleiben  wir  bei  der  Ausdrucksweise  der  Hamburger  Conferenz 
stehen  (Art.  782.  H.-G.-B.),  so  wäre  Gegenstand  der  Versicherung 
aller  Vortheil,  den  man  gehabt  hätte,  wenn  die  Gefahr  von  einer 
ihr  ausgesetzten  Sache  überstanden  worden  wäre 5).  Demnach 
könnte  die  Versicherung  nur  den  Ersatz  des  Verlustes  oder  der 
Beschädigung  der  Sache  und  den  des  entgangenen  Gewinnes 
umfassen.  Indem  aber  das  Handelsgesetzbuch  auch  die  zur 


3)  H.-G.-B.  Art.  782.  Malsz  in  Goldschmidt’s  Zeitschr.  a.  a 0.  Bd.  VITI. 
S.  371.  »Jedes  Interesse,  dass  eine  Sache  eine  bestimmte  Gefahr  bestehe.« 
Aehnlich  derselbe  a.  a.  0.  Bd.  XIII.  S.  418  in  seiner  Abhandlung:  Recht- 
sprechung in  nicht  maritimen  Versicherungssachen.  Kübel:  Verhandlungen 
der  Dresdener  Bundes-Commission  in  Malsz’s  Zeitschr.  f'.  Vers.-R.  Bd.  I.  § 8 
S.  357.  »Interesse  an  der  Erhaltung.«  Förster:  Theorie  und  Praxis  Bd.  II. 
S.  389.  »das  Interesse,  der  Vermögensnachtheil,  welcher  in  Folge  einer  be- 
stimmten Gefahr  diese  Sache  treffen  kann«  u.  s.  w. 

4)  Endemann  in  Goldschmidt’s  Zeitschr.  f.  H.-R.  Bd.  IX.  S.  284  seq. 
Bd.  X.  S.  242  seq.,  bes.  Bd.  IX.  S.  550  seq. 

5)  Cohnfeldt:  Lehre  vom  Interesse  S.  57.  61.  Windscheid,  Lehrbuch  des 
Pand-R.  Bd.  II.  § 257  S.  57.  Prot.  S.  2976  seq.  S.  3027. 
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Rettung,  sowie  zur  Abwendung  grösserer  Nachtheile  noth wendig 
oder  zweckmässig  aufgewendeten  Kosten,  ja  sogar  die  Schadens- 
ermittelungskosten versichern  lässt6),  ist  es  damit  über  den  von 
ihm  selbst  aufgestellten  Grundsatz  hinausgegangen,  wenngleich 
nicht  geleugnet  werden  soll,  dass  das  »Interesse  an  der  Erhaltung 
der  Sache«  immerhin  das  Motiv  zur  Verausgabung  der  s.  g.  Ret- 
tungsgelder sein  mag. 

Es  könnte  vielleicht  scheinen,  als  ob  die  Hamburger  Conferenz 
die  in  das  Gesetz  aufgenommene  Ausdrucks  weise  nur  zu  eng  ge- 
wählt  habe,  und  dass  sie  daher,  nur  einen  kleinen  Schritt  weiter- 
gehend, das  Interesse  an  der  Beseitigung  oder  am  Fortbleiben  der 
Gefahr  von  einer  Sache  zum  Gegenstand  der  Versicherung  hätte 
zu  erklären  brauchen,  um  dem  eben  gemachten  Einwurf  zu  ent- 
gehen. In  der  That  hätte  man  dabei,  sofern  es  sich  um  eine 
im  Vermögen  des  Versicherten  befindliche  Sache  handelt,  unbe- 
wusst den  richtigen  Weg  gefunden.  Denn  da,  wie  wir  nachzu- 
weisen gedenken  und  hier  vorläufig  als  richtig  annehmen  wollen, 
Gegenstand  der  Versicherung  das  Interesse  des  Versicherten  am 
Fernbleiben  einer  Gefahr  von  seinem  Vermögen  ist,  so  würde  damit 
in  dem  gegebenen  Falle  das  sogenannte  Interesse  am  Fernbleiben 
der  Gefahr  von  der  Sache  comcidiren,  da  ja  eine  solche  Remo- 
virung  der  Gefahr  von  der  Sache  zugleich  die  vom  Vermögen  in 
sich  schliessen  würde.  Der  Unterschied  im  practischen  Resultate 
tritt  daher  erst  hervor,  wenn  die  Versicherung  eines  im  Vermögen 
eines  Dritten  befindlichen  Gegenstandes  in  Frage  kommt,  und 
sofort  stellt  sich  denn  auch  die  Unzulänglichkeit  der  im  Handels- 
gesetzbuch gewählten  oder  der  etwa  nach  den  geltend  gemachten 
Erinnerungen  zu  modificirenden  Begriffsbestimmung  entgegen. 

Denn  nach  dieser  müsste  jeder  Gläubiger  des  Rheders  oder 
Ladungseigenthümers  befugt  erscheinen,  Seeversicherung  zu  nehmen, 
sobald  er  ein  Interesse  daran  hat,  dass  ein  bestimmter  Vermögens- 
bestandtheil  seines  Schuldners  nicht  verloren  gehe.  Ein  solches 
Interesse  wäre  aber  für  ihn  vorhanden,  wenn  sich  die  übrigen 
Vermögensbestandtheile  zur  Deckung  seiner  Forderung  als  un- 
zureichend erwiesen.  Nichtsdestoweniger  hat  die  Commission 
die  Zulässigkeit  der  Versicherung  für  solche  Fälle  abgewiesen  7). 


6)  H.-G.-B.  Art.  838  Nr.  3.  844. 

7)  Prot.  S.  3132. 
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Zu  diesem  Resultat  ist  sie  daher  principwidrig  gelangt,  während 
wir  zu  dem  gleichen  Schluss  bald  principgemäss  werden  geführt 
werden. 

Bekanntlich  besteht  nämlich  der  Inhalt  des  Versichern  ngs- 
Vertrages  darin,  dass  der  Versicherer  von  der  Person  des  Versicherten 
eine  Gefahr  abnimmt.8)  Dies  geschieht  dadurch,  dass  er  ihm  ihre 
Folgen  zu  tragen  verspricht.  Er  hat  daher  alle  Nachtheile  aus- 
zugleichen, welche  die  Gefahr  für  ihn  herbeiführt.  Damit  ist 
zugleich  der  Gegenstand  der  Versicherung  gefunden,  da  noth wendig 
versicherbar  Alles  sein  muss,  wovon  die  Erreichung  des  Vertrags- 
inhaltes bedingt  wird.  Gegenstand  der  Versicherung  muss  daher 
aller  Vortheil  sein,  welchen  Jemand  haben  würde,  wenn  er  von 
der  Gefahr  verschont  gewesen  wäre,  also  das  Interesse,9)  und  zwar, 
da  dasselbe  hier  stets  in  Geld  besteht,  das  Vermögensinteresse.10) 
Versicherbar  ist  daher  das  Interesse,  welches 
Jemand  daran  hat,  dass  sein  Vermögen  von  einer 
bestimmten  Gefahr  nicht  betroffen  wird.* 11) 

Gegen  einen  hiermit  vollständig  harmonirenden,  der  Hamburger 
Conferenz  unterbreiteten  Antrag  ist  nun  allerdings  eingewendet 
worden,  dass  dadurch  der  Gedanke,  dass  eine  Versicherung  ohne 
einen  den  Gefahren  der  See  ausgesetzten  Gegenstand  nicht  denk- 
bar sei,  gänzlich  verloren  gehe 12),  und  es  ist  deshalb  mit  Stimmen- 
einhelligkeit  beschlossen  worden,  dass  das  Interesse  sich  auf  eine 
den  Seegefahren  ausgesetzte  Bache  beziehen  müsse 13).  Das  so 
gegnerischerseits  erbrachte  Argument  erweist  sich  jedoch  als  über- 
flüssig oder  als  falsch;  als  überflüssig  insofern,  als  damit  nichts 
weiter  gesagt  ist,  als  dass  eine  Versicherung  ohne  Interesse  gegen- 


8)  Malsz:  Betrachtungen  § 1.  S.  5 S.  14  seq.  v.  Lichtenfels  über  einige 
Fragen  des  Binnenvers.-R.  S.  35.  Bluntschli : Deutsches  Privat-R.  § 16 1 S.  497. 
Beseler : System  des  gern,  deutsch.  Privat-R.  § 128  S.  537.  Staudinger:  Rechts- 
lehre von  der  Lebensversicherung  S.  10. 

9)  Cohnfeldt:  a.  a.  0.  § 6 S.  56  seq.  (Omnia  quaecumque  habiturus 
vel  consecuturus  erat  L.  1.  § 41.  D.  43.  16.) 

10)  Cohnfeldt:  a.  a.  0.  § 7 S.  60. 

11)  Vermögensinteresse:  »Aller  für  das  Vermögen  einer  Person  von  einer 
gewissen  Thatsache  abhängiger  Vortheil.«  Diese  bedingende  Thatsache  kann 
auch  im  Nichtgeschehen  bestehen.  Cohnfeldt  a.  a.  0.  S.  57.  61. 

12)  Prot.  S.  2976. 

13)  Prot.  S.  2980. 
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standlos  geschlossen  sein  würde , als  falsch  dagegen  aus  dem 
Grunde,  weil  damit  die  Rückkehr  zu  der  verpönten  Vorstellung, 
als  wenn  die  Sache  selbst  versicherbar  sei,  wieder  angebahnt  wird. 

Für  die  Richtigkeit  der  hier  vertretenen,  von  der  Hamburger 
Commission  ohne  Meinungsdifferenz  reprobirten  Auffassung  spricht 
aber  auch  namentlich  der  Umstand,  dass  die  Versicherung,  weit 
entfernt,  den  Werth  einer  Sache  zu  erhöhen14),  lediglich  dem  Ver- 
mögen des  Versicherten  zugute  kommt.  Nehmen  wir  beispiels- 
weise an,  es  befände  sich  genau  dieselbe  Sache  in  dem  ganz 
gleichen  Vermögen  zweier  Personen,  und  es  hätte  der  eine  von 
ihnen  sie  versichert,  der  andere  es  zu  thun  unterlassen.  Ohne 
Weiteres  leuchtet  ein,  dass  damit  in  dem  Werthe  der  beiden 
Sachen  keine  Aenderung  eingetreten,  weder  der  eine  gestiegen 
noch  der  andere  gefallen  wäre15).  Vielmehr  hätte  sich  damit  nur 
eine  Aenderung  rücksichtlich  der  beiden  in  Betracht  kommenden 
Vermögenslagen  vollzogen,  wie  daraus  erhellt,  dass  unter  sonst 
gleichen  Verhältnissen  die  Creditfähigkeit  des  Einen  gegenüber 
der  des  Andern  zugenommen  hätte.  So  erweist  sich  die  Ver- 
sicherung auf  den  Werth  der  einzelnen  Sache  als  einflusslos, 
während  umgekehrt  die  Gefahr  hierauf  um  so  mehr  influirt,  je 
mehr  sie  an  die  Sache  herantritt,  je  umfassender  sie  sie  ergreift. 
Daraus  geht  hervor,  dass  nur  das  Vermögen  der  Versicherung 
fähig  ist,  — ein  Schluss,  für  den  übrigens  schon  die  einfache 
Erwägung  genügt  hätte,  dass  die  Gefahr  sich  nur  ihm  und  nicht 
der  einzelnen  Sache  abnehmen  lässt. 

Der  Fehler,  den  man  bei  der  Codifikation  des  Handelsgesetz- 
buches begangen  hatte,  lag  also  darin,  dass  eine  Verwechslung 
zwischen  Interesse  schlechthin  und  dem  Interesse  an  einem  Gegen- 
stand, unter  welchem  man  sich  schliesslich  wohl  nur  dessen  Werth 
denken  kann,  untergelaufen  und  dadurch  eine  Vermengung  von 
zwei  heterogenen  Begriffen  bewerkstelligt  worden  war.  Nichts- 
destoweniger fand  er  in  der  Literatur  ein  nur  allzubereites  Echo, 

14)  a.  M.  v.  Lichtenfels  a.  a.  0.  S.  61  i.  f. 

15)  Nicht  klar  erkannt  in  meinem  Aufsatz  in  Goldschmidts  Zeitschr.  f. 
H.-R.  Bd.  XVIII.  S.  81;  verkannt  in  Malsz  Betracht.  S.  17.  Dass  in  dem 
von  Malsz  gewählten  Beispiel  der  Verkaufs wertli  der  versicherten  Waaren 
höher  ist  als  der  unversicherten,  liegt  nicht  etwa  daran,  dass  die  Versicherung 
den  Werth  der  einen  erhöht,  vielmehr  daran,  dass  diebereitseingetretene,  zum 
mindesten  näher  getretene  Gefahr  den  Werth  der  anderen  herabgedrückt  hat. 
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so  dass  von  Lichtenfels  sogar  von  »Werth  des  Interesses« 
spricht 16). 

Eine  solche  Verbindung  war  jedoch  zu  unnatürlich,  als  dass 
sie  nicht,  wenn  auch  ganz  unvermerkt,  ihre  Lösung  hätte  linden 
sollen.  Sie  trat  denn  auch  schnell  genug  ein,  indem  man  sich 
schliesslich  doch  fragen  musste,  ob  das  Interesse  oder  der  Werth 
versicherbar  sei.  Die  Entscheidung  fiel  für  die  letztere  Alternative 
aus,  — und  der  Irrthum  hatte  so  den  Sieg  über  die  Wahrheit 
davon  getragen. 

Denn  schon  in  dem  nächsten  Art.  783  wird  Schiff  und 
Ladung  ganz  ebenso  gut  zum  Gegenstände  der  Versicherung  ge- 
macht, als  wenn  die  Auffassung  nicht  im  Mindesten  gewechselt 
hätte.  Der  definitive  Bruch  dagegen  wird  erst  im  Art.  790  voll- 
zogen, indem  darin  der  Werth  der  Sache  zum  Gegenstände  der 
Versicherung  erklärt  wird  17),  gewissermassen  als  wenn  man  sich 
beeilt  hätte,  das  im  Art.  782  bereits  ausgesprochene  Prinzip  aus- 
drücklich und  bestimmt  wieder  zurückzunehmen.  Damit  war  aber 
ein  neuer  Tummelplatz  für  Controversen  geschaffen  worden,  und 
redlich  ward  er  benützt. 

Denn  wenn  nun  einmal  nur  der  Werth  versichert  werden 
konnte,  so  entstand  von  selbst  die  Frage,  welcher  Werth  dies  sei, 
ob  der  zur  Zeit  der  Eingehung  des  Vertrages,  ob  der  zur  Zeit  des 
Eintritts  der  Gefahr  oder  welcher  sonst? 

Die  Berücksichtigung  des  Werthes  zur  Zeit  des  Unfalls 
erschien  dabei  durch  den  Mangel  menschlicher  Voraussicht  von 
selbst  ausgeschlossen.  Um  so  mehr  war  man  geneigt,  den  Zeit- 
punkt der  Versicherungs nähme  massgebend  sein  zu  lassen  18). 
Allein  dergleichen  Versuche  scheiterten  wieder  an  ihrer  Unaus- 
führbarkeit. Beispielsweise  konnte  bei  der  Hagel- Versicherung 
offenbar  die  vielleicht  noch  im  Keimen  begriffene  Saat  für  die 
Bestimmung  des  Werthes,  den  man  zum  Gegenstand  der  Ver- 
sicherung machen  musste,  nicht  von  Einfluss  sein.  Vergeblich 
suchte  man  einen  Ausweg. 

v.  Lichtenfels  giebt  dies  selbst  indirect  zu,  indem  er  erklärt, 
dass  es  dem  Versicherten  anheimgestellt  bleiben  müsse,  zu  beur- 


16)  v.  Lichtenfels  a.  a.  0.  S.  37. 

17)  Schmitz  in  Malsz  Zeitschr.  a.  a.  0.  Bd.  II.  S.  246  seq.  bes.  S.  252. 

18)  Kübel:  a.  a.  0.  Bd.  I.  380  seq.  Art.  799  H.-G.-B. 
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theilen,  bis  zu  welchem  Werthe  er  der  Sicherstellung  bedürfe. 
Er  nähert  sich  damit  dem  von  ihm  selbst  getadelten  Endemann- 
schen  Standpunkt  mit  der  Modifikation,  dass  er  die  schliessliche 
Leistung  des  Versicherers  auf  den  Ersatz  des  wirklichen  Schadens 

O 

einschränkt 19) 

Die  Dresdener  Bundeskommission  dagegen,  in  deren  Berathun- 
gen vielfach  Versicherungs werth,  Versicherungssumme,  versicher- 
bares und  versichertes  Interesse  mit  einander  verwechselt  wurde, 
und  in  deren  Schooss  man  sich  noch  ernstlich  darum  stritt,  ob 
in  der  Versicherung  eines  Fohlens  zum  Werthe,  welchen  es  als 
ausgewachsenes  Pferd  haben  würde,  eine  Ueberversicherung  zu 
finden  sei,  kam  zu  dem  schliesslichen  Resultat,  dass  der  Versiche- 
rungswerth, der  Werthanschlag  des  Interesses,  der  höchste  Werth 
sei,  den  ein  Gegenstand  während  der  Dauer  der  Versicherung 
erreichen  könne20).  Damit  näherte  man  sich  zwar  der  richtigen 
Erkenntniss,  dass  es  sich  hierbei  nicht  um  einen  wirklichen  W erth, 
vielmehr  nur  um  einen  hypothetischen  Vortheil  handle,  und  man 
hatte  damit  einen  bedeutsamen  Schritt  vom  Erforderniss  des 
Werthes  zu  dem  des  Interesses  zurückgelegt21).  Aber,  als  wenn 
man  bestrebt  gewesen  wäre,  sogleich  wieder  aus  Licht  Rauch  zu 
machen,  wurde  die  gewonnene  Klarheit  auf  der  anderen  Seite  da- 
durch beseitigt,  dass  man  unter  Versicherungswerth  gleichzeitig 
auch  den  Werth  einer  Sache  zur  Zeit  der  Versicherungsnahme  und 
zur  Zeit  der  Beschädigung  derselben  verstand22),  und  auch  das 
Handelsgesetzbuch  trifft  der  Vorwurf,  dieses  Wort  an  verschiedenen 
Stellen  in  verschiedenem  Sinne  gebraucht  zu  haben23). 

So  blieb  man  denn  im  Wesentlichen  dabei  stehen,  dass  nur 
der  Werth  versicherbar  sei.  Mit  dieser  Auffassung  passte  aber 
wiederum  nicht  die  rechtlich  nicht  zu  leugnende  Existenz  der 
Lebens-  und  Unfallversicherung.  Um  sie  trotzdem  mit  ihr  |in 
Harmonie  zu  bringen,  sprach  man  daher  hier  von  der  Versicherung 
unschätzbarer  Werthe 2 4).  In  diese  Kategorie  hätte  man  nun  auch 


19)  v.  Lichtenfels  a.  a.  0.  S.  44.  15.  16. 

20)  Kübel  a.  a.  0.  Bd.  I.  § 11  S.  379—384. 

21)  Cohnfeldt  a.  a.  0.  S.  57. 

22)  Kübel  a.  a.  0.  Bd.  II.  S.  63.  v.  Lichtenfels  a.  a.  0.  S.  42.  43. 

23)  Schmitz  a.  a.  0.  S.  246 — 252.  cf.  Art.  790  u.  Art.  799  seq.  H.-G.-B. 

24)  Malsz  Betracht.  S.  58—61.  v.  Lichtenfels  S.  45. 
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recht  eigentlich  die  im  Mittelalter  gebräuchlich  gewesene  Ver- 
sicherung gegen  die  Gefahr  durch  Gefangennahme  von  Piraten  25) 
rechnen  müssen;  allein  nichtsdestoweniger  zog  man  sie  in  das 
Gebiet  der  Sachversicherung  hinein26).  Dabei  hütete  man  sich, 
auszusprechen,  inwieweit  die  Versicherung  solcher  immaterieller 
Werth e zulässig  oder  unzulässig  sei. 

Während  so  das  in  allen  Lehrbüchern  als  richtig  anerkannte 
Prinzip  einerseits  sich  nicht  als  ausreichend  erwies,  um  zu  einer 
positiven  Wahrheit  zu  kommen,  leistete  es  doch  bei  geschickter 
Operation  so  viel,  dass  damit  das  Gebäude,  das  sonst  zusammen- 
gestürzt wäre,  sich  aufrecht  erhalten  liess.  Principaliter  wurde 
nämlich  am  Werth  als  Gegenstand  der  Versicherung  festgehalten, 
und  wenn  man  so  nicht  durchkam,  so  -sprach  man  von  Ausnahmen 
oder  ignorirte  die  zu  Tage  tretenden  Irregularitäten,  und  wenn 
auch  dieses  Mittel  nicht  mehr  verfangen  wollte,  so  nahm  man 
zum  Interesse  seine  Zuflucht  und  benutzte  so  die  einmal  geschehene 
Verbindung  von  Werth  und  Interesse,  um  daraus  zu  entnehmen, 
was  gerade  passte. 

So  galt  es  als  ausgemacht,  dass  der  grösste  Verlust  in  dem 
Untergange  einer  Sache  bestehe27).  In  der  Praxis  widersprach 
dem  zwar  die  im  Seeverkehr  häufig  vorkommende  Versicherung 
des  sogenannten  imaginären  Gewinnes;  allein  man  behandelte  dies 
als  eine  Singularität,  deren  Uebertragung  auf  sämmtliche  Zweige 
der  Binnenassekuranz  bedenklich  erschien,  so  dass  sie  nur  bei  der 
Transportversicherung  Eingang  zu  finden  vermochte.  Man  war 
hierzu  um  so  mehr  berechtigt,  als  auch  das  Handelsgesetzbuch  die 
Versicherung  des  imaginären  Gewinnes  nur  durch  Abweichung  von 
dem  im  Art.  790  aufgestellten  Prinzip  für  zulässig  erachten  konnte 
und  demgemäss  auch  das  hierum  cessans  als  eine  Erhöhung  des 
Versicherungswerthes  behandelte28).  Dessen  ungeachtet  wurde 
doch  wieder  die  Frage  aufgeworfen,  ob  nicht  bei  der  Feuer -Ver- 
sicherung der  Entgang  des  Ertrages  bis  zur  Wiederherstellung  der 
vernichteten  Sache  in  das  Bereich  der  Versicherung  gebracht 


25)  Endemann  a.  a.  0.  Bd.  X.  S.  270. 

26)  Malsz  in  seiner  Zeitschr.  Bd.  II.  S.  132. 

27)  Kübel  a.  a.  0.  Bd.  II.  S.  63  Malsz  in  seiner  Zeitschr.  Bd.  I.  S.  10. 105. 
Derselbe  in  Goldschmidt’s  Zeitschr.  f.  H.-R.  Bd.  VI.  S.  380. 

28)  H.-G.-B.  Art.  805. 
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werden  könnte;  indess  man  beruhigte  sich  bald  wieder  mit  der 
Bemerkung,  dass  hierzu  in  den  Polizzen  wenig  Neigung  vorhan- 
den sei29). 

Mit  dieser  Auffassung  trat  wiederum  die  Lebensversicherung 
und  zwar  insofern  in  Widerspruch,  als  es  sich  bei  ihr,  wie  wir 
im  II.  Capitel  nachzuweisen  versuchen  werden,  nur  um  entgehen- 
den Gewinn  handelt30).  Allein  hierüber  setzte  man  sich  einfach 
mit  Stillschweigen  hinweg. 

Aber  immer  neue  Schwierigkeiten  stellten  sich  in  den  Weg. 

In  der  Theorie  war  der  Grundsatz  »pretium  succedit  in  locum 
rei«  als  irrig  erkannt,  und  demgemäss  in  der  Rechtsprechung  die 
Entscheidung  getroffen  worden,  dass  die  vom  Eigenthümer  eines 
Grundstücks  geschlossene  Versicherung  den  Hypothekargläubigern 
nicht  zu  Gute  käme31).  Wenn  der  Versicherte  nicht  auch  zugleich 
persönlich  verpflichtet  war,  so  konnte  die  Versicherung  damit 
augenscheinlich  zu  Gewinn  führen;  denn  seine  dingliche  Verhaftung 
hatte  durch  den  Untergang  des  Pfandobjectes  aufgehört32).  Um 
diesem  Effect  zu  entgehen,  nehmen  daher  fast  alle  Versicherungen 
auf  das  Interesse  der  Pfandgläubiger  Rücksicht33).  Im  Uebrigen 
aber  kümmerte  man  sich  nicht  um  das,  das  zeitherige  Princip 
so  erheblich  gravirende  Symptom. 

Blieb  doch  selbst  die  Frage,  ob  die  Versicherung  auf  jeden 
Erwerber  der  Sache  ohne  Weiteres  übergehe,  controvers.  Diejenigen, 
welche  ihren  Werth  für  versichert  hielten,  bejahten  sie,  während 
diejenigen,  welche  dabei  mehr  an  das  Interesse  dachten,  sie  ver- 


29)  v.  Lichtenfels  a.  a.  0.  S.  40.  (cfr.  auch  den  von  Malsz  in  Gold- 
sclimidt’s  Zeitschr.  Bd.  13  S.  419  mitgetheilten  Rechtsfall.) 

30)  S.  14.  15. 

31)  PDBeschl.  des  Ob.-Trib.  vom  5.  December  1853  Entsch.  Bd.  27. 
S.  1.  Förster  a.  a.  0.  Bd.  II.  § 145.  S.  397.  398.  Wenn  auch  nunmehr  das 
Ges.  über  den  Eigenthumserwerb  u.  s.  w.  vom  5.  Mai  1870  im  § 30  eine  dem 
widersprechende  Vorschrift  getroffen  hat,  so  findet  sie  ihre  Rechtfertigung 
nicht  in  einer  ratio  juris,  vielmehr  in  der  Rücksicht  auf  Billigkeit  und  auf 
Hebung  der  Creditfähigkeit  der  Grundbesitzer  (cfr.  Achilles:  die  preuss.  Ge- 
setze über  Eigenthum-  und  Hypotheken-Recht  S.  50  Note  16.) 

32)  L.  8 pr.  D.  20.  6.  (quibus  modis  pignus  vel  hypotheca  solvitur.) 

33)  Malsz  in  Goldschmidt’s  Zeitschr.  f.  H.-R.  Bd.  VIII.  § 10.  S,  384-390, 
Bd.  XIII.  S.  433.  434. 
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neinten,  ohne  den  Grund  der  Divergenz  der  Ansichten  tiefer  zu 
erfassen  34). 

So  waren  hier  noch  die  Meinungen  getheilt.  Uebereinstim- 
mung  herrschte  dagegen  in  Deutschland  darin,  dass  in  der  gleich- 
zeitigen Versicherung  Seitens  des  Eigenthümers  und  eines  Nutzungs- 
berechtigten eine  unzulässige  Doppel-  oder  Ueberversicherung  nicht 
liege.  Damit  war  aber  die  Annahme,  dass  der  Werth  der  Sache 
Gegenstand  der  Assekurranz  sei,  schlechterdings  unvereinbar;  viel- 
mehr liess  sich  diese  Erscheinung  nur  damit  rechtfertigen,  dass 
hier  »ganz  verschiedene  Interessen«  in  Frage  kommen35).  Das 
entscheidende  Wort  war  so  dem  Laute  nach  gesprochen  worden; 
allein  von  seiner  inhaltschweren  7 den  Angelpunkt  der  ganzen 
Lehre  bildenden  Bedeutung  hatte  man  noch  immer  keine  Ahnung. 
Nur  mit  den  Lippen  hatte  man  sich  in  der  Bedrängniss  zur  Noth- 
wendigkeit  der  Trennung  von  der  zeith erigen  Auffassung  bekannt, 
das  Herz  aber  wollte  sich  hierzu  noch  immer  nicht  verstehen  — 
so  stark  gewurzelt  war  hier  die  Macht  der  Gewohnheit;  denn  die 
herrschende  Doktrin  war  bereits  in  Fleisch  und  Blut  Iihergegangen. 


34)  A.  L.-R.  § 2163  Tit.  8 Th.  II.  H.-G.-B.  Art.  904.  Prot.  S.  3640. 
Malsz  in  Goldschmidt’s  Zeitschr.  Bd.  VIII.  S.  371 — 373.  v.  Lichtenfels  a.  a.  0. 
S.  61.  62.  Ein  vollständiges  Bild  über  die  verschiedensten  hierüber  herrschenden 
Ansichten  gewähren  die  Berathungen  der  Dresdener  Bundescommission  cfr. 
Kübel  a.  a.  0.  Bd.  II.  S.  70—89. 

35)  Malsz  in  Goldschmidt’s  Zeitsch.  Bd.  VIII.  S.  384. 


Zweites  Capitel. 

Von  der  Gefahr  bei  der  Lebensversicherung. 


Zu  clen  wenigen  Wahrheiten,  die  das  Versicherungsrecht  im 
Laufe  der  Zeit  zu  Tage  gefördert  hat,  gehört  der  Satz  »ohne 
Gefahr  keine  Versicherung«.  Dabei  kann  es  auf  dem  Gebiete  der 
Sachversicherung  nicht  zweifelhaft  sein,  welchem  Ereigniss  an 
sich  die  Bedeutung  des  schädlichen  Zufalls  beiwohnt;  höchstens 
kann  im  konkreten  Fall  darüber  gestritten  werden,  ob  dieses 
Ereigniss  durch  Casus  oder  culpa  hervorgerufen  erscheint. 

Anders  dagegen  steht  es  hiermit  im  Bereich  der  Lebensver- 
sicherung. 

Folgen  wir  der  gewöhnlichen  Anschauung,  so  fallen  darunter 
die  Versicherungen  auf  den  Todesfall,  auf  den  Lebensfall,  gegen 
vorübergehende  oder  bleibende  Erwerbsunfähigkeit,  gegen  ausser- 
gewöhnliche,  die  Integrität  einer  Person  bedrohende  Gefahren 
und  dergleichen  mehr 1).  Als  Gefahr  wird  dabei  bezeichnet  bald 
der  Eintritt  des  Todes  schlechthin2),  bald  der  zu  früh  oder  zu  spät 
eintretende  Tod  (die  Abweichung  von  der  wahrscheinlichen  Lebens- 
dauer) eines  Menschen3),  bald  die  gänzliche  oder  theilweise  Zer- 
störung seiner  erwerbenden  Thätigkeit4)  und  dergleichen  mehr, 


1)  Malsz : Betracht.  § 6 S.  21—24.  v.  Lichtenfels  a.  a.  0.  S.  21.  Malsz 
in  seiner  Zeitschr.  Bd.  II.  S.  226.  227. 

2)  Walter:  Deutsches  Privat-R.  § 381.  S.  432. 

3)  Malsz:  Betracht.  S.  25  — 28.  Derselbe  in  seiner  Zeitschr.  Bd.  II. 
S.  226  cf.  hiergegen  Dr.  Reuling:  Studien  auf  dem  Gebiete  der  Lebens-Ver- 
sicherung in  Goldschmidt’s  Zeitschrift.  Bd.  XV.  S.  63,  Note;  S.  335 — 337, 
wonach  es  keine  mittlere  oder  wahrscheinliche  Lebensdauer  des  Menschen 
giebt. 

4)  v.  Gerber,  Deutsch.  Privat-R.  § 202  S.  547.  v.  Lichtenfels  a.  a.  0 
S.  20.  Förster  a.  a.  0.  Bd.  II.  § 146  S.  402 — 405.  Bluntschli  a.  a.  0.  S.  438, 
»Versicherungen  von  persönlichen  Eigenschaften«. 
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hier  mehr,  dort  minder  umfassende  Begriffsbestimmungen  bis  auf 
den  Versuch  für  die  sogenannte  Aussteuer-  und  Leibrentenver- 
sicherung eine  specifische  Gefahr  darin  zu  erblicken,  dass  die  zu 
versichernden  Altersstufen  erreicht  werden  könnten,  ohne  dass  es 
möglich  wäre,  sich  für  die  dann  in  erhöhtem  Maasse  herantreten- 
den Anforderungen  des  Lebens  vorzusehen 5). 

Das  ist  das  bunte,  dabei  nur  in  den  gröbsten  Umrissen 
skizzirte  Bild,  in  dem  sich  die  Lebensversicherung  auf  den  ersten 
Blick  präsentirt,  so  dass,  wenn  irgend  wo,  hier  das  Bedürfniss 
nach  Klarheit  und  Wahrheit  zur  Sonde  der  Kritik  drängt. 

Fassen  wir  zunächst  die  Lebensversicherung  im  engeren  Sinne, 
d.  h.  wie  man  sich  auszudrücken  pflegt,  die  Versicherung  auf  den 
Todesfall,  gleichviel  durch  welche  Zufälligkeiten  er  herbeigeführt 
wird,  ins  Auge,  so  begegnen  wir  dem  Widerstreben,  hierin  eine 
wirkliche  Versicherung  zu  erblicken.  Denn  es  ist  geltend  gemacht 
worden,  dass  der  Tod  nicht  als  Gefahr  erachtet  werden  könne, 
weil  sein  Eintritt  kein  Zufall,  sondern  eine  Noth Wendigkeit  und 
nur  die  Zeit  seines  Eintrittes  ungewiss  sei 6).  Wäre  dieses  Argument 
richtig,  so  hätte  man  consequent  auch  die  Versicherung  gegen 
Viehsterben  für  unzulässig  erklären  müssen.  Nichtsdestoweniger 
hat  sich  gegen  sie  zeither  von  keiner  Seite  auch  nur  das  geringste 
Bedenken  erhoben,  und  man  hat  damit  stillschweigend  anerkannt, 
dass  der  Tod  an  sich  geeignet  sei,  als  eine  Gefahr  aufgefasst  zu 
werden.  Und  mit  Recht  ist  das  geschehen.  Denn  der  Umstand, 
dass  der  Tod  einen  Jeden  früher  oder  später  ereilen  muss,  hin- 
dert nicht,  in  seinem  vorzeitigen  Eintritt  eine  Gefahr  zu  sehen7), 
da  anderenfalls  auch  einem,  das  menschliche  Leben  plötzlich  ver- 
nichtenden Unglücksfall  die  Bedeutung  eines  periculum  abgesprochen 
werden  müsste. 

Ist  demnach  auch  die  Begründung  derer,  die  in  dem  Tod 
eines  Menschen  überhaupt  keinen  Casus  sehen  wollen,  auf  schwacher 
Basis  ruhend,  so  hat  doch  ihr  juristisches  Gefühl  sie  richtig  darauf 


5)  v.  Lichtenfels  a.  a.  0.  S.  21. 

6)  Holland.  H.  G.  B.  Art.  302.  Motive  des  preuss.  Handelsgesetz-Entw. 
S.  209,  cf.  hierüber  Malsz  in  seiner  Zeitschr.  Bd.  II.  S.  131. 

7)  Staudinger  a.  a.  0.  S.  85.  Malsz  a.  a.  0.  S.  225.  Betracht.  S.  26, 
wobei  freilich  zu  berücksichtigen,  dass  M.  auch  in  dem  zu  langen  Leben 
eine  Gefahr  sieht.  Ihm  schliesst  sich  v.  Lichtenfels  a.  a.  0.  S.  21  an. 
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hingeleitet,  hier  nicht  ohne  Weiteres  eine  Gefahr  anzunehmen. 
Der  Schwerpunkt  liegt  freilich  auf  ganz  anderem  Gebiete,  als  auf 
dem,  wo  sie  ihn  gesucht  haben. 

Denn  der  Tod  eines  Menschen  wird  im  Recht  bekanntlich 
auch  als  Zeitbestimmung  (dies  certus  an,  incertus  quando)  behandelt, 
und  es  entsteht  sonach  die  überaus  erhebliche  Frage,  wo  tritt  er 
als  Zeitbestimmung,  wo  als  Gefahr  auf? 

Als  Gefahr  ist  er,  wie  jedes  aus  physischen  Gesetzen  ent- 
springende periculum,  zu  erachten,  insoweit  er  als  eine  Werthe 
vernichtende  Kraft  auftritt.  Die  nachtheiligen,  dadurch  veran- 
lassten  vermögensrechtlichen  Wirkungen  erscheinen  hier  als  die 
ausschliessliche  Folge  seines  natürlichen  Wesens,  sie  sind  mithin 
von  der  Natur  gewollt. 

Als  Befristung  dagegen,  als  dies  ad  quem,  interessirt  der 
Tod,  insofern  der  menschliche  Wille  ihn  zur  Zeitgrenze  für 
Rechtsverhältnisse  bestimmt.  Der  hieraus  sich  etwa  entwickelnde 
Verlust  ist  die  Folge  der  Eigenartigkeit  eines  solchen  Rechtsver- 
hältnisses, ist  mithin  vom  Menschen  gewollt8). 

Uebertragen  wir  das  gewonnene  Resultat  auf  das  Gebiet  der 
erworbenen  Rechte,  so  erhellt,  dass  der  menschliche  Tod  hier 
ausschliesslich  als  dies  in  Frage  kommt,  und  es  erklärt  sich  hieraus 
die  sonst  auffällige  Erscheinung,  dass  sämmtliche  Lehrbücher  des 
Pandektenrechtes  ihn  nur  von  dieser  Seite  aus  erörtern. 

Denn  bekanntlich  ändert  der  Tod  regelmässig  in  der  Ver- 
mögenslage des  Erblassers  nichts,  Rechte  und  Pflichten  gehen  ver- 
möge der  Universalsuccession  über,  und  nur  vereinzelt  treten 
Ausnahmen  von  diesem  Grundsätze  ein.  Diese  Ausnahmen  beruhen 
entweder  auf  ausdrücklicher  Willenserklärung  oder  auf  der  speci- 
fis'chen  Natur  des  Rechtsverhältnisses  oder  auf  positiver  Vorschrift 9) 
und  demgemäss  in  allen  Fällen  auf  menschlicher  Willkür.  Während 
nun  die  Versicherung  Schutz  gegen  Gefahr  bieten  soll,  müsste 
sie,  sollte  sie  hier  Anwendung  finden,  Schutz  gegen  die  durch 
menschliche  Willkür  veranlassten  Nachtheile  gewähren. 

Freilich  kann  auch  der  sich  bethätigende  und  in  fremde 
Vermögenssphäre  eingreifende  Wille  eine  Gefahr  herbeirufen,  aber 


8)  Windscheid : Pand.  Bd.  I.  § 96  S.  245.  246. 

9)  Puchta:  Pand.  S 446  S.  658.  659,  § 88  S.  133,  §300  S.  471  Note  a. 
Windscheid  a.  a.  0.  Bd.  II.  § 359  S.  328  sequ. 
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eben  wegen  eines  solchen  unbefugten  . Eingriffes  characterisirt  er 
sich  als  unrechtmässig,  während  er,  als  eine  Zeitgrenze  bestimmend, 
als  rechtmässig  vom  Gesetz  anerkannt  wird.  Demgemäss  würde 

ö o 

im  letzteren  Falle  die  Statuirung  einer  Versicherung  gegen  die 
durch  den  Willen  hervorgerufenen  Nachtheile  nichts  anderes 
bedeuten,  als  diesen  Willen  gleichzeitig  für  rechtmässig  und 
unrechtmässig  erklären. 

Wollte  man  trotzdem  diesen  Versuch  ernstlich  wagen,  so 
würde  man  bald  auf  die  grössten  Ungereimtheiten  stossen. 

Bleiben  wir  bei  dem  von  Staudinger  gewählten  Beispiel 
stehen  und  nehmen  wir  einmal  an,  es  wäre  eine  Versicherung 
gegen  das  Erlöschen  eines  von  der  Lebensdauer  der  hierzu  ver- 
pflichteten  Person  abhängig  gemachten  Alimentationsrechtes  mög- 
lich10). Sofort  leuchtet  ein,  dass  eben  derselbe  Wille,  welcher 
die  Beendigung  dieses  Hechtes  an  den  Tod  knüpfte,  sie  ganz 
ebenso  gut  an  eine  Heirat  hätte  binden  können  — und  bis  zur 
Versicherung  gegen  die  Nachtheile  einer  Heirat  wäre  nur  Ein 
Schritt.  Zu  keinem  besseren  Resultate  gelangen  wir  bei  Berück- 
sichtigung analoger,  hier  einschlägiger  Rechtsverhältnisse. 

Bekanntlich  endet  der  Niessbrauch  einer  physischen  Person 
mit  deren  Tod,  der  einer  moralischen  Person,  wenigstens  im 
römischen  Recht,  nach  100  Jahren* 11).  Würde  man  in  dem  einen 
Falle  die  Versicherung  gestatten,  so  könnte  man  sie  auch  in  dem 
anderen  nicht  versagen,  und  die  vermeintliche  Versicherung  gegen 
Gefahr  wäre  damit  zur  offenbaren  Versicherung  gegen  Zeitablauf 
geworden,  ganz  abgesehen  von  der  Absonderlichkeit,  dass  so  die 
Enkelkinder  sich  an  dem  Genuss  eines  für  den  Grossvater  längst 
erloschenen  Niessbrauches  erfreuen  könnten. 

Demgemäss  gelangen  wir  zu  dem  freilich  zunächst  nur  negativ 
wichtigem  Satze: 

»Auf  dem  Gebiet  der  erworbenen  Rechte  findet 
die  Versicherung  auf  den  Todesfall  keine  Anwen- 
dung11*). 


10)  Staudinger,  a.  a.  0.  S.  24. 

11)  L.  56  i.  f.  D.  7.  1.  (de  usufr.) 

11*)  Uebersehen  in  der  Entscheid,  des  Rhein.  Appellhofes  zu  Cöln  am 
4.  December  1867,  worin  die  Vers.-Summe  den  Gläubigern  des  Versicherten 
für  verhaftet  erklärt  wird,  abgedr.  in  Goldschmidt’s  Zeitschrift  Bd.  XIII.  S.  496. 
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Man  hätte  diese  Wahrheit  vielleicht  schneller  erkannt,  wenn 
man  zwischen  zu  frühzeitigen  Nachtheilen  durch  den  Tod  und 
den  Nachtheilen  durch  zu  frühzeitigen  Tod  schärfer  unterschieden 
hätte.  Hiermit  nähern  wir  uns  aber  auch  zugleich  einem  posi- 
tiven Resultate.  Denn  wenn  der  Tod  hinsichtlich  erworbener 
Rechte  nicht  als  Gefahr  zu  erachten,  und  wenn  er  ferner  bei  der 
Versicherung  nur  bezüglich  seiner  vermögensrechtlichen  Folgen 
zu  berücksichtigen  ist,  so  bleibt  nichts  übrig,  worauf  er  in  dieser 
Hinsicht  schädlich  einwirken  könnte,  als  die  allein  dem  Menschen 
eigenthümliche,  zum  materiellen  Erwerbe  führende  Kraft.  Es  ist 
dies  schon  mehrfach  hervorgehoben  worden12),  allein  nur  beiläufig 
und  ohne  Consequenzen  hieraus  zu  ziehen,  wie  wir  denn  grade 
im  Versicherungsrecht  noch  anderweitig  Andeutungen  begegnen 
werden,  geeignet,  momentan  das  Gebiet  zu  erhellen,  nicht  geeignet, 
es  dauernd  zu  beleuchten.  Um  so  schärfer  ist  deshalb  hier  der 
Grundsatz  festzuhalten : 

Bei  der  Lebensversicherung  auf  den  Todesfall 
besteht  die  Gefahr  in  der  Vernichtung  mensch- 
licher Erwerbsfähigkeit  durch  vorzeitigen  Tod. 

Ueber  diese  Vorzeitigkeit  des  Todes  kann  kein  Zweifel  obwalten, 
sobald  er  in  Folge  eines  Unglücksfalles  eintritt.  (Versicherung 
gegen  die  Nachtheile  des  unnatürlichen  Todes  im  Sinne  natür- 
licher Vorzeitigkeit.)  Nachdem  aber  das  sogenannte  Sterblich- 
keitsgesetz erkannt  und  damit  die  Möglichkeit  gegeben  war,  zu 
bestimmen,  wie  sich  das  Absterhen  innerhalb  eines  grösseren  Kreises 
von  Personen  gestaltet,  wie  sich  innerhalb  eines  solchen  die  Todes- 
fälle auf  die  verschiedenen  Lebensalter  vertheilen,  lag  es  nahe, 
eine  Vorzeitigkeit  des  Todes  auch  dann  anzunehmen,  wenn  das 
einzelne  Individuum  stirbt,  bevor  es  die  für  jenen  Personenkreis 
durch  die  Statistik  festgestellte  Grenze  erreicht13).  (Versicherung 
gegen  die  Nachtbeile  des  natürlichen  oder  unnatürlichen 
Todes  im  Sinne  statistischer  Vorzeitigkeit.)  Mit  diesem  durch 


12)  v.  Lichtenfels  a.  a.  0.  S.  20  i.  f.  Malsz  Betracht.  S.  25  »Auf hören 
der  Lebensthätigkeit«.  Derselbe  in  seiner  Zeitschr.  Bd.  II.  S.  225. 
Dr.  Reuling  in  Goldschmidt’s  Zeitschr.  f'.  H.  R.  Bd.  XV.  S.  64  »ökonomische 
mit  der  Lebensdauer  in  Beziehung  stehende  Resultate!« 

13)  Reuling  a.  a.  0.  S.  57 — 64.  Malsz  in  seiner  Zeitschr.  f.  V.  R.  Bd.  II. 
S.  134.  v.  Lichtenfels  a.  a.  0.  S.  24. 
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die  Erfahrung  und  Wissenschaft  geschaffenen  Begriff  der  Vor- 
zeitigkeit hat  es  regelmässig  die  Lebensversicherung  auf  den  Todes- 
fall zu  thun.  Die  specielle  Erwerbsfähigkeit,  die  dabei  in  Frage 
kommt,  ist  die  Sparfähigkeit  oder  auch  die  Kapital  bildende  Kraft 
einer  Person 14).  Die  Gefahr  besteht  also  hier  in  der  Vernichtung 
dieser  Kraft,  bevor  dieselbe  im  Stande  ist,  durch  periodisch  wieder- 
kehrende Geldansammlungen  und  Anlegung  der  jeweilig  ersparten 
Beträge  auf  Zins  und  Zinseszinsen  ein  im  Voraus  bestimmtes 
Kapital  zu  erreichen15). 

Nachdem  so  der  Begriff  der  Lebensversicherung  im  engeren 
Sinne  klar  gestellt  ist,  kann  es  dahingestellt  bleiben,  ob  die  Ver- 
sicherung gegen  die  Erwerhsfähigkeit  nicht  zerstörende,  sondern 
nur  schwächende  Unfälle  hierher  zu  ziehen  ist  oder  nicht,  da  es 
nicht  in  unserer  Absicht  liegt,  um  Worte  zu  streiten. 

Von  praktischer  Bedeutung  dagegen  ist  die  Contro verse,  ob 
hierher  auch  die  Versicherungen  auf  Leibrenten,  Wittwengehalte, 
Pensionen  und  dergleichen  mehr  zu  rechnen  sind,  wie  sich  schon 
daraus  ergiebt,  dass  davon  die  Anwendbarkeit  des  Handelsgesetz- 
buches auf  sie  bedingt  wird  16). 

Diejenigen,  welche  in  dem  zu  langen  Leben  ebenso  wie  in 
dem  zu  frühen  Tode  eine  Gefahr  erblicken,  bejahen  die  aufgewor- 
fene Frage  und  rechnen  noch  den  Leibrenten -Vertrag  und  die 
sogenannte  Aussteuer- Versicherung  hierher 1 7).  Ihnen  steht  diametral 
gegenüber  die  Ansicht  von  Staudinger,  der  im  Anschluss  an 
v.  Gerber  zwischen  Sicherung  gegen  den  Todesfall  als  Motiv  und 
Versicherung  als  Inhalt  des  Vertrages  unterscheidend,  in  allen 
diesen  Fällen  die  Möglichkeit  einer  Assekuranz  leugnet18).  Ohne 
diesen  Standpunkt  zu  theilen,  nähern  sich  ihm  diejenigen,  welche 
zwar  gleichfalls  an  dem  Requisit  einer  Todesgefahr  bei  der  Lebens- 
Versicherung  festhalten  und  damit  mit  Staudinger  den  Leib- 


14)  Malsz:  Betracht.  S.  27.  Derselbe  in  s.  Zeitschr.  f.  V.  R.  Bd.  II. 
S.  229.  Derselbe  in  Goldschmidt’s  Zeitschr.  f.  H.  R.  Bd.  XIII.  S.  500.  Reu- 
ling  a.  a.  0.  S.  69. 

15)  Reuling  a.  a.  0.  S.  69 — 73.  Malsz:  Zeitschr.  f.  V.  R.  Bd.  II.  S.  229. 

16)  H.  G.  B.  Art.  271  No.  3. 

17)  Malsz : Betracht.  S.  26.  28.  Reuling  a.  a.  0.  S.  64  sequ.,  wobei  zu 
berücksichtigen,  dass  hier  nur  von  der  mathematischen  Grundlage  dieser 
Versicherungen  die  Rede  ist.  v.  Lichtenfels  a.  a.  0.  S.  21. 

18)  Staudinger  a.  a.  0.  S.  16 — 21. 
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reuten-  und  den  Aussteuer- Versicherungsvertrag  hier  ausscheiden, 
dagegen  im  Widerspruch  mit  ihm  die  Renten -Versicherung  und. 
die  Assekuranz  auf  Wittwengehalte  und  Pensionen  hierher  zählen  19) 

Präjudiciell  für  die  Richtigkeit  der  so  divergirenden  Ansichten 
ist  augenscheinlich  die  Frage,  ob  in  der  That  in  dem  zu  langen 
Lehen  eine  Gefahr  zu  finden  sei?  Wir  zögern  nicht,  sie  zu  ver- 
neinen. 

Es  mag  allerdings  richtig  sein,  dass  beim  Leibrenten-Vertrag 
das  eine  gewisse  Grenze  überschreitende  Alter  für  die  Versiche- 
rungsgesellschaften bei  rationellem  Betrieb  dasselbe  Risiko  invol- 
virt,  wie  bei  der  Lebensversicherung  der  zu  frühe  Tod20),  und  es 
mag  daraus  für  die  Schriftsteller,  welche  einen  tieferen  Einblick 
in  die  Organisation  von  dergleichen  Anstalten  gewonnen  haben, 
die  Versuchung  entstanden  sein,  ein  solches  Risiko  mit  Gefahr 
im  objectiven  Sinne  zu  identificiren.  Der  Beweis  dagegen,  dass 
in  dem  zu  langen  Leben  an  sich  eine  Gefahr  liege,  dass  es  ein 
an  sich  schädliches  Ereigniss  sei,  ist  damit  nicht  erbracht,  und  es 
steht  demnach  der  Auffassung  des  Leibrentenvertrages  und  der 
Aussteuerversicherung  als  wirkliche  Versicherungen  der  nirgends 
angefochtene  und  wohl  auch  unanfechtbare  Grundsatz  entgegen: 
»Ohne  Gefahr  keine  Versicherung«;  wie  denn  schon  auch  die 
Verschiedenartigkeit  des  historischen  Ursprungs  des  bereits  im 
Mittelalter  bekannten  Leibrentenvertrages  und  der  erst  in  der  Neu- 
zeit entstandenen  Assekuranz  die  Anhänger  der  gegnerischen  An- 
sicht zur  grösseren  Vorsicht  hätte  mahnen  sollen.  Bedarf  daher 
auch  dieser  Punkt  keiner  weiteren  Erörterung,  so  wollen  wir  doch 
noch  auf  eine  Consequenz  verweisen.  Offenbar  kann  dieselbe  Person, 
welche  zu  ihren  Gunsten  einen  Leibrentenvertrag  mit  einer  Asse- 
kuranzgesellschaft eingeht,  gleichzeitig  auch  eine  Lebensversiche- 
rung im  engeren  Sinne  zu  Gunsten  ihrer  Angehörigen  schliessen. 
Würde  nun  angenommen  werden  müssen,  dass  in  dem  zu  langen 
und  in  dem  zu  kurzen  Leben  desselben  Menschen  eine  Gefahr  liege, 
so  liesse  sich  der  Schluss  nicht  von  der  Hand  weisen,  dass  nun- 
mehr sein  Tod  überhaupt  als  Gefahr  zu  erachten  sei.  Damit 
werden  aber  die  Schriftsteller,  welche  den  Leibrentenv ertrag  als 
Assekuranz  auffassen,  zu  einem  Resultate  gedrängt,  welches  ihrer 


19)  Beseler  a.  a.  0.  S.  541  sub  a und  ß. 

20)  Reuling  a.  a.  0.  S.  325. 
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Prämisse,  dass  ein  nothwendig  eintretendes  Ereigniss  wie  der  Tod 
nicht  schon  für  sich  als  Zufall  gelten  könne21),  schnurstracks 
widerspricht. 

Was  endlich  die  Versicherungen  auf  Leibrente,  Wittwen- 
gehalte und  Pensionen  etc.  anlangt,  deren  Eigenthümlichkeit  darin 
besteht,  dass  nicht  ein  bestimmtes  Kapital,  sondern  Rente  an  die 
versicherte  Person  gezahlt  wird22),  so  haben  wir  es  mit  zwei  Ver- 
trägen zu  thun,  einem  Versicherungs-  und  einem  Leibrenten- 
Vertrage. 

Denn  mit  Recht  macht  Foerster  gegen  Staudinger,  der 
hier,  wie  erwähnt,  keine  Assekuranz  annimmt 2 3),  geltend,  dass  der 
Umstand,  ob  die  Versicherungssumme  in  Kapital  oder  Rente  zahl- 
bar ist,  also  der  modus  solvendi,  den  Inhalt  des  Vertrages  nicht 
alteriren  könne24).  Damit  ist  zugleich  die  Existenz  des  Versiche- 
rungsvertrages in  allen  diesen  Fällen  constatirt.  Aber  ebensowenig 
kann  die  Natur  des  Leibrentenvertrages  dadurch  berührt  werden, 
dass  derselbe  in  der  Regel  mit  einem  bestimmten,  hier  dagegen 
mit  einem  von  vornherein  unbestimmten  Tage  beginnt  oder  durch 
den  Umstand,  dass  der  Beneficiar  den  Versicherungsnehmer  über- 
leben muss,  bedingt  wird.  Schon  hieraus  dürfte  sich  die  Annahme 
von  zwei  der  Eingehung  des  Geschäftes  zu  Grunde  liegenden  Ver- 
trägen rechtfertigen.  Hierüber  würde  wohl  kein  Zweifel  obwalten, 
würde  der  Ehemann  zu  Gunsten  seiner  Ehefrau  Kapitalversiche- 
rung auf  seinen  Tod  nehmen,  und  die  Ehefrau  gegen  Hingabe 
oder  richtiger  gesagt  gegen  Belassung  der  Assekuranzsumme  von 
da  ab  Leibrente  sich  ausbedingen.  Statt  ihrer  geht  auch  diesen 
Vertrag  der  Ehemann  ein,  und  es  kann  hierin  keine  auffällige 
Erscheinung  gefunden  werden,  nachdem  auf  dem  Gebiete  des  Ver- 
sicherungsrechtes Verträge  zu  Gunsten  Dritter  von  jeher  sich 
Anerkennung  verschafft  haben. 

Eine  Unterstützung  für  die  Richtigkeit  der  eben  geltend  ge- 
machten Auffassung  möchten  wir  in  den  von  Staudinger  citirten 
Statuten  der  Stuttgarter  Lebensversicherungsbank  finden,  obwohl 


21)  Malsz  in  seiner  Zeitschrift  f.  V.  R.  Bd.  II.  S.  228.  Betrachtungen 
S.  25  sequ.  v.  Lichtenfels  a.  a.  0.  S.  21. 

22)  Beseler  a.  a.  0.  S.  541. 

23)  Staudinger  a.  a.  0.  S.  15  seq. 

24)  Förster  a.  a.  0.  Bd.  II.  S.  402.  Note  3 cfr.  auch  Malsz  Betracht.  S.  28. 
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dieser  sie  zur  Rechtfertigung  seiner  abweichenden  Ansicht  anzieht. 
Zunächst  ist  darin  von  der  Lebensversicherung  im  engeren  Sinne 
die  Rede;  sodann  heisst  es  weiter:  »Die  Kapitalsumme  kann  aber 
in  entsprechende  Leibrente  umgewandelt  werden,  sei  es  nun,  nach- 
dem diese  angefallen  ist,  sei  es  von  vornherein  bei  Eingehung  des 
Vertrages,  so  dass  sich  eine  Verbindung  von  Lebensversicherung 
und  Leibrentenvertrag  in  der  Art  findet,  dass  auf  erstere  nur  der 
Anspruch  auf  Kapital,  auf  letzteren  die  Umwandlung  desselben 
in  eine  Rente  und  der  Bezug  derselben  sich  gründet25). 


25)  Staudinger  a.  a.  0.  S.  21. 
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Drittes  Capitel. 

Von  der  Person  des  Versicherten. 


Zn  den  vielen  misslungenen  Behandlungen  einzelner  Materien 
des  Versicherungsrechtes  gehört  auch  die  der  Frage  nach  der  Person 
des  Versicherten;  denn  es  existirt  wohl  kaum  ein  Schriftsteller 
und  kaum  ein  Gesetzgeber,  der  sich  nicht  hier  mehr  oder  minder 
grosser  Inkonsequenzen  schuldig  gemacht  hätte. 

Fassen  wir  zunächst  das  Handelsgesetzbuch  ins  Auge,  so  hätte 
nach  Art.  782  Jedem  gestattet  sein  müssen,  Assekuranz  zu  nehmen, 
der  ein  in  Geld  schätzbares  Interesse  daran  hat,  dass  Schiff  oder 
Ladung  die  Gefahren  der  Seeschifffahrt  bestehe.  Nichtsdestoweniger 
hat  die  Hamburger  Kommission  sich  ausdrücklich  gegen  diese  Fol- 
gerung verwahrt  und  erklärt,  dass  nur  derjenige  Gläubiger  eines 
Rheders  oder  Ladungseigenthümers  Versicherung  eingehen  könne, 
dessen  Forderungen  mit  dem  der  See  anvertrauten  Vermögen  in 
einem  besonderen  Verband  als  Pfandforderungen,  Schiffsschulden 
und  dergleichen  mehr  stehen1).  Welcher  Natur  aber  dieser  be- 
sondere Verband  sein  müsse,  ist  nirgend  gesagt.  Wir  haben  es 
also  hier  mit  einer  gesetzlichen  Bestimmung  zu  thun,  deren  Unzu- 
länglichkeit von  der  Kommission  erkannt  worden  ist,  ohne  dass 
man  im  Stande  war,  an  ihre  Stelle  eine  bessere  zu  setzen. 

Auch  in  der  Literatur  begegnen  wir  einer  ganz  gleichen 
Prinziplosigkeit. 

So  lässt  v.  Lichten fels  die  Versicherung  des  chirographa- 
rischen Gläubigers  nicht  zu,  weil  möglicher  Weise  die  Zahlungs- 
fähigkeit des  Schuldners  durch  den  Verlust  des  Hauses  nicht  ge- 
fährdet wird2).  Es  bedarf  keiner  Ausführung,  dass  nach  dieser 


1)  Prot.  S.  3132. 

2)  v.  Lichtenfels  a.  a.  0.  S.  19. 
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Begründung  die  quaestio  juris  sich  in  eine  quaestio  facti  verwan- 
delt. Nur  Malsz  hat  hier,  so  viel  wir  wissen,  eine  Grenze  zu 
ziehen  versucht,  indem  er  die  Versicherung  des  unmittelbaren 
Interesses  an  einer  Sache  statuirt;  im  Uebrigen  sie  dagegen  für 
unstatthaft  erklärt.  Dabei  glaubt  er  sich  in  Uebereinstimmung 
mit  Art.  783  H.-G.-B.  zu  befinden3).  Die  Richtigkeit  des  so  auf- 
gestellten Prinzipes  ist  von  keiner  Seite  angegriffen,  und  doch 
zeigt  es  sich  sehr  bald  als  unhaltbar,  selbst  wenn  man  darüber 
hinweggeht,  dass  die  Ausdrücke  »unmittelbares  und  mittelbares 
Interesse«  vom  Standpunkte  der  heutigen  Wissenschaft  aus  auf 
technische  Bedeutung  kaum  Anspruch  erheben  können4).  Auch 
soll  nicht  urgirt  werden,  dass  im  einzelnen  Falle  die  Scheidelinie 
zwischen  direkt  und  indirekt  nur  sehr  gezwungen  und  willkürlich 
sich  wird  aufrecht  erhalten  lassen.  Es  mag  vielmehr  der  Einwand 
genügen,  dass  danach  die  Rückversicherung,  welche  Malsz  als  voll- 
ständig legale  Versicherung  anerkennt5),  für  unzulässig  erklärt 
werden  müsste;  denn  von  einem  unmittelbaren,  mit  dem  Pfand- 
und  Retentionsrecht 6)  hierin  auf  gleicher  Linie  stehenden  Interesse 
des  Rückversicherten  an  der  assekurirten  Sache  wird  man  schwer- 
lich sprechen  wollen. 

Vor  Allem  aber  ist  wunderbar  der  allenthalben  zu  Tage 
tretende  Widerspruch,  dass  man  den  chirographarischen  Gläubiger 
nicht  auf  das  geringste  Vermögensobject  seines  Schuldners,  wohl 
aber  auf  dessen  Tod,  auf  das  Erlöschen  seiner  erwerbenden  Thätig- 
keit,  Versicherung  nehmen  liess  7),  ohne  dass  in  dem  einem  Falle 
eine  direktere  Beziehung  zum  Schicksal  der  assekurirten  Sache 
erfindlicher  wäre,  wie  in  dem  anderen. 

Und  doch  hätte  sich  hier  ein  richtiger  Weg  leicht  eröffnet, 
wenn  man  dabei  von  der  Rechtsparömie  »Ohne  Interesse  keine 
Versicherung«  ausgegangen  wäre.  Allein  diese  Wahrheit  war  zu 
einfach,  als  dass  sie  nicht  hätte  verkannt  werden  sollen;  sie  ist 
gleichmässig  geleugnet  und  übertrieben  worden. 


3)  Malsz  in  Goldschmidt’s  Zeitschr.  Bd.  VIII.  S.  380. 

4)  Cohnfeldt  a.  a.  0.  S.  11.  13.  14. 

5)  Malsz  a.  a.  0.  Bd.  XIII.  506. 

6)  von  Malsz  selbst  gewählte  Beispiele. 

7)  v.  Lichtenfels  a.  a.  0.  S.  27.  Malsz  Betracht.  S.  63.  Munziger  in 
Malsz  Zeitschr.  Bd.  I.  S.  95  u.  a.  m. 
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Geleugnet  hat  sie  Malsz,  allein  es  begegnet  ihm  dabei,  dass 
er  das  Interesse,  von  dem  hier  schlechthin  die  Rede  ist,  mit  der 
Leistung  des  Interesses,  von  dem  hier  nicht  die  Rede  ist,  ver- 
wechselt, so  dass  die  Argumentation,  mit  der  er  seineu  Widerspruch 
begründet,  füglich  auf  sich  beruhen  kann8). 

Ueberschätzt  dagegen  hat  sie  v.  Lichtenfels,  indem  er  aus 
ihr  Aufschluss  über  den  Gegenstand  und  den  Umfang  der  Ver- 
sicherung gewinnen  zu  können  vermeint9),  während  Staudinger 
endlich,  sich  in  unfruchtbarer  Casuistik  ergehend,  mit  seinen  Unter- 
scheidungen zwischen  direktem  und  indirektem,  positivem  und 
negativem,  pekuniärem  und  unschätzbarem  Interesse10)  das  Ver- 
ständnis der  Lehre  sicherlich  wenig  förderte. 

Alle  diese  Schwierigkeiten  werden  aber  mit  einem  Schlage 
überwunden,  wenn  man  nach  dem  Vorgänge  der  neueren  Wissen- 
schaft zwischen  Interesse  und-  Leistung  des  Interesses  unterschei- 
dend n),  die  Rechtsparömie  auf  das  Subjekt  des  Interesses  bezieht12). 
Danach  spricht  sie  nichts  anderes  aus  als  den  Gedanken: 

Versichert  kann  nur  derjenige  sein,  dessen  Ver- 
mögen von  einer  Gefahr  bedroht,  dessen  Ver- 
mögen durch  den  Eintritt  einer  Gefahr  benach- 
theiligt  ist, 

womit  die  von  uns  im  ersten  Capitel  niedergelegte  Auffassung  von 
dem  Gegenstände  der  Versicherung  in  Harmonie  steht. 

Demgemäss  ist  auch  von  diesem  Gesichtspunkte  aus  die  Ver- 
sicherung eines  chirographarischen  Gläubigers  auf  ein  Vermögens- 
objekt seines  Schuldners  abzuweisen,  zwar  nicht  aus  dem  Grunde, 
weil  er  damit  nicht  in  Beziehung  steht,  sondern  aus  dem,  weil 
sein  Vermögen  gar  nicht  von  einer  Gefahr  bedroht  ist.  Der  Ein- 
tritt der  Gefahr  würde  vielmehr  nur  das  Vermögen  seines  Schuld- 
ners treffen.  Die  Nachtheile,  die  für  ihn  daraus  erwachsen,  könn- 
ten höchstens  darin  bestehen,  dass  dadurch  die  seiner  Forderung 
zur  Befriedigung  dienende  Masse  insufficient  wird,  und  würden 
daher  nicht  die  Substanz  der  Forderung,  sondern  nur  deren  Gel- 


8)  Malsz  Betracht.  S.  54.  55. 

9)  v.  Lichtenfels  a.  a.  0.  S.  18.  19. 

10)  Staudinger  a.  a.  0.  S.  93  seq. 

11)  Cohnfeldt  a.  a.  0.  S.  3. 

12)  Cohnfeldt  a.  a.  0.  S.  90.  91. 
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tendmachung  in  der  Executionsinstanz  betreffen.  Allein  die  Ver- 
sicherung gewährt  eben  nur  Schutz  gegen  Gefahr,  mit  dem  Schutz 
gegen  Insufficienz  hat  sie  nichts  zu  thun.  Mit  dem  Augenblicke 
aber,  mit  welchem  derselbe  Gläubiger  auf  dasselbe  Objekt  einen 
Arrestschlag  ausbringt,  ein  Retentions-,  ein  Pfandrecht  oder  sonst 
ein  Recht  daran  erwirbt,  wird  man  ihm  die  Versicherungsnahme 
nicht  versagen  können.  Denn  von  da  ab  zieht  er  ein  Recht  in 
seinen  Vermögenskreis13),  von  da  ab  entsteht  jener  »besondere 
Verband«,  den  die  Hamburger  Konferenz  nicht  näher  zu  charakte- 
risiren  vermochte. 

Hierbei  erübrigt  sich  von  dem  Standpunkt  der  heutigen 
Wissenschaft  aus  die  bereits  an  einer  anderen  Stelle  flüchtig  ge- 
machte Bemerkung 14),  dass  der  Versicherungsnehmer  sowohl  sein 
eigenes  Interesse,  als  auch  das  Interesse  eines  Dritten  (Versiche- 
rung zu  Gunsten  eines  benannten  Dritten  oder  Versicherung  für 
Rechnung,  »wen  es  angeht«)  assekuriren  kann  15). 

Dagegen  bedarf  die  Frage  nach  der  Zulässigkeit  der  Versiche- 
rung auf  das  Leben  eines  Dritten  einer  weiteren  Erörterung,  da 
sie  von  jeher  zu  noch  immer  nicht  ausgetragenen  Streitigkeiten 
Veranlassung  gegeben  hat. 

Einigkeit  herrscht  in  der  Literatur  nur  darüber,  dass  soge- 
nannte Wettassekuranzen  nicht  zu  dulden  seien,  oder  richtiger, 
dass  sie  dem  Gebiet  der  Versicherung  nicht  angehören16).  Ab- 
gesehen von  der  aus  moralischen  Bedenken  hergenommenen  Be- 
gründung dieser  Auffassung,  wird  sie  mit  Fug  und  Recht  damit 
motivirt,  dass  es  hier  dem  Versicherten  an  jedem  Interesse  fehle17). 
Wenn  freilich  v.  Lichtenfels  schon  in  der  Eingehung  der  Asse- 
kuranz und  in  der  damit  verbundenen  Uebernahme  von  Prämien- 
zahlungen das  Vorhandensein  des  Interesses  an  dem  versicherten 
Leben  erblickt18),  so  hebt  er  mit  dem  Nachsatz  den  Vordersatz 


13)  L.  49.  D.  50.  16.  (de  verb.  signific.) 

14)  S.  18. 

15)  H.-G.-B.  Art.  785.  Kübel  a.  a.  0.  Bd.  I.  § 10  S.  365  — 379 
v.  Lichtenfels  a.  a.  0.  S.  30.  31.  32.  Malsz  in  Goldschmidt’s  Zeitschr.  Bd.  VIII. 
S.  375-379. 

16)  Malsz  in  seiner  Zeitschr.  f.  V.-R.  Bd.  II.  S.  132.  v.  Lichtenfels 
a.  a.  0.  S.  27.  Staudinger  a.  a.  0.  S.  94  u.  a.  m. 

17)  Endemann  in  Goldschmidt’s  Zeitschr.  Bd.  X.  S.  282 — 285, 

18)  v.  Lichtenfels  a.  a.  0.  S.  27. 
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auf,  ohne  zu  bedenken,  dass  die  Uebertragung  dieses  Argumentes 
auf  die  Sachversicherung  zu  nicht  zu  duldenden  Consequenzen 
führen  würde.  Danach  muss  es  als  feststehend  angesehen  werden, 
dass  die  Lebensversicherung  nicht  dazu  dienen  soll,  dem  Versicher- 
ten durch  den  Todesfall  eines  Dritten  Vorth  eile  zu  gewähren,  die 
er  ohnedies  nicht  gehabt  hätte,  sondern  nur  die  Nachtheile  aus- 
zugleichen, die  ihm  sonst  der  vorzeitige  Tod  jenes  Dritten  bereiten 
würde.  Das  von  der  Erhaltung  des  versicherten  Lebens  abhängige 
Interesse  darf  eben  nicht  in  das  Interesse  an  dessen  Vernichtung 
umgekehrt  werden. 

Um  so  mehr  aber  divergiren  im  Uebrigen  die  Ansichten.  Die 
einen  verlangen  zum  Begriff  der  Versicherung  auf  das  Leben  eines 
Dritten  ein  pekuniäres  Interesse,  die  anderen  lassen  dagegen  auch 
ein  verwandtschaftliches  zu,  und  zu  dieser  Meinungsverschiedenheit 
tritt  als  neuer  Streitpunkt  noch  die  Frage  hinzu,  ob  die  Person, 
um  deren  Todesfall  es  sich  dabei  handelt,  in  die  Eingehung  der 
Assekuranz  consentiren  müsse  oder  nicht 19). 

Am  unhaltbarsten  ist  dabei  der  Standpunkt  derer,  welche  von 
dem  Requisit  eines  in  Geld  schätzbaren  Interesses  absehen,  selbst 
wenn  man  dabei  vorläufig  ausser  Acht  lassen  wollte,  dass  damit 
von  der  Versicherung  der  vermögensrechtliche  Charakter  abge- 
streift wird.  Schon  die  Unmöglichkeit,  das  moralische  oder  ver- 
wandtschaftliche Interesse  zu  umgrenzen  und  seinen  Begriff  zu 
fixiren,  hätte  vor  dem  Beginnen  warnen  müssen.  Sollte  etwa  dem 
Cousin  die  Versicherung  auf  das  Leben  seines  Vetters  gestattet, 
dem  Gliedcousin  dagegen  versagt  sein,  oder  sollten  alle  Grade  der 
Verwandtschaft  über  den  Kreis  derer  hinaus,  von  denen  man  noch 
etwa  von  einem  Familien -Interesse  sprechen  könnte,  eine  solche 
Assekuranz  nehmen  können?  Oder  sollten  etwa  die  engsten  Freund- 
schaftsbande ein  geringeres  Interesse  zwischen  den  betheiligten  Per- 
sonen bilden,  als  der  Zufall  einer  sattsam  beklagten  Verwandtschaft? 
und  wie  wollte  man  endlich  dem  Einwurf  begegnen,  dass  damit 
die  Versicherung  zur  Trostanstalt  zum  Zwecke  der  Verabreichung 
von  Schmerzensgeldern  gemacht  wird? 

W ir  würden  jedoch  glauben,  den  Gegnern  zu  nahe  zu  treten, 
wollten  wir  nicht  ihre  Ansicht  auch  von  einem  anderen  Gesichts- 


19)  Kübel  a.  a.  0.  § 9 S.  360 — 365.  Staudinger  a.  a.  0.  § 14  S.  93  — 100. 
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punkte  aus  beleuchten.  Denn  es  will  uns  scheinen,  als  hätten  sie 
nur  die  Meinung  vertheidigt,  dass  bei  Versicherungen  auf  das 
Leben  eines  Verwandten  vom  strengen  Nachweis  eines  Vermögens- 
interesses  abzusehen  und  ein  solches  innerhalb  eines  mehr  oder 
minder  grossen  Familienkreises  ohne  Weiteres  anzunehmen  sei20): 
Damit  würde  aber  der  zum  Hauptthor  eben  entlassenen  Wett- 
assekuranz der  Eintritt  durch  eine  Nebenpforte,  wenngleich  in 
beschränkterem  Umfange,  wieder  eröffnet  werden;  man  müsste  denn 
behaupten,  dass  der  aus  rechtmässigen  Gründen  enterbte  Sohn  oder 
der  seinen  bedürftigen  Sohn  alimentirende  Vater  durch  den  Tod 
seines  respectiven  Verwandten  mehr  Nachtheile  erlitte,  als  der 
mittelalterliche  Unterthan  durch  das  Ableben  des  Königs  oder 
Papstes,  den  er  zum  Gegenstand  »seiner  Versicherung«  gewählt 
hatte 21). 

Die  Versicherung  auf  das  Leben  eines  Dritten  auf 
Grund  eines  moralischen  oder  verwandtschaftlichen  Inter- 
esses muss  daher  für  unzulässig  erklär t werden;  wir  glau- 
ben aber  auch  sie  ebenso  verwerfen  zu  müssen,  wenn  sie  auf  Grund 
eines  ökonomischen  Interesses  gesucht  wird. 

Soviel  uns  bekannt,  ist  dabei  nur  die  Assekuranz  des  Gläu- 
bigers auf  das  Leben  seines  Schuldners  von  praktischer  Bedeutung. 
Allein  auch  hier  berührt  der  Tod  nicht  das  Bestehen  seiner  For- 
derung, sondern  betrifft  nur  deren  Exegibilität  in  der  Executions- 
Instanz,  so  dass  auch  hier  die  Versicherung  zum  Schutz  gegen  Insol- 
venz, anstatt  gegen  Gefahr,  führen  würde.  Aber  auch  positiv  spricht 
die  Natur  der  Lebensversicherung  für  unsere  Auffassung. 

Denn  die  erwerbende  Thätigkeit  eines  Menschen,  um  die  es 
sich  hierbei  überall  handelt22),  kann  freilich  einem  Dritten  zu 
Gute  kommen,  allein  einen  Anspruch  darauf,  dass  sie  ihm  zuge- 
wendet werde,  hat  er  nicht23).  Ein  solches  Recht  liesse  sich  auch 


20)  Kübel  a.  a.  0.  S.  364. 

21)  Schon  im  Mittelalter  verboten  cfr.  Endemann  a.  a.  0.  Bd.  X.  S.  282 
Malsz  in  seiner  Zeitschr.  Bd.  II.  S.  132. 

22)  S.  13.  14. 

23)  Dieser  Umstand  fällt  zu  Gunsten  derer,  welche  die  Versicherungs- 
summe den  Gläubigern  nicht  für  haftbar  erklären,  entscheidend  in’s  Ge- 
wicht. cf.  hierüber  Malsz  in  Goldschmidt’s  Zeitschr.  Bd.  XIII.  S.  495 — 502, 
Derselbe  in  seiner  Zeitschr.  Bd.  II.  S.  422 — 431.  Besonders  interessant  ist 
das  in  Malsz’s  Zeitschr.  Bd.  I.  S.  60  mitgetheilte  Erkenntniss  des  cour  impe- 
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gar  nicht  verwirklichen,  da  sie  von  einem  jeder  hierauf  gerichteten 
Einwirkung  unzugänglichen  Willen  bedingt  wird.  Von  diesem 
Gesichtspunkte  aus  rechtfertigt  sich  zugleich  die  Bestimmung  in 
den  Digesten,  wonach  das  Ausschlagen  eines  Erwerbes,  das  nolle 
acquirere,  von  der  Wirksamkeit  der  actio  Pauliana  nicht  umfasst 
wird24).  Die  Versicherung  auf  das  Leben  eines  Dritten  beruht 
daher  entweder  auf  der  Suppedition,  dass  der  Träger  des  ver- 
sicherten Lebens  von  nun  an  bis  zu  seinem  Tode  für  den  Asseku- 
rirten  erwerben  wolle  oder  auf  der  unhaltbaren  Voraussetzung, 
dass  er  hierzu  gezwungen  werden  könne. 

Wir  gelangen  daher  zu  dem  Schluss: 

die  Versicherung  auf  das  Leben  eines  Dritten 
ist  unzulässig. 

Zur  Unterstützung  unserer  Ansicht  möchten  wir,  ganz  abge- 
sehen davon,  dass  einige  Statuten  sie  theilen25),  nur  noch  darauf 
hinweisen,  dass  unseres  Wissens  derartige  Versicherungen  nur  bei 
der  Lebensversicherung  im  engeren  Sinne,  dagegen  nicht  bei  Asse- 
kuranzen gegen  Unfälle  versucht  worden  sind,  obwohl  der  vor- 
zeitige Tod  hier  wie  dort  dieselben  Wirkungen  äussert.  Vermuth- 
lich  fühlte  man  dabei  heraus,  dass  ein  Sohn,  der  seinen  Vater, 
oder  ein  Gläubiger,  der  seinen  Schuldner  für  die  Dauer  einer  Reise 
zu  seinen  Gunsten  versichert,  mehr  auf  dessen  Tod  spekulirt,  als 
Nachtheile  durch  denselben  für  sein  Vermögen  fürchtet. 

Nach  dieser  prinzipiellen  Entscheidung  könnte  es  scheinen, 
als  würde  die  weitere  Erörterung  der  Frage,  ob  Jemand  in  die 
Eingehung  einer  von  einem  Anderen  auf  sein  Leben  zu  nehmen- 
den Versicherung  einwilligen  müsse,  hier  auf  sich  beruhen  können. 
In  der  That  wäre  auch  die  Besprechung  dieses  Punktes  überflüssig, 


riale  zu  Colmar  vom  27.  Februar  1865,  wonach  eine  Polizze  zu  Gunsten  der 
Erben  den  nächsten  Verwandten  auch  dann  zu  statten  kommen  soll,  wenn 
sie  der  Erbschaft  entsagt  haben. 

24)  L.  pr.  § 1 — 5.  L.  19.  20.  D.  42.  8 (quae  in  fraudem).  Die  ab- 
weichende Bestimmung  in  der  preuss.  Conk-O.  § 102  alin.  2 und  im  An- 
fechtungsgesetz vom  9.  Mai  1855  § 5 No.  2 erklärt  sich  daraus,  dass  sich 
nach  preuss.  Recht  der  Erwerb  der  Erbschaft  mit  dem  Tode  des  Erblassers 
von  selbst  vollzieht.  §§  367.  368  Tit.  9 Th.  I.  A.  L.-R.  Förster  a.  a.  0.  Bd.  I. 
S.  515  Note  49. 

25)  Staudinger  a.  a.  0.  S.  23. 
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würde  nicht  der  hinzutretende  Consens  mit  einem  Male  die  ganze 
Sachlage  ändern. 

Denn  die  Kapital  bildende  Kraft,  mit  der  es  die  Lebensver- 
sicherung auf  den  Todesfall  zu  thun  hat,  beruht  zwar  auf  indivi- 
dueller Fähigkeit;  allein  diese  Fähigkeit  ist  nicht  in  dem  Maasse 
•ndividuell,  dass  sie  nicht  einer  Person,  in  der  sie  nicht  vorhanden 
ist,  von  anderer  Seite  gewährt  werden  könnte.  Ob  durch  eigene 
Sparsamkeit  oder  durch  Zuwendung  eines  Dritten  ein  bestimmtes 
Kapital  erworben  wird,  ist  wenigstens  im  vermögensrechtlichen 
Resultate  ganz  gleich.  Da  nun  bei  der  Lebensversicherung  in  der 
Prämie  zugleich  das  Kapital  bildende  Element  enthalten  ist26),  so 
folgt  daraus,  dass  Jemand,  der  auf  das  Leben  eines  Dritten  Ver- 
sicherung nimmt  und  die  Prämien  zahlt,  damit  auch  die  Kapital 
bildeude  Kraft  jenes  Dritten  herstellt,  freilich  regelmässig  in  der 
Voraussetzung  und  unter  der  Bedingung,  dass  sie  Niemandem 
ausser  ihm  zugewendet  werde.  Der  Träger  des  versicherten  Lebens 
acceptirt  daher  mit  seiner  Einwilligung  in  die  Assekuranz  diese 
Bedingung  und  verzichtet  demgemäss  darauf,  über  die  ihm  so  von 
aussen  her  gewährte  Sparfähigkeit  zu  Gunsten  eines  Anderen  als 
des  Versicherungsnehmers  zu  disponiren.  Durch  seinen  Consens 
wird  daher  die  Versicherung  auf  fremdes  Leben  zur 
Versicherung  des  eigenen  Lebens  zu  Gunsten  eines 
Dritten. 

Die  von  Malsz  getadelte  Bestimmung  vieler  Statuten,  dass 
auch  bei  der  Versicherung  auf  das  Leben  eines  Dritten  der  Selbst- 
mord des  letzteren  die  Zahlungsverbindlichkeit  der  Gesellschaft 
auf  hebt,  erscheint  bei  unserer  Auffassung  rationell,  und  dürfte 
somit  eben  so  wenig  auf  »rechnerischer  Kalkulation«  beruhen27), 
wie  das  Erforderniss  des  Consenses  einer  weit  verbreiteten  Ansicht 
nach  auf  polizeilichen  Rücksichten  28). 


26)  Malsz,  Betracht.  S.  27.  Derselbe  in  seiner  Zeitschr.  f.  V.-R.  Bd.  II. 
S.  229-232.  Reuling  a,  a.  0.  S.  69— 73. 

27)  Malsz  in  Goldschmidt’s  Zeitschr.  Bd.  XIII.  S.  65. 

28)  Munziger  in  Malsz’  Zeitschr.  f V.-R.  Bd.  I.  S.  95.  Kübel  a.  a.  0. 
Bd.  I.  § 9 S.  360  sequ.  Malsz’  Betracht.  S.  63. 


Viertes  Capitel. 

Die  Leistung  des  Interesses. 


Nach  dem  Inhalt  des  Versicherungsvertrages  übernimmt  der 
Versicherer  eine  Gefahr.  Indem  er  ihre  Folgen  innerhalb  der 
durch  Vereinbarung  festgestellten  Grenzen  trägt,  kommt  er  seiner 
Verbindlichkeit  nach.  Behufs  deren  Bestimmung  sind  daher  die 
aus  ihr  entspringenden  Nachtheile  näher  in’s  Auge  zu  fassen. 

Zunächst  äussert  nun  eine  jede  Gefahr  sich  in  der  Wirkung, 
dass  sie  Furcht  und  Unsicherheit  erzeugt.1)  (Wirkung  der 
schwebenden  Gefahr.)  Hieraus  folgt  die  Verpflichtung  des 
Versicherers,  den  Versicherten  von  dieser  Sorge  zu  befreien.  Dies 
thut  er  — seine  Solvenz  vorausgesetzt  — durch  Anerkennung 
der  Rechtsbeständigkeit  des  Vertrages.  Leugnet  er  sie,  so  verletzt 
er  schon  damit  das  Interesse  des  anderen  Contrahenten,  und  es 
ist  daher  damit  für  letzteren  actio  nata  vorhanden.  Demgemäss 
hat  die  Praxis  niemals  geschwankt,  eine  Klage  auf  Anerkennung 
der  Rechtsbeständigkeit  einer  Polizze  zu  gewähren,  und  damit 
gegenüber  der  En demann’ sehen  Ansicht  in  der  Gefahrübernahme 
mehr  als  eine  blosse  Bedingung  für  die  Leistung  einer  im  Voraus 
bestimmten  Summe  erblickt;  denn 

ante  conditionem  non  recte  agi , cum  nihil  interim 
debeatur. 2) 

Schon  materieller  ist  die  Wirkung  der  dem  Vermögen  sich 
nähernden,  mit  weiterem  Umsichgreifen  drohenden  Gefahr. 
Sie  veranlasst  zu  ihrer  Abwendung  und  Bekämpfung  die  Auf- 
wendung von  Mitteln,  welche  man  sonst  erspart  haben  würde. 


1)  Malsz,  Betracht.  S.  16. 17. 

2)  L.  13  § 5 D.  XX.  1 (de  pign.  act.). 


Es  ist  jedoch  dies  nicht  die  Eigentümlichkeit  einer  jeden  Gefahr, 
vielmehr  nur  einer  solchen,  deren  Vorwärtsschreiten  menschliche 
Kraft  an  sich,  gleichviel  mit  welchem  Erfolge,  begegnen  kann. 
Im  Fall  einer  dem  entsprechend  genommenen  Versicherung  besteht 
daher  hier  die  Leistung  des  Assekuradeurs  im  Ersatz  der  zweck- 
mässig aufgewendeten  Mittel.3) 

Hierbei  ist  man  jedoch  nicht  stehen  geblieben,  vielmehr  hat 
man  geglaubt,  auch  die  Wirkungen  der  eingetretenen  Gefahr, 
welche  bei  der  Versicherung  vor  Allem  interessiren,  specialisiren 
zu  müssen.  Indem  man  dabei  in  Gemässheit  der  im  ersten  Capitel 
dargestellten  Auffassung  nur  die  Wirkung  der  Gefahr  auf  die 
Sache,  anstatt  auf  das  Vermögen,  berücksichtigte  und  deshalb  an- 
nahm, dass  dieselbe  in  der  Vernichtung  eines  Werthes  bestehe, 
lehrte  man,  dass  die  Ersatzpflicht  des  Versicherers  auf  die  Er- 
stattung dessen  Wiederherstellungs-  oder  Anschaffungspreises  ge- 
richtet sein  müsse.4) 

Es  traten  jedoch  Fälle  ein,  in  denen  das  juristische  Gefühl 
darauf  hindeutete,  dass  bald  der  Versicherer  mehr  geleistet,  bald 
der  Versicherte  weniger  empfangen  hätte,  als  der  Inhalt  des  Ver- 
trages zu  gestatten  schien.5) 

Eine  Aktiengesellschaft  hatte  z.  B.  äusserst  luxuriöse  Bauten 
in  einer  Einöde  errichtet  und  sie  für  mehrere  100,000  Tlilr.  ver- 
sichert. Nach  eingetretenem  Brande  empfing  sie  die  Versiche- 
rungssumme, baute  wohlfeilere  und  zweckmässigere  Bauten,  und 
während  sie  vorher  am  Rande  des  Bankerutts  gestanden  hatte, 
verwendete  sie  nunmehr  einen  Theil  des  erhobenen  Kapitals  zum 
Geschäftsbetriebe  und  stellte  so  ihre  zerrütteten  Finanzverhält- 
nisse her. 

Umgekehrt  hatte  Jemand  eine  Maschine  für  20,000  Fl.  ver- 
sichert. Nach  zweijährigem  Gebrauche  brannte  sie  ab,  und  es 
erhielt  der  Versicherte  deren  Verkaufs werth  mit  10,000  Fl.  er- 


3)  H.-G.-B.  Art.  838  No.  3.  814.  Wir  möchten  hierher  auch  die 
zeither  von  der  Gesetzgebung  noch  gar  nicht  beachteten  Ge- 
sundheitspflege-Vereine rechnen. 

4)  Malsz  in  s.  Zeitschr.  Bd.  I.  S.  6 sequ.,  a.  a.  O.  S.  107.  Derselbe  in 
Goldschmidt’s  Zeitschrift  Bd.  VI.  S.  380.  v.  Lichtenfels  a.  a.  O.  S.  37.  Kübel 
a.  a.  O.  Bd.  I.  S.  379  (Ansicht  der  Dresd.  Conf.). 

5)  Malsz  in  s.  Zeitschr.  Bd.I.  S.  11,  S.  108.  Derselbe  in  Goldschmidt’s 
Zeitschr.  a.  a.  0.  Bd.  VI.  S.  382. 
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stattet.  Er  musste  deshalb  zur  Anschaffung  einer  neuen  Maschine 
10,000  Fl.  zulegen,  obgleich  die  alte  noch  vollkommen  brauchbar 
und  auf  viele  Jahre  hinaus  betriebsfähig  war. 

In  dem  erstgenannten  Falle  beansprucht  daher  Malsz  für  die 
Versicherungsgesellschaften  das  ihnen  in  England  und  Frankreich 
regelmässig  zustehende  Recht,  die  abgebrannten  Gebäude  selbst 
wiederherzustellen,  indem  er  annimmt,  dass  alsdann  jene  Aktien- 
gesellschaft sich  zu  einem  Vergleich  herbeigelassen  hätte. 

Im  letztgenannten  Falle  dagegen  verlangt  er,  dass  die  Lebens- 
dauer einer  solchen  Maschine  berechnet  und  ihr  Abnutzungswerth 
auf  die  einzelnen  Jahre  repartirt  werde,  so  dass  danach  der  Ver- 
sicherte die  Anschaffungskosten  abzüglich  des  Abnutzungswerthes 
für  die  bereits  abgelaufene  Gebrauchszeit  erhalten  soll. 

Wir  haben  daher  für  die  Schadensberechnung  bereits  Einen 
Grundsatz  und  zwei  Ausnahmen.  Aber  damit  noch  nicht  genug, 
wurden  für  jeden  einzelnen  Fall  neue  Ausnahmen  statuirt,  so  oft 
eben  die  Regel  augenscheinlich  nicht  passte. 

Es  hatte  der  Pächter  eines  Grundstückes  das  von  ihm  darauf 
errichtete  Gebäude  gegen  Feuerschaden  versichert.  In  Rücksicht 
darauf,  dass  sein  Interesse,  weil  zeitlich  beschränkt,  ein  geringe- 
res, als  das  des  Eigenthiimers  sei,  billigte  ihm  das  Handelsgericht 
zu  Marseilles  nur  »la  valeur  des  simples  materiaux  sous  la  de- 
duction  des  frais  de  demolition«  zu.6)  Mit  Recht  tadelt  Malsz 
an  dieser  Entscheidung,  dass  der  Gebrauchswerth  des  Gebäudes 
für  die  Dauer  des  Pachtvertrages  nicht  berücksichtigt  worden  sei; 
allein  es  entgeht  ihm,  dass  er  damit  in  die  von  ihm  selbst  sonst 
empfohlene  Schätzung  des  objectiven  jWerthes  hier  ein  subjectives 
Moment  hineinzieht. 

Aber  an  dem  einmal  aufgestellten  Grundsatz  wurde  trotzdem 
mit  der  grössten  Unbefangenheit  festgehalten,  und  anstatt  dass 
man  durch  dergleichen  Vorgänge  hätte  darauf  hingeführt  werden 
sollen,  seine  Stichhaltigkeit  sorgfältiger  zu  prüfen,  drehte  man 
den  Spiess  um  und  mahnte  zur  Vorsicht  bei  seiner  Anwendung7) 
oder  empfahl  auch  auf  solche  Singularitäten  wegen  der  dadurch 
möglichen  Chikane  und  Streitigkeiten  wenigstens  vom  gesetz- 
geberischen Standpunkt  aus  keine  Rücksicht  zu  nehmen.8) 


6)  Malsz  in  Goldschmidt’s  Zeitschr.  Bd.  XIII.  S.  418. 

7)  Malsz  in  seiner  Zeitschr.  Bd.  1.  S.  11. 

8)  Kübel  a.  a.  O.  Bd.  I.  S.  385. 
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So  standen  die  Dinge  innerhalb  der  Feuerversicherung  hei 
den  ihrer  Natur  nach  stabilen  oder  doch  wenigstens  regelmässig 
nicht  erheblichen  Schwankungen  ausgesetzten  Werthen.  Aber 
noch  weit  mehr  musste  die  Verwirrung  hei  der  Transportversiche- 
rung steigen,  wo  dasselbe  Object  an  verschiedenen  Orten  und  zu 
verschiedenen  Zeiten,  mithin  als  ein  variirender  Werth,  in  Betracht 
kommt.  Hier  konnte  man  nicht  mehr,  wie  bei  der  Feuerversiche- 
rung, daran  denken,  für  die  Leistung  des  Versicherers  den  Werth 
der  Sache  z.  Z.  und  am  Orte  des  Unterganges  entscheidend  sein 
zu  lassen,  weil  sonst  die  Assekuranz  ihren  Zweck,  einen  Schaden 
zu  vergüten,  leicht  verfehlt  haben  würde.9) 

Man  sah  sich  daher  genöthigt,  das  aufgestellte  Princip, 
welches  man  bereits  innerhalb  derselben  Versieh erungsbranche 
durchbrochen  hatte,  nunmehr  auch  je  nach  der  Verschiedenartig- 
keit der  einzelnen  Versicherungskategorien  zu  modifiziren. 

Es  blieb  dabei  für  die  Transportversicherung  die  Erörterung 
der  Frage  übrig,  ob  nunmehr  der  Werth  zur  Zeit  und  am  Ort 
der  Abladung  der  Güter  oder  der  am  Bestimmungsorte  für  die 
Bemessung  des  durch  den  Unfall  verursachten  Schadens  maass- 
gebend sein  sollte*  Die  Hamburger  Kommission  entschied  sich 
für  die  erstere  Alternative,  allein  nur  aus  Zweckmässigkeitsgrün- 
den und  mit  der  ausgesprochenen  Absicht,  damit  der  Pasciscir- 
freiheit  der  Interessenten  nicht  vorgreifen  zu  wollen10).  Rück- 
sichtlich der  versicherten  Güter  wurde  daher  der  Assekurirte  so 
gestellt,  als  wäre  das  gefährliche  Unternehmen  gar  nicht  gewagt 
worden,  während  man  im  Uebrigen  von  dem  Grundsatz  ausging, 
man  müsse  ihn  so  behandeln,  als  wenn  sein  Unternehmen  ge- 
glückt wäre* 11). 

Und  diese  so  unverblümt  ausgesprochene  Prinzipwidrigkeit 
wurde  von  den  Schriftstellern  als  prinzipgemäss  vertheidigt. 

So  will  v.  Lichte nfels  den  Preis  am  Bestimmungsorte  nicht 
als  richtigen  Maassstab  gelten  lassen,  weil  damit  die  Versicherung 
auch  den  gehofften  Gewinn  und  nicht  blos  das  damnum  emergens 
umfassen  würde.  Warum  aber  dieser  Erfolg  vermieden  werden 
müsse,  wird  von  ihm  nicht  weiter  gesagt,  im  Gegentheil  an  einer 


9)  v.  Lichtenfels  a.  a.  0.  S.  38. 

10)  H.-G.-B.  Art.  803.  Prot.  S.  3027-29. 

11)  Prot.  S.  3026. 
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Stelle  die  Bemerkung  gemacht,  dass  die  volkswirtschaftliche  Auf- 
gabe der  Versicheruug  erst  mit  der  Ausdehnung  der  Haftung 
auch  auf  den  gehofften  Gewinn  wirklich  erfüllt  erscheine  12). 

In  ähnlicher  Weise  erklärt  Malsz,  dass  das  Interesse  des 
Versicherten,  der  Schade,  der  ihn  treffen  könnte,  »augenscheinlich« 
im  Werthe  der  Waaren  am  Abgangsorte  zuzüglich  der  Trans- 
portkosten oder,  was  auf  dasselbe  hinauskomme,  im  Werthe  am 
Bestimmungsorte  bestehe  13).  Angenommen,  wenn  auch  keineswegs 
zugegeben,  dass  die  ausgesprochene  Behauptung  richtig  wäre,  so 
würde  es  gewiss  einfacher  gewesen  sein,  den  Werth  am  Bestim- 
mungsorte für  die  Schadensberechnung  ins  Auge  zu  fassen,  als  zu 
demselben  Resultate  durch  Addition  des  Werthes  am  Abgangsorte 
zuzüglich  der  Transportkosten  zu  gelangen,  ganz  abgesehen  davon, 
dass  Art.  803  H.-G.-B.  die  Fracht  nicht  ohne  Weiteres  als  einen 
Tlieil  des  Schadens  erachtet.  Bei  der  Hagelversicherung  wiederum 
war  zur  Ermittelung  des  Schadens  weder  der  Werth  zur  Zeit  des 
Eintritts  der  Gefahr  noch  der  zur  Zeit  deren  Uebernahme  zu  ver- 
wenden, und  es  musste  daher  für  sie  hoch  ein  besonderer  Grund- 
satz sanktionirt  werden  14). 

Ich  glaube  daher,  mich,  der  weiteren  Mühe  einer  noch  detail- 
lirteren  Aufzählung  der  im  überreichen  Maasse  zu  Tage  tretenden 
Inkonseqenzen  überheben  zu  können  und  annehmen  zu  dürfen, 
dass  das  entrollte  Bild  schon  ausreichen  wird,  darzuthun,  dass 
nur  arge  Selbsttäuschung  wähnen  konnte,  ein  richtiges  Prinzip 
für  das  Maass  der  Leistung  des  Versicherten  gefunden  zu  haben. 

Man  konnte  aber  auch  nicht  zu  ihm  gelangen,  da  noch 
immer  der  Blick  in  der  Auffassung  des  Gegenstandes  der  Ver- 
sicherung getrübt  war.  Auf  der  einen  Seite  war  zwar  erkannt 
worden,  dass  nicht  die  Sache  selbst,  vielmehr  das  Interesse  hier 
in  Frage  komme,  allein  auf  der  anderen  SePe  scheute  man  sich 
die  Trennung  zu  vollziehen  — man  sprach  von  dem  Interesse  an 
der  Erhaltung  einer  Sache  — und  bei  dieser  Halbheit  wurde  die 
ältere  Lehre  nicht  ganz  beseitigt,  die  neue  nicht  ganz  hergestellt. 
So  fiel  man  leicht  in  den  früheren  Fehler  zurück.  Nicht  mehr 
das  einzelne  Haus  galt  als  versichert,  sondern  der  in  ihm  liegende 


12)  v.  Lichtenfels  a.  a.  0.  S.  38.  39. 

13)  Malsz  in  s.  Zeitschr.  Bd.  I.  S.  8. 

14)  Kübel  a.  a.  0.  Bd.  II.  S.  64. 


33  


Werth,  — das  war  der  ganze  Fortschritt,  den  Gesetzgebung  und 
Wissenschaft  im  schliesslichen  Resultate  gemacht  hatte. 

An  Stelle  aller  zeither  gemachten  Versuche,  die  Leistung  des 
Assekuradeurs  zu  bestimmen,  muss  vielmehr  nach  den  von  uns  im 
ersten  Capitel  vertheidigten  Prämissen  mit  logischer  Nothwendig- 
keit  der  Grundsatz  treten: 

Nach  eingetretenem  Unglücksfall  haftet  der  Ver- 
sicherer dem  Versicherten  für  das  versicherte 
Interesse. 

Er  hat  daher  verabredetermaassen  die  Nachtheile  auszugleichen, 
welche  in  der  Vermögenslage  des  Versicherten  durch  den  Eintritt 
der  Gefahr  entstanden  sind15),  er  hat,  mit  anderen  Worten,  das 
zu  leisten,  wieviel  dem  Versicherten  in  vermögensrechtlicher  Be- 
ziehung daran  gelegen  war,  dass  der  bestimmte  Unfall  nicht  ge- 
schehen wäre16).  Hierin  kann  um  so  weniger  eine  Anomalie  ge- 
funden werden,  als  die  Leistung  des  Interesses  keineswegs  begriffs- 
mässig  ein  Verschulden  voraussetzt17). 

Der  Unterschied  zwischen  der  zeither  beliebten  und  der  hier 
vertretenen  Verfahrungsweise  besteht  also  darin,  dass  nach  jener 
ein  objektiver,  hier  dagegen  ein  subjektiver  Maassstab  für  die 
Schadensermittelung  angelegt  und  an  Stelle  des  »quanti  res  est« 
das  »quanti  interest«  gesetzt  wird18).  Mag  daher  auch  immer  im 
einzelnen  Falle  Werth  und  Interesse  zusammenfallen,  begrifflich 
bleiben  sie  geschieden  und  praktisch  führen  beide  auch  oft  zu 
anderen  Resultaten,  indem  das  Interesse  den  Werth  weit  über- 
steigen und  hinter  demselben  Zurückbleiben  kann 19). 

Kehren  wir  nunmehr  zu  den  oben  erwähnten  Rechtsfällen 
zurück,  welche  Veranlassung  gegeben  hatten,  von  dem  aufgestell- 


15)  Windscheid,  Fand.  Bd.  II.  §257  S.  27.  §258  S.  28. 

16)  Windscheid  a.  a.  0.  Quanti  ejus  interest,  z.  B.  moram  factam  non 
esse.  L.  36  § 2 D.  de  usufr.  7.  1.  L.  114  D.  dev.  o.  (45. 1);  rem  evictam 
non  esse.  L.  23  C.  de  evict.  8.45;  proinde  quidquid  haberet,  si  non  manu- 
misisset.  L.  11  pr.  D.  de  min.  4.4;  omnia  quaecunque  habiturus,  vel  asse- 
cuturus  erat  is,  qui  dejectus  est,  si  vi  dejectus  non  esset  ....  eumque 
tantum  consecuturum,  quanti  sua  interesset  se  vi  dejectum  non  esse.  L.  1 
§ 41  D.  de  vi  43.  16;  cf.  L.  15  § 7 D.  quod  vi  43.  24. 

17)  Windscheid  Bd.  II.  § 257  S.  28  und  Note  5.; 

18)  Cohnfeldt  a.  a.  0.  S.  90.  Windscheid  a.  a.  0.  S.  27. 

19)  Cohnfeldt  a.  a.  0.  S.  64  sequ.  Puchta,  Pand.  S.  351. 
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ten  Grundsatz  abzuweichen  und  Ausnahmen  zu  statuiren,  so  finden 
wir  in  ihnen  bei  unserem  Standpunkt  keine  besonderen  Schwierig- 
keiten mehr. 

Der  Pächter,  der  nur  den  Materialwerth  der  von  ihm  errich- 
teten Gebäude  erstattet  bekam,  der  Besitzer  von  Maschinen,  dem 
nur  der  Taxwerth  derselben  im  gebrauchten  Zustande  vergütet 
worden  war,  hatte  eben  nicht  sein  darüber  hinausgehendes  Interesse 
von  der  Versicherungsgesellschaft  geleistet  erhalten,  und  zwar  beide 
nicht,  weil  ihnen  für  den  Verlust  des  Gebrauchswerthes  der  ver- 
brannten Gegenstände  kein  Ersatz  gegeben  worden  war.  Die 
Aktiengesellschaft  dagegen,  welcher  für  die  eingeäscherten  luxu- 
riösen Bauten  die  volle  Versicherungssumme  ausgezahlt  worden 
war,  hatte  von  vornherein  zu  Unrecht  ihr  Interesse  mit  dem  Werth 
dieser  Bauten  identificirt,  da  für  einen  Nachth eil,  der  seinen  Grund 
im  übermässigen  Luxus  hat,  Ersatz  nicht  begehrt  werden  kann 2 °). 

Ex  damni  infecti  stipulatione  non  oportet  infinitam 
vel  immoderatam  aestimationem  fieri,  utputa  ob  tectoria 
et  ob  picturas;  licet  enim  in  haec  magna  erogatio  facta 
est,  attamen  ex  damni  infecti  stipulatione  moderatam 
aestimationem  faeiendam,  quia  honestus  modus  servan- 
dus  est,  non  immoder  ata  cujusque  luxuria  sub- 
sequenda 21), 

obwohl  im  Uebrigen  bei  der  cautio  damni  infecti  der  Cavent  zur 
Leistung  des  ganzen  Interesses  verpflichtet  ist22). 

Beiläufig  bemerkt  erklärt  sich  zugleich  von  dem  hier  ver- 
tretenen Gesichtspunkt  aus  die  fast  in  allen  deutschen  Versiche- 
rungs-Statuten wiederkehrende  Bestimmung,  wonach  dem  Ver- 
sicherten bei  Verlust  seiner  Ansprüche  die  Verpflichtung  auferlegt 


20)  Ebensowenig  fällt  unter  den  Begriff  des  Interesses  der  aus  einer 
Unehrenhaftigkeit  entspringende  Nachtheil.  L.  83  D.  R.-V.  G.  1.  L.  11 
L.  76  § 1 D.  de  furt.  47.  2 Mit  Recht  wird  daher  die  Versicherung  gegen 
die  Gefahr  der  Confiscation  von  Gütern  in  Folge  einer  Zoll-Defraudation  als 
unzulässig  zurückgewiesen.  Malsz:  Zeitschr.  f.  V.-R.  Bd.  I.  S.  65.  v.  Lichten- 
fels  a.  a.  0.  S.  19. 

21)  L.  40  pr.  D.  de  damni  infect.  39.  2.  L.  13  § 1 D.  de  S.  P.  U.  8.  2. 
Windscheid  a.  a.  0.  S.  29. 

22)  Baron,  Fand.  § 315  S.  653.  Vermuthlich  liegt  der  Grund  des  lex 
darin,  dass  in  der  Verwendung  von  Capitalien  auf  übermässigen  Luxus  ein 
Verzicht  auf  ihre  Benutzung  zu  vermögensieclitlichen  Zwecken  gefunden  wird. 
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ist,  nach  Möglichkeit  die  versicherte  Sache  bei  eintretender  Gefahr 
zu  retten23);  denn  es  gilt  vom  Interesse  die  Regel: 

Quod  quis  ex  culpa  sua  datnnum  sentit,  non  intelligitur 
damnum  sentire24). 

Wenn  auch  nicht  verkannt  werden  darf,  dass  in  concreto 
auch  bei  unserer  Auffassung  es  nicht  an  thatsächlichen  Schwierig- 
keiten, den  Umfang  des  Interesses  zu  bestimmen,  fehlen  wird,  so 
ist  doch  immerhin  ein  allgemein  gütiges,  für  alle  bereits  bekannten 
und  in  Zukunft  noch  etwa  entstehenden  Versieh  er ungsbranchen 
anwendbares  Prinzip  gefunden,  wonach  das,  was  man  die 
versicherte  Sache  nannte,  überall  als  das  im  speciellen 
Falle  versicherte  Interesse  sich  darstellt.  Hätte  man  dies 
früher  erkannt,  so  hätte  es  nicht  erst  einer  constanten  Judicatur 
bedurft,  um  die  Ansprüche  Dritter  auf  die  Versicherungssumme 
als  unberechtigt  zurückzuweisen25),  und  voraussichtlich  hätte  man 
auch  bei  der  Transportversicherung  das  Steigen  und  Fallen  der 
Preise  berücksichtigt,  anstatt  zu  erklären,  dass  dies  bei  ihr  nicht 
nöthig  sei,  sei  es,  weil  man  glaubte,  hier  die  Vertragszeit  wegen  ihrer 
vermeintlich  kurzen  Dauer  als  untheilbar  behandeln  zu  müssen26), 
sei  es,  dass  man  es  einfach  vorzog,  »aus  Zweckmässigkeitsgründen« 
den  Knoten  zu  durchhauen,  den  man  zu  lösen  nicht  vermochte27). 


In  der  Praxis  freilich  gestaltet  sich  die  Sache  ein  wenig 
complicirter.  Jede  Versicherungsgesellschaft  verlangt  nämlich  bei 
Eingehung  einer  Sachversicherung  einen  Werthanschlag  oder  eine 


23)  cf.  Malsz  in  Goldschmidt’s  Zeitschr.  Bd.  XIII.  S.  438.  439  und  die 
daselbst  citirten  Entscheidungen. 

24)  L.  203  D.  de  R.  J.  (50.  17.) 

25)  Erk.  d.  Ob.-Trib.  vom  19.  September  1846,  Entscb.  Bd.  13  S.  243, 
wonach  die  Versicherungssumme  bei  Mobilien  dem.  Pfandgläubiger  für  nicht 
haftbar  erklärt  wurde.  Pl.-Beschl.  vom  5.  December  1853,  Entsch.  Bd.  27 
S.  4,  wonach  derselbe  Grundsatz  für  die  Versicherung  von  Immobilien  auf- 
gestellt  wurde.  Erkenntn.  vom  27.  Januar  1851,  Strieth.  Arch.  Bd.  12  S.  67, 
wonach  dem  Eigenthümer  kein  Anspruch  auf  die  Versicherungssumme  des 
Niessbrauchers  oder  — Erk.  des  Kreisger.  zu  Magdeburg  vom  5.  Mai  1865 
in  Goldschmidt’s  Zeitschr.  Bd.  XIII.  S.  423  und  Malsz’  Zeitschr.  Bd.  II.  S.  380 
— des  Pächters  zusteht. 

26)  Malsz  in  s.  Zeitschr.  Bd.  I.  S.  9. 

27)  Kübel  a.  a.  0.  Bd.  I.  S.  66. 
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Taxe,  und  es  entsteht  daher  die  Frage,  welche  rechtliche  Bedeutung 
dieser  Maassregel  beiwohnt,  indem  die  dabei  konkurrirenden  Zweck- 
mässigkeits-  und  Sicherheitsgründe  dahin  gestellt  bleiben  sollen. 

Nach  unserer  bisherigen  Auffassung  müsste  darin  die  Ver- 
anlagung des  Interesses  liegen,  mithin  die  Veranlagung  der  Vor- 
theile, welche  der  Versicherte  haben  würde,  wenn  ein  bestimmter 
Unfall  von  seinem  Vermögen  fern  bliebe.  Dies  lässt  sich  aber 
nicht  im  Voraus  angeben;  erst  nach  seinem  Eintritt  kann  die  Grösse 
der  von  ihm  verursachten  Nachtheile  ermessen  werden.  Dagegen 
ist  derselbe  Zweck  dadurch  erreichbar,  dass  der  — übrigens  bei 
den  Versicherungen  meistenteils  nur  berücksichtigte  positive  — 
Schaden  im  Voraus  berechnet  wird,  den  eine  Gefahr  äussersten 
Falles  anzurichten  im  Stande  ist,  oder  doch  wenigstens  der,  den 
man  alsdann  vergütet  wissen  will. 

Der  Werthanschlag  ist  daher  die  Veranlagung  der 
befürchteten  Maximal  nachtheile. 

Für  die  Richtigkeit  dieser  Auffassung  spricht  zunächst  die 
Bedeutung  des  s.  g.  Versicherungswertes  als  des  höchsten  Wertes, 
den  ein  Gegenstand  während  des  Laufes  der  Versicherung  erreichen 
kann,28)  sodann  der  Umstand,  dass  bei  der  Assekuranz  eines  Waaren- 
lagers  mit  wechselndem  Bestände  nicht  die  bei  Eingehung  des 
Vertrages  vorhandenen  Quantitäten  und  Werte  maassgebend,  viel- 
mehr die  Maximalquantitäten  und  der  Maximalwerth  versicherbar 
sind,29)  und  endlich  die  Thatsache,  dass  bei  der  Hagelversicherung 
nur  ein  Er wartungs werth  in  Frage  kommt.30)  Demgemäss  ist  die 
Versicherungssumme  — und  darauf  ist  zeither  kein  Gewicht  gelegt 
worden  — nicht  blos  die  Limitirung  der  Leistung  des  Versicherers, 
sondern  auch  zugleich  das  Aequivalent  für  die  grössten 
Nacht  heile,  die  der  Versicherungsnehmer  besorgt  und 
die  er  eintretenden  Falles  durch  die  Assekuranz  aus- 
geglichen wissen  will. 

Hieraus  folgt,  dass  der  Versicherer  bei  sogenanntem  Total- 
verlust  die  Versicherungssumme  voll  zu  zahlen  hat,  während  bei 
geringerem  Schaden  sich  seine  Leistungspflicht  nach  folgender 
Proportion  bestimmt: 

28)  S.  oben  S.  7. 

29)  § 5 des  Ges.  vom  8.  Mai  1887  über  Mobiliar -Versicherungswesen. 

30)  Kübel  a.  a.  0.  Bd.  I.  S.  382,  Bd.  II.  S.  64. 
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Maximalnachtheile  (veranschlagter  Werth,  Total- 
verlust) : Maximaläquivalent  (Versicherungssumme) 
= der  in  concreto  ermittelte  Schaden  : x31) 

Mit  unserer  Auffassung  treten  wir  aber  wiederum  mit  der 
Praxis  in  Contrast.  Ihr  galt  ja  noch  immer  im  Wesentlichen  die 
Sache  als  Gegenstand  der  Versicherung;  die  Taxe  ist  ihr  einfach 
deren  Werthanschlag.  Aus  dieser  Quelle  entsprang  der  nicht 
genugsam  zu  tadelnde  Begriff  der  Selbst  Versicherung 32).  Sie 
wird  bekanntlich  als  vorhanden  angenommen,  wenn  die  Versiche- 
rungssumme den  Versicherungs werth  nicht  erreicht,  und  nicht  zu- 
fällig ist  man  zu  dieser  Anschauung  gelangt;  sie  scheint  mir  viel- 
mehr ein  Produkt  der  zeitherigen  Irrlehren  in  der  Auffassung  des 
Versicherungsgegenstandes  zu  sein.  Denn  wenn  einmal  die  einzelne 
Sache  für  versicherbar  gehalten  wird,  so  ist  es  logisch  unfassbar, 
sie  nur  theilweise  zu  versichern,  weil  sie  gleichmässig  in  allen 
ihren  Theilen  der  Gefahr  ausgesetzt  ist.  Wurde  nun  die  Sache 
nicht  zum  vollen  Werth  versichert,  so  half  man  sich  mit  der  Fiktion, 
dass  dies  trotzdem  in  Folge  der  Selbstversicherung  geschehen  sei. 
War  ihr  Werth  gestiegen,  so  lag  der  Fall  ebenso,  als  wenn  er 
von  Hause  aus  nur  zu  einem  Bruchtheil  versichert  gewesen  wäre. 

Es  war  dies  die  trefflichste  Erfindung,  welche  die  Versiche- 
rungsgesellschaften machen  konnten,  und  man  muss  ihnen  das 
Verdienst  zugestehen,  sie  redlich  ausgebeutet  zu  haben.  Sie  leistete 
ihnen  den  Erfolg,  dass  es  dadurch  ermöglicht  wurde,  aus  einer 
Totalversicherung  eine  Quoten  Versicherung  und  aus  einer 
Quotenversicherung  wiederum  eine  Versicherung  zu  einem 
geringeren  Bruchtheil  zu  machen. 

War  z.  B.  ein  Waarenlager  zu  10,000  Thlr.  veranschlagt  und 
so  hoch  versichert,  und  befand  sich  zur  Zeit  des  Brandes  darin 
eine  Waarenmenge  von  15,000  Thlr.,  so  wurde  der  Schade  im 
Verhältniss  von  2/3  : */3  repartirt,  so  dass,  wenn  er  6000  Thlr. 
betrug,  der  Versicherte  nur  4000  Thlr.  bekam33). 


31)  Damit  stimmen  alle  neueren  Gesetzbücher  überein.  Kübel  a.  a.  0. 
Bd.  H.  S.  1—5.  H.-G.-B.  Art.  796. 

32)  Malsz  dn  s.  Zeitschr.  Bd.  I.  S.  12.  15.  Derselbe  in  Goldschmidt’s 
Zeitschr.  Bd.  VI.  S.  382.  Kübel  a.  a.  O.  Bd.  II.  S.  1. 

33)  Nach  unserer  Theorie  hätte  der  Versicherte  6000  Thlr.  erhalten 
müssen;  10,000  : 10,000  = 6000  : x. 
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War  der  Werth  einer  Sache  dagegen  auf  15,000  Thlr.  an- 
gegeben, und  war  er  im  Laufe  der  Versicherung  aub  20,000  Thlr. 
gestiegen,  so  wurde,  falls  die  Versicherungssumme  nur  10,000  Thlr. 
betrug,  der  Schade  im  Verhältniss  von  2 : 1 ersetzt,  und  dem- 
gemäss dem  Versicherten  hei  einem  Verlust  von  6000  Thlr.  nur 
die  Hälfte  mit  3000  Thlr.  ausgezahlt34). 

Nun  war  es  aber  doch  zu  absonderlich,  dass  Jemand,  der 
einen  grösseren  Schaden,  als  den  von  Hause  aus  veranschlagten, 
erlitten  hatte,  weniger  ausgezahlt  bekam,  als  wenn  der  Werth 
derselbe  gebliehen  und  demgemäss  der  Schade  geringer  gewesen 
wäre.  Um  trotzdem  die  zeitherige  Verfahrungsweise  zu  recht- 
fertigen,  blieb  nichts  übrig,  als  zum  Schaden  den  Spott  hinzuzu- 
fügen, indem  man  dem  Versicherten  Vorwürfe  über  die  Sorglosig- 
keit machte,  mit  der  er  bei  einer  Vermehrung  der  versicherten 
Quantität  oder  beim  Steigen  eines  Werth  es  Nachversicherung  zu 
nehmen  verabsäumt  hätte35)  und  vergass  dabei  auch  die  Kehrseite 
in  Betracht  zu  ziehen,  indem  umgekehrt  die  Gesellschaften  bei 
einer  Verminderung  des  Quantums  oder  beim  Sinken  des  Werthes 
in  Folge  des  Grundsatzes,  dass  die  Prämie  untheilbar  sei,  die  ein- 
mal eingegangene  Verpflichtung  theilweis  zu  relaxiren  niemals 
willens  waren36). 

Ja,  man  scheute  sich  nicht,  die  Inkonsequenz  so  weit  zu 
treiben,  den  Gedanken  auszusprechen,  dass  es  der  Willkür  des 
Versicherten  überlassen  bleiben  müsse,  für  die  Gefahr,  die  er 
fürchtet,  ganz  oder  theilweis  Deckung  zu  suchen37),  während  man 
ihn  durch  das  Prinzip  der  Selbstversicherung  zwang,  stets  den  vollen 
Werth  zu  versichern  und  mit  seinem  Steigen  durch  Erhöhung  der 
Prämie  Schritt  zu  halten,  wenn  er  nicht  anders  Nachtheile  erleiden 
wollte. 

Aber  damit  ist  es  noch  nicht  abgethan.  Da  nämlich  der 
Werth  einer  Sache  für  versichert  erklärt  wurde,  so  Hessen  die 


34)  Nach  unserer  Theorie  hätte  der  Versicherte  4000  Thlr.  erhalten 
müssen;  15,000  : 10,000  = 6000  : x. 

35)  Malsz  in  Goldschmidt’s  Zeitschr.  Bd.  VI.  S.  382.  Derselbe  in  sei- 
ner Zeitschr.  Bd.  I.  S.  12. 

36)  Derselbe  in  Goldschmidt’s  Zeitschr.  Bd.  VI.  S.  365  sequ.  und  a.  a.  O. 
Bd.  XIII.  S.  98  sequ.  H.-G.-B.  Art.  902.  Prot,  S.  3635. 

37)  Malsz  in  seiner  Zeitschrift  Bd.  I.  S.  14. 
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Gesellschaften  bald  den  zur  Zeit  der  Eingehung  des  Vertrages 
bald  den  zur  Zeit  der  Beschädigung  maassgebend  sein,  je  nachdem 
es  ihnen  vorteilhafter  war.  Sie  schoben  ihn  hin  und  her  in 
ihrem  Interesse  und  zum  Nachtheil  der  Versicherten. 

Wenn  z.  B.  der  Werth  bei  Eingehung  15,000  Thlr.  betrug, 
der  zur  Zeit  des  Brandes  12,000  Thlr.  und  die  Versicherung  auf 
10,000  Thlr.  genommen  war,  so  wurde  bei  einem  Schaden  von 
6000  Thlr.  nach  folgender  Proportion  gerechnet: 

15000  : 10000  = 6000  : x 
x = 4000 38). 

War  dagegen  der  Werth  gestiegen,  so  dass  er  sich  also  bei- 
spielsweise zur  Zeit  des  Brandes  auf  20,000  Thlr.  belief,  so  wurde 
bei  sonst  gleichen  Verhältnissen  wie  folgt  gerechnet: 

20000  : 10000  = 6000  : x 
x ==  3000 39). 

Hieraus  ergiebt  sich,  dass  die  Gesellschaften  beim  Sinken  eines 
Werthes  die  Zeit  der  Versicherungsnahme,  beim  Steigen  desselben 
die  Zeit  seiner  Beschädigung  über  das  Maass  ihrer  Leistung  ent- 
scheiden Hessen.  Der  Grund  für  ihre  Verfahrungsweise  liegt  auf 
der  Hand.  Beim  Fallen  eines  Werthes  wurde  nämlich  die  Quote 
der  sogenannten  Selbstversicherung  kleiner  und  demgemäss  die  von 
der  Gesellschaft  zu  leistende  Bäte  grösser,  und  man  wollte  daher 
von  diesem  Werth  hier  nichts  wissen.  Beim  Steigen  eines  Werthes 
dagegen  drehte  sich  die  Sache  um,  die  Quote,  mit  der  der  Selbst- 
versicherer am  Schaden  Theil  zu  nehmen  hatte,  wurde  grösser  und 
demgemäss  die  der  Gesellschaft  geringer,  und  darum  war  dann 
der  Werth  zur  Zeit  des  Unfalls  der  allein  richtige  und  maass- 
gebende. 

Zu  diesen  Begehungssünden  tritt  aber  noch  eine  Unterlassungs- 
sünde hinzu. 

Bei  der  Theilversicherung  hätte  man  nämlich  beim  Sinken 
eines  Werthes  consequent  zu  dem  Resultate  gelangen  müssen,  dass 
der  Versicherte  niemals  die  Versicherungssumme  voll  erheben 
könnte.  War  z.  B.  eine  Sache  von  Hause  aus  4000  Thlr.  werth 
und  nur  zu  3000  Thlr.  versichert  und  der  Werth  zur  Zeit  ihrer 
totalen  Vernichtung  auf  2000  Thlr.  heruntergegangen,  so  hätte  er 


38)  Richtig  auch  bei  unserer  Auffassung. 

39)  4000  waren  zu  zahlen;  15,000  : 10,000  = 6000  : x. 
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in  diesem  Falle  nach  der  zeitherigen  Berechnungsart  nur  1500  Thlr. 
beanspruchen  dürfen;  denn  nur  drei  Viertheile  der  Sache  wären 
Gegenstand  der  Versicherung  gewesen,  so  dass  auch  nur  drei  Vier- 
theile des  Schadens  auszugleichen  gewesen  wären40).  Noch  in  der 
Dresdener  Bund  es -Kommission  stritt  man  sehr  lebhaft  über  diese 
Frage.  Die  Logik  verlangte  ihre  Entscheidung  zu  Ungunsten  des 
Versicherten,  das  juristische  Gefühl  forderte  ihre  entgegengesetzte 
Lösung  — und  so  war  das  schliessliche  Resultat  einer  langen  Be- 
rathung  der  ohne  hinreichende  Gründe  gezogene  Schluss,  dass  die 
Versicherungssumme  voll  auszuzahlen  sei.  So  waren  in  Folge  des 
unrichtigen  Ausgangspunktes,  den  man  gewählt  hatte,  erst  ein- 
gehende Debatten  nöthig,  um  zu  dem  Grundsatz  zu  gelangen,  dass 
der  Versicherte  erhalten  müsse,  was  ihm  von  Rechts  wegen  ge- 
bühre 41). 

Nun  trat  aber  auch  dasselbe  Dilemma  an  die  Gesellschaften 
heran.  Sie  waren  damit  vor  die  üble  Wahl  gestellt,  entweder  eine 
handgreifliche,  dem  Publikum  die  Augen  öffnende  Ungerechtigkeit 
oder  eine  ebenso  handgreifliche  Prinzipwidrigkeit  zu  begehen.  Aus 
den  Statuten  habe  ich  nicht  mit  genügender  Sicherheit  entnehmen 
können,  für  welche  Alternative  die  Entscheidung  darin  ausfällt; 
soviel  ich  indess  erfahren,  wird  in  der  Praxis  in  dem  in  Rede 
stehenden  Fall  die  Versicherungssumme  ohne  Abzug  ausgezahlt  — 
vermutlilich  aus  Coulance. 

Was  so  verloren  war,  wurde  indess  schnell  genug  wieder  auf 
anderer  Seite  eingebracht.  Mit  dem  nicht  sparsam  gebrauchten 
Präjudiz  der  Verwirkung  aller  Ansprüche  aus  der  Polizze  wurde 
nämlich  gleichmässig  eine  wahrheitswidrige , zu  hohe  Angabe  des 
Werthes  einer  Sache  zur  Zeit  der  Versicherungsnah  me  wie  die  zur 
Zeit  ihrer  Beschädigung  bedroht42),  indem  man  sich  den  Unter- 
schied beider  Begriffe  nicht  genügend  klar  machte.  Jener  ist,  wie 
bereits  gesagt,  die  Maximalgrenze  des  befürchteten,  durch  die 
Versicherung  abzuwendenden  Schadens,  dieser  dagegen  bezeichnet 
die  Grösse  des  erlittenen  Schadens.  In  einer  falschen  Angabe  der 
Maximalgrenze  liegt  die  Gefahr  für  die  Gesellschaften,  dass  die 
Versicherung  zur  Spekulation  und  demgemäss  zur  Herbeiführung 


40)  Nach  der  Proportion:  4000  : 3000  — 2000  : x. 

41)  Kübel  a.  a.  O.  Bd.  II.  S.  3—6. 

42)  Malsz  in  Goldschmidt’s  Zeitschr.  Bd.  XIII.  S.  469. 
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des  schädlichen  Zufalls  anreizen  könnte,  und  der  angedrohte  Nach- 
theil ist  daher  begründet.  In  der  zu  hohen  Werthangabe  nach 
eingetretenem  Unfälle  liegt  dagegen  nur  eine  Uebersetzung  der 
Schadensrechnung,  und  das  harte  Präjudiz  ist  um  so  weniger  am 
Platze43),  als  dem  Versicherten  ohnedies  nach  prozessualischen 
Grundsätzen  die  Beweispflicht  über  die  Höhe  des  erlittenen  Scha- 
dens obliegt. 

Vollkommen  irrig  ist  daher  die  Ansicht44),  dass  die  Anwen- 
dung betrügerischer  Mittel  zur  Begründung  einer  Forderung  schon 
nach  allgemeinen  Grundsätzen  von  der  Ersatzpflicht  befreie,  da 
eine  plus  petitio,  auch  wenn  sie  dolose  geschieht,  nach  heutigem 
Recht  die  Verwirkung  des  im  Uebrigen  begründeten  Anspruches 
nicht  nach  sich  zieht.  Aber  in  den  Statuten  wird  das  exorbitante 
Präjudiz  nicht  einmal  auf  den  Fall  der  Arglist  eingeschränkt;  hat 
doch  selbst  eine  Gesellschaft  sich  aus  dem  Grunde  ihrer  Zahlungs- 
pflicht entziehen  wollen,  weil  eine  Uebersetzung  der  Schadens- 
rechnung daraus  zu  folgern  sei,  dass  der  Versicherte  die  abge- 
brannten Fabrikgebäude  einige  Zeit  früher  in  einer  Subhastation 
billiger  erstanden  habe45). 

Das  war  der  äusserste  Vortheil,  der  für  die  Gesellschaften 
aus  der  Annahme,  dass  der  Werth  versichert  sei,  entsprang.  Nur 
mit  Einem  Nachtheil  waren  sie  dabei  bedroht,  und  auch  diesem 
wussten  sie  glücklich  zu  entrinnen.  Denn  wenn  die  Sache  und 
deren  W erth  als  versichert  aufgefasst  wurde,  so  musste  man  in  der 
Ausstellung  der  Polizze  eine  Anerkennung  der  Existenz  beider 
finden.  Die  Vermuthung  sprach  daher  für  deren  Fortbestand46), 
so  dass  den  Gesellschaften  die  Beweispflicht  darüber  obgelegen 
hätte,  dass  hinterdrein  eine  Aenderung  hinsichtlich  des  Quantums 
oder  des  Werthes  vor  sich  gegangen  und  dadurch  der  Schade  ge- 
ringer geworden  sei,  — und  in  der  Judikatur  ist  auch  vereinzelt 
diese  Ansicht  vertreten  worden,47).  Die  Gesellschaften  sicherten 


43)  z.  Th.  abweichender  Ansicht  Bundes-Oberhandelsgericht  im  Erk. 
vom  22.  Juni  1871  Entsch.  Bd.  II.  S.  362 — 364,  cf.  auch  Entsch.  des  Reichs- 
Oberhandelsgerichts  Bd.  II.  S.  426— 427. 

44)  Erk.  des  Kreisgerichts  Magdeburg  in  Goldschmidt’s  Zeitschrift 
a.  a.  0.  S.  469. 

45)  Malsz  in  Goldschmidt’s  Zeitschr.  Bd.  XIII.  S.  470. 

46)  § 28  Tit.  13  Th.  I.  A.  G.-O. 

47)  Erk.  des  Hand.-Appell.-Ger.  zu  Nürnberg  vom  12.  Februar  1867. 
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sich  deshalb  gegen  eine  solche  Konsequenz  durch  die  Aufnahme 
einer  Bestimmung  in  die  Statuten,  wonach  die  Beweispflicht  aus- 
drücklich dem  Versicherten  auferlegt  wurde,  so  dass  ihnen  das  Lob 
gespendet  werden  muss,  dass  sie  trotz  aller  Unklarheit  der  Begriffe 
die  Grenze  zwischen  dem,  was  ihnen  frommte  und  nicht  frommte, 
scharf  innezuhalten  im  Stande  waren. 

Das  waren  die  schlimmen  systematischen  Folgen  einer  schlim- 
men Systemlosigkeit,  mit  der  künstlich  ein  Labyrinth  von  Ver- 
irrungen und  Verwirrungen  aufgebaut  wurde,  aus  dem  noch  Nie- 
mand, der  sich  zeither  hineingewagt,  glücklich  zurückgekehrt  ist. 


Erk.  des  Ober-Ger.  zu  Hannover  vom  28.  October  1867,  mitgetheilt  in  Gold- 
schmidt’s  Zeitschr.  a.  a.  0.  S.  456 — 458.  461. 


Fünftes  Capitel. 

Die  Anzeigepflicht. 


Die  Lehre  von  der  Anzeigepflicht  und  von  der  Veränderung 
der  Gefahr  hat  von  jeher  der  versicherungsrechtlichen  Literatur 
und  der  Kodifikation  die  grössten  Schwierigkeiten  bereitet.  Es 
sind  die  verschiedensten  Versuche  gemacht  worden,  sie  rechtlich 
zu  konstruiren  und  zu  umgrenzen,  allein  mit  so  wenig  Erfolg,  dass 
der  Nachfolger  immer  auf  hob,  was  der  Vorgänger  geschaffen  hatte, 
so  dass  jede  nur  mögliche  Ansicht  aufgestellt,  aber  auch  jede  isolirt 
geblieben  ist.  Schon  hieraus  ersehen  wir,  dass  man  zu  keinem 
richtigen  Ergebniss  gelangt  sein  kann;  denn  das  ist  eben  die  Macht 
der  Wahrheit,  dass  sie  Bekenner  schafft. 

Bleiben  wir  zunächst  hei  der  Anzeigepflicht  stehen,  so  wurde 
sie  in  der  älteren  Theorie  damit  gerechtfertigt,  dass  der  Ver- 
sicherungsvertrag ein  Vertrag  uberrimae  fidei  sei  *),  und  noch  heut 
zu  Tage  finden  sich  häufig  Anklänge  an  diese  inhaltlose  und 
unrichtige  Vorstellung.  Sie  ist  inhaltlos,  weil  sie  weder  über  den 
Grund  dieser  vermeintlichen  Eigenthümlichkeit  des  Versicherungs- 
vertrages noch  über  deren  Umfang  Aufschluss  giebt1  2) ; sie  ist 
unrichtig,  weil  eine  Anzeigepflicht  des  Versicherers  thatsächlich 
nicht  besteht,  wie  denn  auch  die  Hamb  arger  Konferenz  nach  langen 
Erörterungen  zu  keiner  anderen  Satzung  gelangt  ist,  als  zum  Art. 
789  H.-G.-B. , wonach  der  Assekuradeur  nur  diejenigen  ihm 
bekannten  Thatsachen  mitzutheilen  hat,  welche  die  Gefahr,  um 
deren  willen  Versicherung  gesucht  wird,  ganz  oder  theilweise  auf- 
heben3)  — eine  ganz  überflüssige  Bestimmung,  weil  wegen  des 


1)  § 2024  Tit.  8 Th.  II.  A.  L.-R. 

2)  v.  Lichtenfels  a.  a.  0.  S.  46  u.  f. 

3)  Prot.  S.  3143-47,  S.  4294— 98. 
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konkurrirenden  dolus  schon  nach  allgemeinen  Rechtsprinzipien 
der  Vertrag  anfechtbar  sein  würde. 

v.  Lichtenfels  dagegen,  von  seiner  Grundanschauung  aus- 
gehend, dass  die  Versicherung  in  die  Kategorie  der  aleatorischen 
Verträge  gehöre,  erblickt  in  diesem  Umstande  die  Begründung 
der  Anzeigepflicht.  Selbst  wenn  wir  seine  Prämisse  als  begründet 
anerkennen  wollten,  könnten  wir  darum  noch  nicht  die  von  ihm 
gezogene  Konsequenz  theilen.  Denn  wenn  es  auch  richtig  sein 
mag,  dass  bei  gewagten  Geschäften  jeder  Contrahent  schuldig  ist, 
dem  anderen  alle  ihm  bekannten  Umstände,  welche  zur  Zeit  des 
Vertrages  schon  vorhanden  und  von  Wichtigkeit  für  den  Erfolg 
des  Geschäftes  sind,  treulich  anzuzeigen4),  so  wäre  doch  noch 
immerhin  hier  die  Anonalie  zu  rechtfertigen,  wonach  diese  beson- 
dere bona  fides  nur  von  dem  Versicherungsnehmer,  nicht  aber  von 
dem  Versicherer,  verlangt  wird.  v.  Lichtenfels  fühlt  dies  selbst 
heraus,  und  er  sieht  sich  deshalb  zu  der  Bemerkung  veranlasst, 
dass  die  Anzeigepflicht  des  Versicherers  zwar  prinzipiell  existire, 
jedoch  ohne  praktische  Bedeutung  sei 5).  Allein  der  Schleier,  mit 
dem  er  so  die  Schwäche  der  Argumente  zu  verdecken  sucht,  ist 
denn  doch  zu  durchsichtig,  als  dass  sie  dadurch  verborgen  bleiben 
könnte.  Der  so  überaus  nahe  liegenden  Frage,  worin  theoretisch 
die  Anzeigepflicht  des  Versicherers  bestehe,  setzt  er  Stillschweigen 
entgegen.  Warum  sie  praktisch  nicht  zum  Vorschein  komme, 
wird  ebenso  wenig  gesagt.  Dabei  wird  einem  Theorem  zu  Liebe 
von  der  Wissenschaft  verlangt,  dass  sie  Luftgebilde  schaffe,  von 
denen  das  Leben  nichts  wissen  will,  und  übersehen,  dass  die  An- 
zeigepflicht bei  aleatorischen  Verträgen  sich  von  der  bei  Asse- 
kuranzgeschäften wesentlich  unterscheidet.  Denn  dort  beruht  sie 
auf  der  aufs  Höchste  gesteigerten  bona  fides.  Wenn  auch  deren 
Begriff  streitig  ist,  so  steht  doch  soviel  fest,  dass  es  sich  hierbei 
um  subjektive  Ueberzeugung  handelt6).  Die  Anzeigepflicht  wird 
daher  bei  gewagten  Geschäften  durch  Mittheilung  aller  bekannten 
Umstände  erschöpft,  welche  man  für  erheblich  hält  oder  doch 
wenigstens  für  erheblich  halten  muss  (subjektive  Wahrheit). 

Bei  der  Versicherung  dagegen  sind,  wie  v.  Lichtenfels  — 


4)  Förster  a.  a.  0.  Bd.II.  S.  121.  §539  Tit.  11  Th.  L A.  L.-R. 

5)  v.  Lichtenfels  a.  a.  0.  S.  47. 

6)  Baron,  Pand.  § 144  S.  300— 302.  Puchta,  Pand.  § 157  S.  259  Noted. 
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und  zwar,  wie  wir  bald  sehen  werden,  mit  Recht  — anninimt7), 
die  objektiv  erheblichen  Umstände  anzuzeigen.  Auf  die  subjektive 
Ueberzeugung  kommt  es  daher  hier  nicht  an.  v.  Lichten f eis 
vindizirt  trotzdem  dem  Versicherungsnehmer  den  Schutz  der  bona 
fides  und  macht  sieb  damit  eines  Widerspruches  insofern  schuldig, 
als  er  damit  von  ihm  zwar  verlangt  , dass  er  objektiv  die  Wahr- 
heit sagen  müsse,  indess,  davon  sofort  wieder  zurückkommend, 
schliesslich  sich  damit  einverstanden  erklärt,  dass  er  sie  hier  nur 
subjektiv  zu  sagen  brauche. 

Eine  dritte  Ansicht  motivirt  die  Anzeigepflicht  aus  der  für 
den  rationellen  Betrieb  nothwendigen  Kalkulation,  welche  es  mit 
sich  brächte,  dass  der  Versicherer  über  die  Beschaffenheit  der 
Gefahr,  ihre  Art,  ihre  Grösse  und  ihren  Umfang  orientirt  werde  8). 
Damit  erklärt  man  sie  aber  nicht  mehr  aus  dem  Wesen  des  Ver- 
trages, vielmehr  aus  ausserhalb  desselben  liegenden  Umständen. 
Man  müsste  sie  zugleich  für  begründet  und  unbegründet  halten, 
je  nachdem  die  Person  des  Versicherers  die  Statistik  und  Wahr- 
scheinlichkeitsrechnung zu  Hilfe  nimmt  oder  nicht.  Wenn  Malsz 
hingegen  erinnert,  dass  nur  das  rationell  begründete  Versicherungs- 
geschäft Anspruch  auf  rechtliche  Beachtung  habe  und  demgemäss 
die  vereinzelt  abgeschlossene  Versicherung  als  eine  thörichte  Laune 
ignoriren  zu  müssen  glaubt9),  so  werden  mit  solchen  Argumenten 
allenfalls  ankämpfende  Zweifel  beschwichtigt,  niemals  damit  gelöst 
— und  bald  werden  wir  davon  zu  sprechen  haben,  zu  welch 
wunderbarem  und  kaum  fassbarem  Fehler  der  von  ihm  empfoh- 
lene Weg  geführt  hat10). 

Ohne  jede  Motivirung  ist  in  dieser  Frage  der  wiederum  ab- 
weichende Standpunkt  von  Wolf,  der  die  Anzeigepflicht  als  die 
stillschweigende  lex  contractus,  »als  in  der  Natur  der  Sache« 
liegend  erachtet* 11),  und  so  zu  einem  jener  Gemeinplätze  seine 
Zuflucht  nimmt,  an  denen  das  Versicherungsrecht  in  unerfreulicher 
Weise  so  überaus  reich  ist,  zum  sichersten  Zeichen  dafür,  dass  in 
ihm  noch  Begriffe  und  Gründe  fehlen.  Aber  auch  abgesehen 


7)  v.  Lichtenfels  a.  a.  0.  S.  48—50. 

8)  Kübel  a.  a.  0.  Bd.  II.  § 15  S.  7 — 10. 

9)  Malsz  in  s.  Zeitschr.  Bd.  II.  S.  134. 

10)  S.  S.  72. 

11)  Wolf  in  Malsz’  Zeitschr.  Bd.  II.  S.  339— 345. 
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davon,  was  ist  mit  einem  solchen  Vordersatz  gewonnen?  Welche 
Schlüsse  sollten  sich  aus  ihm  für  den  Umfang  der  Anzeigepflicht 
ergehen?  Die  Antwort,  die  darauf  ertheilt  worden  ist,  ist  wenig 
befriedigend.  Von  der  Annahme  »selbstverständlicher  Voraus- 
setzungen« für  den  einen  und  anderen  Kontrahenten  ausgehend, 
gelangt  Wolf  zu  einer  mehr  oder  minder  willkürlichen  Kasuistik, 
in  der  er  beide  sich  selbst  das  sagen  lässt,  was  er  ihnen  in  den 
Mund  zu  legen  grafjß  für  gut  befindet12). 

Es  bleibt  somit  nur  noch  übrig,  die  eigenthiimliche  Stellung 
zu  erörtern,  die  Malsz  zur  Anzeigepflicht  einnimmt. 

Von  vornherein  zwischen  Gegenstand,  Inhalt  und  Zweck  des 
Vertrages  nicht  unterscheidend13),  versteht  er  bei  der  Versicherung 
unter  Gefahr: 

1.  die  Art  des  befürchteten  Ereignisses  (Ursache  der  Gefahr), 

2.  das  individuelle  Verhalten  der  versicherten  Sache  zu  diesem 
Ereigniss  (Gefährlichkeit  der  Sache), 

3.  den  eventuellen  Schaden  des  Eintritts  der  Gefahr14). 

Da  nun  der  Versicherer  durch  den  Assekuranzvertrag  die 
Gefahr  nach  diesen  drei  Richtungen  übernehme,  so  erfordere  die 
Perfektion  des  Vertrages  Willensübereinstimmung  über  eine  jede 
derselben  15). 

Das  individuelle  Verhalten  der  Sache  zur  Gefahr  berechne 
sich  aber  aus  zwei  Faktoren,  einmal  aus  der  allgemeinen  Statistik 
der  Ereignisse,  sodann  aus  besonderen,  nicht  aus  allgemeiner  Er- 
kenntniss  herzuleitenden  Umständen.  Jene  seien  daher  bei  dem 
einzelnen  Versicherungsfalle  nicht  besonders  festzustellen,  sie  bil- 
deten nicht  einen  Theil  des  Objekts  des  Vertrages,  sondern  fielen 
in  das  subjektive  Bereich  der  Kontrahenten,  diese  dagegen  seien 
genau  anzugeben,  fielen  nicht  in  die  subjektive  Sphäre  der  Kon- 
trahenten, und  seien  mithin  ein  wesentlicher  Theil  des  Vertrags- 
objektes 16). 

Die  Anzeigepflicht  sei  daher  zur  Willensübereinstimmung  noth- 
wendig  und  ihre  V erletzung  habe  somit  vertragshindernde  Wirkung 1 7). 

12)  Wolf  a.  a.  0.  S.  345—355. 

13)  Malsz,  Betrachtungen,  S.  7.  15.  16. 

14)  Derselbe  a.  a.  0.  S.  15. 16. 

15)  Malsz,  Betracht.,  S.  28.  29. 

16)  Malsz  a.  a.  0.  S.  15. 

17)  Malsz  a.  a.  0.  S.  28;  cf.  auch  Malsz  in  s.  Zeitschr.  Bd.  I.  S.  108  sequ. 
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Die  Malsz’ sehe  Theorie  würde  daher,  die  Richtigkeit  ihrer 
Prämissen  vorausgesetzt,  die  Lehre  von  der  Anzeigepflicht  trotz 
ihres  augenscheinlichen  Bestrebens,  sie  aufs  Höchste  zu  schrauben, 
ganz  entbehrlich  machen,  indem  sie  auf  dieselbe  nur  die  allge- 
meinen Rechtsprinzipien  über  Irrthum  und  seine  Folgen  angewendet 
wissen  will.  Ob  damit  den  Versicherungsgesellschaften  gedient 
wäre,  kann  hier  dahingestellt  sein.  Jedenfalls  bleibt  es  auffällig, 
warum  nicht  Malsz  soweit  geht,  die  Anzeigepflicht  einfach  aus 
dem  Versicherungsrecht  als  hierher  nicht  gehörig  hinauszuweisen. 
Es  scheint  somit,  als  wenn  ihm  denn  doch  Zweifel  über  die  Stich- 
haltigkeit seiner  Voraussetzungen  aufgestiegen  wären.  Nach  unserer 
Meinung  sind  sie  unzweifelhaft  unhaltbar. 

Mit  Recht  ist  nämlich  gegen  sie,  abgesehen  von  der  künst- 
lichen Zergliederung  der  Gefahr  und  der  ebenso  künstlichen  Unter- 
scheidung zwischen  objektiver  und  subjektiver  Vertragssphäre, 
sowie  von  der  ganz  willkürlichen  Unterstellung,  dass  das  indivi- 
duelle Verhalten  der  Sache  zu  einem  bestimmten  Zufall  begriffs- 
mässig  zur  Gefahr  gehöre , allseitig  geltend  gemacht  worden,  dass 
die  Gefährlichkeit  einer  Sache,  die  mehr  oder  minder  grosse  Wahr- 
scheinlichkeit des  Eintritts  des  schädlichen  Ereignisses  für  den 
Versicherer  allenfalls  ein  Motiv  abgeben  kann,  .einen  Antrag  an- 
zunehmen oder  abzulehnen,  niemals  aber  den  Inhalt  des  Asseku- 
ranzvertrages bilde  18). 

Ebenso  muss  Kübel  darin  beigetreten  werden,  dass  bei  der 
Annahme  eines  wesentlichen  Irrthums  die  Verletzung  der  Anzeige- 
pflicht den  Vertrag  eo  ipso  nichtig  machen  würde,  während  that- 
sächlich  hier  nur  von  einem  dem  Versicherer  allein  zustehenden 
Anfechtungsrechte  die  Rede  sei19). 

Zu  diesen  Gründen  wollen  wir  in  aller  Kürze  noch  einige 
hinzufügen,  von  denen  wir  uns  noch  weit  mehr  Wirksamkeit 
versprechen. 

Nach  Malsz  hätte  also  der  Versicherer  die  Gefahr  in  dem 
oben  erwähnten  dreifachen  Sinne,  also  die  Ursache  der  Gefahr, 
die  Gefährlichkeit  der  Sache  und  die  Wirkung  der  Gefahr  dem 
Versicherten  abzunehmen.  Seine  Leistung  würde  daher  auch,  wie 


18)  v.  Lichtenfels  a.  a.  0.  S.  36.  47.  Kübel  a.  a.  0.  Bd.  II.  S.  10.  Wolf 
a.  a.  0.  S.  340  sequ. 

19)  Kübel  a.  a.  0.  S.  11.  H.-G.-B.  Art.  812. 
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Malsz  selbst  hervorhebt,  die  Entfernung  der  Ursache  der  Gefahr 
umfassen.  Dies  soll  geschehen,  indem  er  ihre  Folgen  zu  tragen 
verspricht20).  Ich  wünschte,  Malsz  hätte  mit  diesem  Argumente 
Recht;  denn  dann  würde  es  ein  Leichtes  sein,  mit  Hilfe  der  Lebens- 
versicherung Todte  ins  irdische  Dasein  zurückzurufen.  Offenbar 
ist  hier  die  Ursache  der  Gefahr  mit  deren  Wirkung  verwechselt. 
Demgemäss  hätte  der  Versicherungsvertrag  nur  noch  die  Ueber- 
tragung  der  Gefährlichkeit  der  Sache  und  die  der  Wirkung  der 
Gefahr  zu  seinem  Inhalt.  Die  Wahrscheinlichkeit  der  Gefahr  erzeugt 
nun  aber  keine  schädlichen  Folgen,  an  ihr  ist  noch  nie  eine  Person 
oder  eine  Sache  zu  Grunde  gegangen.  Dem  Versicherer  erwüchse 
daher  aus  ihrer  Uebernahme  niemals  eine  Leistung,  dem  Versicher- 
ten niemals  ein  Vorth  eil,  oder  — um  korrekter  zu  sprechen  — 
die  Wahrscheinlichkeit  lässt  sich  nur  berechnen,  nicht  aber  von 
dem  Vermögen  des  Einen  auf  das  des  Anderen  übertragen.  Somit 
entfällt  dem  Malsz’schen  Vordersätze  wiederum  ein  Glied,  und  nur 
die  Wirkung  der  Gefahr  oder  die  Gefahr  schlechthin21)  bleibt 
schliesslich  als  Inhalt  des  Vertrages  übrig,  so  dass  die  ganze 
Theorie  nach  Abstreifung  aller  hierbei  nicht  aufrecht  zu  erhaltender 
Momente  sich  in  nichts  von  dem  gewöhnlichen  Standpunkt  unter- 
scheidet. 

Es  sind  daher  alle  zeith erigen  Versuche,  die  Anzeigepflicht 
zu  erklären,  aller  Anstrengungen  ungeachtet,  als  gescheitert  an- 
zusehen, und  es  wird  somit  der  Schluss  nahe  gerückt,  dass  hier 
entweder  unüberwindliche  Schwierigkeiten  vorliegen  — und  ein 
solches  Armuthszeugniss  möchten  wir  dem  menschlichen  Geist 
nicht  so  leichthin  ausstellen  — oder,  dass  man  hier  zu  Unrecht 
specifische  Eigenthümlichkeiten  erblickt  hat  — und  das  ist  es, 
was  wir  behaupten  und  sogleich  nachzuweisen  versuchen  werden. 

Denn  nach  unserer  Ansicht  ist  die  Anzeigepflicht  in 
der  Pflicht  der  Gewährleistung  begründet,  welche  bekannt- 
lich bei  allen  onerosen  Geschäften  stattfindet,  und  von  der  des- 
halb von  vornherein  nicht  abzusehen  ist,  weshalb  sie  hier  aus- 
nahmsweise nicht  Platz  greifen  sollte. 

Freilich  ist  dabei  zu  bedenken,  dass  bei  allen  übrigen  lästigen 
Geschäften  die  Lehre  von  der  Gewährleistung  es  mit  einer  Ver- 


20)  Malsz,  Betracht.  S.  16. 

21)  Malsz  a.  a.  0.  S.  14. 
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mÖgenserweiterung  zu  thun  hat22),  während  bei  der  Versicherung 
eine  Vermögensbelastung  in  Frage  kommt.  Wie  sie  daher  dort 
das  Correktiv  gegen  eine  dem  Inhalt  des  Vertrages  nicht  ent- 
sprechende, zu  geringe  Vermögenserweiterung  bildet,  muss  sie  hier 
in  analoger  Weise  der  zu  grossen  Vermögensbelastung  vorsehen. 

Hierzu  tritt  noch  ein  zweiter  Unterschied.  Während  nämlich 
sonst  bei  der  Gewährleistung  die  verschiedenen  Eigenschaften  einer 
Sache,  ihre  Vorzüge  und  Mängel  in  Betracht  kommen,  kann  es 
sich  hier,  da  die  Gefahr  nur  eine  einzige  Eigenschaft  hat,  nämlich 
die,  dass  sie  droht,  nur  um  die  sie  charakterisirenden  Merkmale 
handeln. 

Dies  vorausgeschickt,  steht  der  Anwendung  der  Grundsätze 
der  Gewährleistung  auf  den  Versicherungsvertrag  nicht  blos  kein 
Hinderniss  entgegen,  vielmehr  findet  unsere  Ansicht  in  der  ver- 
sicherungsrechtlichen Literatur  und  Judikatur  ihre  erheblichste 
Stütze. 

I.  Verschulden.  Vollständige  Einigkeit  herrscht  zunächst 
darin,  dass  die  Anzeigepflicht  verletzt  ist,  wenn  der  Versicherer 
die  Gefahr  als  stärker  drohend  gekannt  und  sie  trotzdem  als 
minder  drohend  geschildert  oder  die  erschwerenden  Umstände 
verschwiegen  hat23),  mithin  der  Fall  der  Gewährleistung  vorliegt, 
den  schon  das  römische  Civilrecht  vorgesehen  hatte  24). 

II.  Ohne  Verschulden.  Abgesehen  hiervon  haftet  nach 
den  Regeln  der  Gewährleistung  der  Schuldner  für  die  nachthei- 
ligen Abweichungen  von  der  gewöhnlichen  Beschaffenheit,  welche 
er  anzuzeigen  unterlassen  hat,  und  für  die  dicta  promissave,  für 
die  ausbedungenen  oder  zugesicherten  Eigenschaften  und  Vorzüge25). 

Lassen  wir  vorläufig  die  dicta  et  promissa  ausser  Acht,  so 
erstreckt  sich  hiernach  die  Anzeigepflicht  des  Versicherungsnehmers 
auf  alle  Umstände,  wodurch  die  Abweichung  von  der  gewöhn- 
lichen Beschaffenheit  der  ihm  abzunehmenden  Gefahr  charakterisirt 


22)  Förster  a.  a.  0.  Bd.  I.  S.  466. 

23)  Malsz  in  Goldschmidt’s  Zeitschr.  Bd.  XIII.  S.  101.  Wolf  a.  a.  0. 
Bd.  II.  S.  345.  346.  Kübel  a.  a.  0.  Bd.  II.  S.  11  u.  a.  m.  Art.  810  H.-G.-B. 

24)  Windscheid,  Pand.  Bd.  II.  § 393  No.  2 S.  439  und  Note  2. 

25)  Koch,  Recht  der  Forderungen  Bd.  III.  § 128  S.  423.  432.  Windscheid 
a.a.O.  S.  439. 448.  449. 


4 


50  

wird;  anderenfalls  würde  der  Versicherer  nur  die  normale 
Gefahr  zu  tragen  haben26). 

Würde  daher  beispielsweise  Jemand  Versicherung  gegen  Unfall 
für  eine  Reise  von  Dover  nach  Calais  nehmen  und  dieselbe  an- 
statt auf  einem  seetüchtigen  Schiffe  auf  einem  Nachen  zurück- 
legen, so  würde  darin,  und  zwar  wohl  schon  nach  juristischem 
Gefühl,  eine  von  ihm  anzuzeigende  Abweichung  von  der  Be- 
schaffenheit der  gewöhnlichen  Gefahr  liegen. 

Der  hier  zu  Grunde  liegende  Gedanke  ist  bereits  früher 
vielfach  ausgesprochen  oder  doch  wenigstens  angedeutet  worden, 
und  wir  unterscheiden  uns  von  unseren  Vorgängern  nur  darin, 
dass  sie  unbewusst,  wir  dagegen  prinzipgemäss  zu  ihm  gelangen. 
So  sagt  isbesondere  Wolf: 

»Es  muss  überhaupt  hier  ausgesprochen  werden,  dass 
sowohl  aus  dem  Grunde  der  Relevanz,  als  zufolge  der 
dem  Versicherungsnehmer  obliegenden  diligentia  der 
Letztere  verpflichtet  ist,  alle  ungewöhnlichen  Um- 
stände, die  auf  die  übernommene  Gefahr  von  Einfluss  sind 
oder  doch  menschlicher  Voraussicht  nach  sein  dürften, 
dem  Versicherungsgeber  zur  Kenntniss  zu  bringen,  und 
zwar  selbst  in  dem  Falle,  wenn  die  dem  Antragsteller 
vorgelegten  Fragebogen  keine  auf  solche  Umstände  direkt 
bezügliche  Frage  enthalten  sollten.  Denn  es  liegt  in  der 
Natur  des  Versicherungsantrages,  dass  der  Versicherer 
stets  nur  die  normalen  oder  doch  nur  die  gewöhn- 
lichen häufig  vorkommenden  Thatumstände  im  Auge 
haben  kann,  wenn  er  seine  Prämie  berechnet27).« 

Auf  der  anderen  Seite  wiederum  fehlte  es  freilich  nicht  an 
Stimmen,  welche  erklärten,  es  sei  gar  kein  Grund  abzusehen,  aus 
dem  der  Versicherungsnehmer  für  verpflichtet  erachtet  werden 
könnte,  unaufgefordert  und  unbefragt  über  die  Grösse  der  Gefahr 
Mittheilung  zu  machen , obwohl  man  nichtsdestoweniger  daran 
festhielt,  dass  der  Assekuranzvertrag  eine  ganz  besondere  Treue, 
Redlichkeit  und  Wahrhaftigkeit  der  Contrahenten  erfordere28). 

26)  cf.  L.  6 § 4 D.  de  A.  E.  Y.  19.  1 »vas  integrum  esse«. 

27)  Wolf  a.  a.  0.  S.  354.  cf.  Mals?,  Betracht.  S.  43  »Nicht  das  Leben 
einer  Person  schlechthin,  sondern  ihr  unter  normalen  Verhältnissen  ge- 
führtes Leben  ist  versichert«. 

28)  Kübel  a.  a.  0.  Bd.  II.  S.  9. 14.  15. 
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Der  Anspruch  aus  der  Gewährleistung  wegen  anomaler 
Beschaffenheit  der  Sache  setzt  nun  bekanntlich  zu  seiner  Be- 
gründung voraus: 

1.  Erheblichkeit  des  Fehlers,  worüber  vernünftiges  Er- 
messen entscheidet29). 

Vergleichen  wir  hiermit  wiederum  die  Ansichten  der  Ver- 
sicherungsrechtslehrer und  der  Gerichtshöfe,  so  wird  allgemein 
betont,  dass  nur  diejenigen  Umstände  anzuzeigen  sind,  welche 
nach  vernünftigem  Ermessen  des  Richters  für  die  Beurtheilung 
der  Stärke  oder  Grösse  der  zu  übernehmenden  Gefahr  von  Einfluss 
sein  können,  so  dass  wir  hier  ein  Analogon  zu  jener  Anzeige- 
pflicht finden,  welche  das  ädilitische  Edikt  eingeführt  hat30). 

Streitig  dagegen  ist  es,  ob  der  verschwiegene  (oder  falsch 
angegebene31)  Umstand  in  einem  Causalzusammenhang  mit  dem 
eingetretenen  Unfall  stehen  müsse,  so  dass  sich  an  die  Verletzung 
der  Anzeigepflicht  nachtheilige  Folgen  für  den  Versicherten  nicht 
knüpfen  würden,  wenn  jener  Umstand  ohne  Einfluss  geblieben  ist32). 

Nach  unserer  Auffassung  ist  die  Frage  zu  Ungunsten  des 
Versicherten  zu  entscheiden,  zwar  nicht  aus  den  praktischen 
Rücksichten,  durch  die  sich  dabei  die  Hamburger  Conferenz  leiten 
liess33),  sondern  nach  den  Grundsätzen  der  Gewährleistung,  nach 
denen  es  keinen  Unterschied  macht,  ob  die  mangelnde  Eigenschaft 
nur  vorübergehender  oder  bleibender  Natur  ist34),  ob  der  bei  der 
Perfection  des  Vertrages  geisteskranke  Sklave  hinterdrein  unheil- 
bar bleibt  oder  vollständig  genest35). 

Wie  es  also  hier  dem  Schuldner  nicht  zu  statten  kommt, 
wenn  sich  späterhin  seine  Leistung  vertragsmässig  gestaltet,  ganz 
ebenso  muss  es  dem  Versicherten  versagt  sein,  sich  darauf  zu  be- 
rufen, dass  das  die  zu  starke  Vermögens belastung  darstellende 
Merkmal  sich  nachträglich  als  unschädlich  herausgestellt  habe. 


29)  Koch  a.  a.  0.  S.  424. 

30)  L.  1.  § 1 D.  21. 1.  (De  Aedil.  E.)  L.  38  pr.  h.  t.  Windscheid  a.  a.  0. 
Bd.  II.  S.  438  Note  1 und  S.  439  Note  5. 

31)  S.  S.  54.  55. 

32)  Malsz  in  Goldschmidt’s  Zeitschrift  Bd.  XIII.  S.  101  sequ.  Kübel 
a.  a,  0.  S.  18.  19. 

33)  Prot.  S.  3145.  3146. 

34)  Koch  a.  a.  0.  S.  424  No.  1. 

35)  L.6.  pr.  D.  21.  1. 
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2.  Der  Fehler  muss  ferner  ein  verborgener  sein  (vitium 
latens),  so  dass  jeder  Anspruch  wegfällt,  wenn  der  Erwerber  ihn 
bei  gehöriger  Vorsicht  hätte  bemerken  müssen.  Andererseits  greift 
der  Anspruch  aber  auch  dem  venditor  ignorans  gegenüber  durch, 
indem  davon  ausgegangen  wird,  dass  er  den  Fehler  hätte  wissen 
und  anzeigen  müssen36). 

Uebertragen  wir  wiederum  diese  Grundsätze  auf  das  Ver- 
sicherungsrecht, so  stimmt  damit  die  allenthalben  gebilligte  Vor- 
schrift des  Handelsgesetzbuches  (Art.  812  alin.  2)  überein,  wonach 
solche  Umstände  nicht  anzuzeigen  sind,  deren  Kenntniss  bei  dem 
Versicherer  vorausgesetzt  werden  durfte,  ohne  dass  die  Verschieden- 
artigkeit der  Begründung  dieses  Satzes  weiter  interessirt 37). 

Dagegen  sind  die  Ansichten  sehr  getheilt,  ob  die  Anzeige- 
pflicht durch  die  Kenntniss  des  Versicherungsnehmers  begrenzt 
werde  oder  nicht. 

Denjenigen,  welche  sich  für  die  erstere  Alternative  entschei- 
den, stehen  nur  Raisonnements  des  alltäglichen  Lebens  und  nicht 
juristische  Gründe  zur  Seite.  Denn  im  Wesentlichen  wird  für  sie 
nur  geltend  gemacht,  dass  es  »offenbar«  zu  weit  gehe,  die  An- 
zeigepflicht in  eine  Erkundigungspflicht  zu  verwandeln,  dass  sich 
eine  solche  Anforderung  an  den  Versicherungsnehmer  »aus  dem 
Wesen  des  Vertrages«  nicht  begründen  lasse,  und  dass  schliesslich 
die  einseitige  Rücksichtsnahme  auf  den  Versicherer  den  Versicherten 
allen  Chikanen  überliefern  würde38). 

Wie  sehr  man  jedoch  die  Schwäche  des  Standpunktes  her- 
ausfühlte, geht  am  besten  daraus  hervor,  dass  man  sich  bemühte, 
das  aufgestellte  Prinzip  in  seinen  Consequenzen  wieder  einzu- 
schränken. 

Das  Handelsgesetzbuch  lässt  im  Falle  des  Verschweigens  eines 
Umstandes  dem  Versicherungsnehmer  den  Schutz  seiner  bona  fides 


36)  Windscheid  a.  a.  0.  S.  439  Note  4.  S.  440  Note  6.  Koch  a.  a.  0. 
S.  430.  432. 

37)  v.  Lichtenfels  a.  a.  0.  S.  48.  Kübel  a.  a.  0.  ßd.  II.  S.  17.  Wolf 
a.  a.  0.  S.  330.  Das  Ober-Ger.  zu  Hamburg  hat  daher  auch  im  Erkenntniss 
vom  4.  Decbr.  1868  angenommen,  dass  der  Schifffahrt  gefährliche,  widrige 
Winde  nicht  angezeigt  zu  werden  brauchen,  weil  der  Versicherer  hierauf 
gefasst  sein  müsste.  Goldschmidt’s  Zeitschrift  Bd.  XIV.  S,  600,  cf.  hierzu 
L.  14  §10  D.  21.  1. 

38)  Kübel  a.a.O.  S.  12. 
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angedeihen,  entzieht  ihm  jedoch  denselben  im  Falle  einer  unrich- 
tigen Angabe39). 

y.  Lichtenfels  schliesst  sich  dieser  Unterscheidung  an,  macht 
aber  im  Uebrigen  auch  dem  Versicherten  zur  Pflicht,  dass  er  mit 
gehöriger  Sorgfalt  im  eigenen  Gedächtniss  nachforsche,  um  auch 
wirklich  alle  ihm  bekannten  erheblichen  Umstände  anzeigen  zu 
können40). 

Noch  weiter  geht  Wolf,  welcher  erklärt: 

»Was  dem  Versicherungsnehmer  bekannt  sein  kann, 
oder  besser,  was  nicht  zu  wissen  als  eine  culpa,  als  eine 
negligentia  von  seiner  Seite  zu  betrachten  ist,  das  muss 
er  auch  wissen,  weil  jeder  bonus  pater  familias  in  seiner 
Lage  es  wissen  würde.  Weiss.  er  es  nicht,  so  ist  er  dem 
Versicherer  auch  für  sein  Nichtwissen  und  Nichtanzeigen 
verantwortlich«  41). 

Also  auch  in  diesem  Punkte  hat  die  Lehre  von  der  Gewähr- 
leistung im  Wesentlichen  ihre  Herrschaft  im  Versicherungsrecht 
behauptet. 

3.  Der  Fehler  musste,  wenigstens  im  römischen 
Recht,  bereits  zur  Zeit  des  Vertragsabschlusses  vorhan- 
den sein,  für  einen  später  eingetretenen  wurde  nicht 
gehaftet42).  Diese  Vorschrift  interessirt  hier  nur  in  ihrem 
ersten  Theile,  mit  ihrem  letzteren  Theil  werden  wir  uns  bei  der 
Lehre  von  der  Veränderung  der  Gefahr  weiter  zu  beschäftigen 
haben43).  Soweit  sie  aber  gegenwärtig  in  Betracht  zu  ziehen  ist, 
ist  sie  im  Versicherungsrecht  anerkannt.  Von  der  Annahme  aus- 
gehend, dass  der  Assekuranzvertrag  erst  durch  die  Aushändigung 
der  Polizze  zum  Abschluss  gelange,  hat  man  die  Anzeigepflicht 
des  Versicherungsnehmers  bis  auf  diesen  Moment  ausgedehnt44). 
Nun  enthalten  aber  fast  alle  Statuten  die  Bestimmung,  dass  die 
Versicherung  erst  durch  die  gehörig  geleistete  Prämie  perfekt 
werde,  womit  ausgedrückt  sein  soll,  dass  die  Gefahrübernahme 


39)  H.-G.-B.  Art.  810.  813. 

40)  v.  Lichtenfels  a.  a.  0.  S.  49. 

41)  Wolf  a.  a.  0.  S.  349.  360. 

42)  Baron,  Pand.  S.  597. 

43)  S.  S.  68  fg. 

44)  Malsz  in  Goldschmidt’s  Zeitschr.  Bd.XIII.  S.  78  sequ.  S.  111 — 113. 
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erst  von  da  ab  geschieht45)  — eine  insbesondere  für’s  prenssische 
Recht  sehr  bedentnngs volle  Clausel.  Denn  nach  Landrecht  ent- 
scheidet abweichend  vom  gemeinen  Recht  für  die  Pflicht  zur 
Gewährleistung  die  Zeit  der  Uebergabe46).  Demgemäss  muss  hier 
die  Anzeigepflicht  des  Versicherten  bis  auf  die  Zeit  der  Ueber- 
nahme  der  Gefahr,  dem  Analogon  der  Uebergabe  einer  Sache, 
ausgedehnt  werden.  Die  in  Malsz’s  Zeitschrift  mitgetheilte  Ent- 
scheidung des  Kammergerichtes  stimmt  zwar  im  Resultate  hiermit 
überein,  allein  derselben  liegt  die  irrige  Auffassung  zu  Grunde, 
als  würde  erst  mit  der  Prämienzahlung  die  Perfektion  des  Ver- 
trages herbeigeführt  werden47). 


Der  rationelle  Betrieb  kann  jedoch  mit  dem  Begriff  der  nor- 
malen Gefahr,  ganz  abgesehen  von  der  Unmöglichkeit,  ihn  genauer 
zu  fixiren,  nicht  durchkommen.  Er  bedarf  vielmehr  nicht  blos 
einer  eingehenderen  Kenntniss  von  der  Grösse  der  zu  überneh- 
menden Gefahr,  sondern  auch  des  unbedingten  Schutzes  gegenüber 
einer  der  Wahrheit  nicht  entsprechenden  Auskunft.  Aus  diesem 
Bedürfniss  ist  das  Institut  der  Fragebogen  hervorgegangen, 
durch  deren  Beantwortung  sich  die  Gesellschaften  besondere,  die 
Gefahr  charakterisirende  Merkmale  versprechen  lassen.  Sie  erlangen 
dadurch  den  Vortheil,  dass  sie  so  die  darin  angegebenen  Umstände 
zu  den  dicta  promissave  des  römischen  Rechtes  machen. 

Die  Anwendung  der  Fragebogen  in  der  Praxis  ist  daher 
keineswegs,  wie  Malsz  annimmt,  ein  Liebesdienst,  mit  dem  die 
Assekuranzanstalten  mitleidig  der  Unkenntniss  und  Ungewandtheit 
des  Versicherungsnehmers  zu  Hilfe  kommen.  Ebensowenig  wird 
auch  bei  unserer  Auffassung  damit  eine  Erkundigungspflicht  des 
Versicherers  geschaffen,  und  endlich  erübrigt  sich  für  uns  die  son- 
derbare Vorstellung,  dass  die  Beantwortung  der  aufgestellten 
Fragen  als  ein  vom  Antragsteller  sich  selbst  zu  haltender  Monolog 
erachtet  werden  müsse48). 


45)  Malsz  a.  a.  0.  S.81. 

46)  Koch  a.  a.  0.  S.  425.  Förster  a.  a.  0.  S.  474.  § 343  Tit.  5 Theil  I. 
Allg.  L.-R. 

47)  Malsz’s  Zeitschr.  Bd.  II.  S.  323  seq. 

48)  Malsz  Betracht.  S.  36.  37.  cfr.  dagegen  v.  Lichtenfels  a.  a.  0,  S.  52. 
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Zur  Vermeidung  von  Trrthümern  ist  indess  noch  hervorzu- 
heben, dass  auf  die  bezeichnete  Art  an  den  Versicherungsnehmer 
Fragen  gerichtet  werden,  welche  andere  Zwecke  verfolgen,  als  die, 
die  Beschaffenheit  der  zu  übernehmenden  Gefahr  festzustellen,  wie 
z.  B.  die  nach  anderweitiger  Versicherungsnahme49);  mit  ihnen 
haben  wir  uns  hier  nicht  zu  beschäftigen,  da  sie  ausserhalb  des 
Gebietes  der  Gewährleistung  liegen  und  nicht  zu  den  naturalia, 
sondern  zu  den  accidentalia  negotii  zählen. 

Bei  den  ausdrücklich  ausbedungenen  Eigenschaften  kom- 
men nun  dieselben  Grundsätze  in  Anwendung,  wie  bei  den  still- 
schweigend vorausgesetzten,  jedoch  mit  der  Modifikation,  dass  bei 
jenen  die  Erheblichkeit  des  Mangels  keine  Rolle  spielt50). 

Indess  wird  diese  Strenge  dadurch  gemildert,  dass  nicht  blos 
der  Umstand,  ob  die  dicta  promissave  vorhanden  sind  oder  nicht, 
über  die  Pflicht  zur  Gewährleistung  entscheidet,  sondern  ausdrück- 
lich vorgeschrieben  ist,  dass 

haec  omnia  ex  bono  et  aequo  modice  desiderentur  51). 

Hieran  wird  man  hei  der  Versicherung  um  so  mehr  festhalten 
müssen,  als  die  Charakterisirung  der  Gefahr  nicht  direkt  geschieht, 
sondern  erst  durch  Rückschluss  aus  den  angezeigten  Thatsachen 
ermöglicht  wird,  so  dass,  wenn  dieser  nicht  alterirt  wird,  die 
gegebene  Zusage  als  gehalten  erscheint.  Auch  das  wird  von  der 
Praxis  gebilligt,  indem  blossen  Ungenauigkeiten  nachgesehen  wer- 
den soll 52).  Aehnlich  hält  das  Ober- Appellationsgericht  zu  Dresden 
dafür,  dass  zu  den  anzugehenden  Krankheiten  bei  der  Lebens- 
versicherung nicht  auch  solche  gehören,  deren  Beseitigung  ohne 
Weiteres  von  seihst  erfolgt  oder  durch  einfache  Hausmittel  bewirkt 
zu  werden  pflegt53). 

Aus  dem  Gesagten  geht  schliesslich  noch  hervor,  dass  mit 
der  Beantwortung  des  Fragebogens  die  Anzeigepflicht  des  Ver- 
sicherungsnehmers sich  nicht  erschöpft,  sondern  dass  ausserdem 
noch  die  Abweichungen  von  der  normalen  Gefahr  mitzutheilen 
sind,  indem  die  Gewährleistung  sich  auf  das  eine  wie  das  andere 


49)  Malsz:  in  Goldschmidt’s  Zeitschr.  Bd.  XIII.  S.  123 — 125. 

50)  Windscheid:  Pand.  Bd.  II.  § 395.  Koch  a.  a.  0.  S.  432, 

51)  L.  18  pr.  D.  21.  1. 

52)  Wolf  a.  a 0.  S.  354. 

53)  Goldschmidt’s  Zeitschr.  Bd.  XIII.  S.  135, 
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gleichmässig  erstreckt 54).  Ob  sich  aber  vom  gesetzgeberischen 
Standpunkt  aus  die  Aufrechterhaltung  dieser  Konsequenz  empfiehlt, 
haben  wir  nicht  zu  untersuchen. 


III.  D ie  Wirkungen  der  Verletzung  der  Anzeige- 
pflicht. Dreifach  sind  die  Mittel,  welche  der  Uebernehmer  einer 
Sache  nach  römischem  Recht  ergreifen  kann,  um  seine  vertrags- 
mässigen  Ansprüche  aus  der  Gewährleistung  zur  Geltung  zu 
bringen.  Wegen  dolus  oder  wegen  fehlender  vorbedungener  Eigen- 
schaften steht  ihm  schon  nach  Civilrecht  die  Klage  aus  dem 
Kontraktsverhältniss  zu,  und  es  ist  dabei  anerkannt,  dass  mit  der- 
selben auch  die  Aufhebung  des  Vertrages  gefordert  werden  kann, 
wenn  es  das  Interesse  des  Erwerbes  verlangt55). 

Abgesehen  hiervon  gewährte  das  ädilitische  Edikt  zwei  Klagen, 
die  actio  redhibitoria  und  die  actio  quanti  minoris,  deren  Ver- 
hältnis zur  Kontraktsklage  in  den  Fällen,  wo  auch  diese  begrün- 
det war,  sich  elektiv  gestaltete56).  Ebenso  hat  man  zwischen  den 
beiden  ädili tischen  Rechtsmitteln  freie  Wahl,  so  dass  es  vom 
Ermessen  des  Erwerbers  einer  Sache  abhängt,  ob  er  Preismin- 
derung oder  die  Herstellung  des  Zustandes,  als  wäre  der  Vertrag 
nicht  geschlossen,  verlangen  will  57). 

Auch  diese  Grundsätze  sind  im  Versicherungsrecht  längst, 
wenn  auch  wiederum  unbewusst,  anerkannt. 

Was  zunächst  die  Kontraktsklage  anlangt,  so  wird  dieselbe 
hier  wohl  ausnahmslos  auf  die  Aufhebung  des  Vertrages  gerichtet 
sein,  da  das  Interesse  des  Versicherers  grade  dies  erheischt58). 
Sie  fällt  daher  hier  regelmässig  in  ihrer  Wirkung  zusammen  mit 
der  Wandelungsklage;  denn  in  dem  einen  wie  in  dem  anderen 
Falle  soll  ein  vertragsmässiger  Zustand  rückgängig  gemacht  wer- 


54)  Verkannt  in  den  Berathungen  der  Dresdener  Conferenz,  cfr.  Kübel 
a.  a.  0.  S.  15. 

55)  Windscheid  a.  a.  0.  Bd.  II.  S.  440  Note  7.  Baron  a.  a.  0.  S.  598. 
Redhibitionem  quoque  contineri  emti  judicio.  L.  11.  § 3.  D.  19.  1.  (de  A.  E.  V.) 

56)  Windscheid  a.  a.  0.  S.  449.  Note  4.  Koch  a.  a.  0.  S.  437. 

57)  Windscheid  a.  a.  0.  § 394  S.  441  seq. 

58)  Sofern  sein  Interesse  in  der  höheren  Prämie  bestände,  fiele  die 
Kontraktsklage  mit  der  actio  quanti  minoris  zusammen. 
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den,  als  hätte  er  nie  existirt.  Darum  ist  es  aber  auch  mit  der 
blossen  Aufhebung  des  Vertrages  in  unserer  Materie  nicht  abge- 
than.  Der  Versicherer  ist  einmal  die  übernommene  Gefahr  gelaufen, 
er  hat  sein  Vermögen  mit  ihr  eine  Zeitlang  belastet  und  dies 
lässt  sich  nicht  anders  ungeschehen  machen,  als  dass  er  das  Aequi- 
valent  für  diese  Leistung  unter  allen  Umständen  behält.  Da  nun 
aber  die  Prämie  untheilbar  ist,  so  muss  auch  bei  Aufhebung  des 
Vertrages,  gleichviel  ob  dieselbe  mit  der  actio  redhibitoria  oder 
der  Kontraktsklage  geschieht,  die  einmal  gezahlte  Prämie  für  ihm 
verfallen  erklärt  werden,  ohne  dass  es  dabei  auf  die  bona  oder 
mala  fides  des  Versicherten  ankommt. 

Hiermit  stimmt  im  vollsten  Maasse  Art.  815  H.-G.-B.  über- 
ein59) und  fast  alle  Statuten  enthalten  die  bekannte  Klausel,  dass 
+ im  Falle  der  Verletzung  der  Anzeigepflicht  der  Versicherer  seiner 
Haftung  entbunden,  der  Versicherte  dagegen  trotzdem  seiner  Prä- 
mie verlustig  sein  soll.  Diese  Bestimmungen  haben  somit  weder 
einen  pönalen  Charakter,  wie  man  häufig  angenommen  hat60), 
noch  enthalten  sie  die  Folgen  der  Restitution  gegen  Irrthum,  wie 
Malsz  behauptet61).  Sie  haben  vielmehr  in  der  Gewährleistung 
ihre  quellenmässige  Begründung,  die  die  Phrase,  dass  sie  aus  der 
Verletzung  der  Rechte  des  Versicherers  abzuleiten  seien62),  ent- 
behrlich erscheinen  lässt. 

Es  wild  wohl  aber  auch  keinem  begründeten  Bedenken  unter- 
liegen, dass  der  Versicherer  berechtigt  wäre,  anstatt  der  Aufhebung 
des  Vertrages  die  höhere  Prämie  zu  verlangen.  Damit  wäre  aber 
auch  die  Zulässigkeit  der  actio  quanti  minoris  ausgesprochen; 
denn  was  bei  einer  intendirten  Vermögensvermehrung 
die  Preisminderung  ist,  muss  bei  einer  intendirten  Ver- 
mögensbelastung die  Preiserhöhung  sein. 

Demgemäss  glauben  wir  dreist  behaupten  zu  dürfen,  dass  die 
Eigenthümlichkeiten  der  Anzeigepflicht  von  unserem  Standpunkt 
aus  eine  weit  bessere  Erklärung  finden  als  nach  allen  zeither  ver- 
suchten Theorieen.  Nirgends  stossen  wir  auf  Widerspruch,  höchstens 
auf  vereinzelte  Abweichungen,  aber  auch  diese  bemüht  man  sich 


59)  cf.  auch  Prot.  S.  3627—3630. 

60)  v.  Lichtenfels  a.  a.  0.  S.  51  i.  f'. 

61)  Malsz  in  seiner  Zeitschr.  Bd.  II.  S.  109. 

62)  Schiedsrichter!.  Urtel  in  Malsz’s  Zeitschr.  Bd.  II.  S.  199, 
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nach  Möglichkeit  einzuschränken,  und  so  nähert  man  sich  wieder 
denen,  die  auch  hier  die  Grundsätze  von  der  Gewährleistung  üben, 
wenn  auch  nicht  lehren.  Zudem  gewährt  unsere  Auffassung  den 
grossen  Vorzug,  dass  bei  ihr  die  bisher  unaufgeklärte  Erscheinung, 
weshalb  die  Anzeigepflicht  nur  den  Versicherungsnehmer  und  nicht 
beide  Kontrahenten  gleichmässig  trifft,  ihre  naturgemässe  Lösung 
findet.  Es  wäre  daher  gewiss  in  noch  höherem  Maasse  wunder- 
bar, dass  man  bis  jetzt  noch  niemals  versucht  hat,  mit  den  allge- 
meinen Rechtsprinzipien  auch  hier  zu  operiren,  würde  man  sich 
nicht  vergegenwärtigen,  dass  man  von  Hause  aus  bestrebt  war, 
in  dem  Versicherungsvertrag  allerlei  Absonderlichkeiten  zu  erblicken. 
Dadurch  war  es  möglich,  in  ihn  hinein  zu  tragen  und  aus  ihm 
herauszunehmen,  was  grade  die  individuelle  Neigung  zu  erfordern 
schien,  während  es  richtiger  gewesen  wäre,  beide,  Neigung  und  + 
Vertrag,  anerkannten  und  feststehenden  Rechtsnormen  zu  unter- 
werfen. 


Sechstes  Capitel. 

Veränderungen  im  Laufe  der  Versicherung. 


Während  man  bei  allen  zeither  berührten  Fragen  die  System- 
losigkeit,  die  uns  überall  im  überreichen  Maasse  entgegengetreten 
ist,  stillschweigend  hinnahm,  beklagte  man  sich  bei  der  Lehre 
von  der  Veränderung  der  Gefahr  im  Laufe  der  Versicherung  über 
allzugrosse  Willkürlichkeiten *).  Allein  diese  sonst  den  Wende- 
punkt zum  Besseren  bildende  Erkenntniss  trug  hier  keine  Früchte; 
denn  da  man  den  Sitz  des  Uebels  nicht  kannte,  so  vermochte 
man  auch  nicht,  es  methodisch  zu  bekämpfen,  sondern  man  musste 
sich  begnügen,  mehr  oder  minder  misslungene  Experimente  zu 
machen. 

Am  meisten  geht  dabei  zu  Ungunsten  des  Versicherten  die 
Theorie  fehl,  welche  lehrt,  dass  die  Lage  des  Versicherers  nach 
dem  Vertragsabschluss  nicht  verschlimmert  werden  dürfe1 2).  Ihr 
liegt  augenscheinlich  die  Auffassung  zu  Grunde,  dass  den  Inhalt 
des  Vertrages  die  Uebernahme  der  bei  seiner  Perfektion  vor- 
handenen Gefahr  bilde.  Diese  Prämisse  ist  jedoch  irrig,  wie 
leicht  daraus  erhellt,  dass  häufig  erst  nach  jenem  Momente  auch 
nur  von  der  Möglichkeit  einer  Gefahr  die  Rede  sein  kann.  Man 
denke  nur  an  die  Unfallversicherung,  sofern  der  Versicherte  erst 
mehr  oder  minder  geraume  Zeit  nach  der  Versicherungsnahme 
sich  auf  die  projektirte  Reise  begiebt  oder  an  die  Transport- 
versicherung in  dem  Falle,  wenn  das  Schiff  erst  nachher  den 
sicheren  Hafen  verlässt. 


1)  v.  Lichtenfels  a.  a.  0.  S.  59. 

2)  Mittermaier:  deutsches  Privat-R.  § 302  Note  10.  Bluntschli:  deut- 
sches Privat -R.  § 140  Nr.  6.  v.  Lichtenfels  a.  a,  0.  S.  59.  § 2117,  2118 
Tit.  8,  Thl.  II  A.  L.-R, 
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Selbst  wenn  man  annebmen  wollte,  dass  nur  eine  Inkorrekt- 
heit des  Ausdruckes  vorliegt  und  dass  weniger  die  Lage  des  Ver- 
sicherers bei  Eingehung  des  Vertrages,  als  die  im  Laufe  der  Ver- 
sicherung gemeint  sei,  würde  man  nicht  zu  erfreulicheren  Resultaten 
gelangen.  Denn  alsdann  müsste  man  von  der  Annahme  ausgehen, 
dass  der  Inhalt  des  Vertrages  in  der  Uebernahme  der  beim  Be- 
ginne der  Versicherung  vorhandenen  Gefahr  bestehe.  Auch 
diese  Voraussetzung  erweist  sich  schnell  genug  als  unhaltbar.  Bei 
der  Lebensversicherung  steigt  mit  jedem  Tage  des  zunehmenden 
Alters  die  Gefahr,  und  ebensowenig  wie  hier,  ist  sie  auf  irgend 
einem  Gebiete  stabil.  Bei  der  Hagelversicherung  ist  sie  in  den 
verschiedenen  Jahreszeiten  verschieden,  und  bei  der  Transport-, 
bei  der  Feuer-,  bei  der  Unfallversicherung  u.  s.  w.  fällt  und 
wächst  sie,  je  nachdem  sie  mehr  oder  minder  nahe  erscheint. 

Aus  dem  somit  nicht  zu  duldenden  Prinzipe  würden  aber 
auch  selbstverständlich  ebenso  wenig  statuirbare  Folgen  hervor- 
gehen. Denn  jede  Erhöhung  der  Gefahr  im  Laufe  der  Versiche- 
rung, jede  Aenderung  der  Lage  des  Versicherers  zu  dessen  Nach- 
theil , müsste  den  Bestand  der  Polizze  alteriren.  Zwar  setzen 
die  Statuten  meistentheils  hierfür  nur  eine  Anzeigepflicht  fest, 
allein  man  ist  einig  darüber,  dass  die  blosse  Kenntnissnahme 
für  den  Versicherer  keinen  Werth  hätte,  wenn  sich  nicht  hieran 
zugleich  im  äussersten  Falle  das  Recht  zum  Rücktritt  schliessen 
würde  3). 

Nun  ist  aber  die  nachtheiligste  Veränderung,  die  im  Laufe  der 
Versicherung  vor  sich  gehen  kann,  der  Eintritt  der  Gefahr.  Ein 
Rücktrittsrecht  des  Versicherers  vom  Vertrage  wäre  aber  hier 
identisch  mit  der  Vernichtung  des  ganzen  Institutes. 

Dieser  Consequenz  musste  man  daher  unter  allen  Umständen 
begegnen,  und  da  man  sich  nicht  Rechenschaft  gab,  aus  welcher 
Voraussetzung  sie  hervorgegangen  war,  so  begnügte  man  sich,  anstatt 
diese  zu  untersuchen  und  zu  ändern,  jene  dahin  zu  modificiren, 
dass  der  Versicherer  einfach  für  alle  Aenderungen,  welche  ohne 
Zuthun  des  Versicherten  erfolgen,  für  haftbar  erklärt  wurde4). 
Damit  verwandelt  sich  aber  die  von  Hause  aus  den  Gesellschaften 
so  wohlwollende  Ansicht  in  deren  Gegentheil.  Man  muss  ihnen 


3)  Wolf  a.  a.  0.  S.  355.  Kübel  a.  a.  0 Bd.  II.  S.  40—43. 

4)  v.  Lichtenfels  a.  a.  0.  S.  57.  Art.  818  H.  G.  B. 
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nunmehr  eine  Haftung  imputiren,  die  sie  nach  dem  Inhalt  des 
Vertrages  gar  nicht  zu  tragen  hätten5). 

Nachdem  nun  aber  einmal  der  Unterschied  zwischen  Aende- 
rungen  ohne  Zuthun  und  mit  Zuthun  des  Versicherten  aufgestellt 
war,  lag  es  nahe,  auf  dem  beschrittenen  Wege  fortzufahren  und 
demgemäss  den  ferneren  Grundsatz  auszusprechen,  dass  der  Ver- 
sicherte durch  seine  Handlungen  die  Lage  des  anderen  Contra- 
henten  nicht  verschlimmern  dürfe 6).  Dabei  stiess  man  jedoch  auf 
Schwierigkeiten,  die  sich  nicht  überwinden  liessen  und  die  deshalb 
zur  Umkehr  hätten  mahnen  sollen.  Denn  mit  jener  Prämisse 
werden  der  menschlichen  Freiheit  unerträgliche  Fesseln  angelegt. 
Die  unschuldigste  Translokation  der  Möbel  innerhalb  derselben 
Räumlichkeiten,  der  Uebergang  zu  einem  anderen  Beleuchtungs- 
material, die  Vermehrung  der  Gasflammen  in  einem  Zimmer  und 
dergl.  mehr,  könnten  alsdann  den  Bestand  der  Polizze  in  Frage 
stellen;  denn  in  allen  diesen  Fällen  wäre  die  Gefahr  durch  Zuthun 
des  Versicherten  verstärkt7).  Aber  noch  zu  weit  unhaltbareren 
Schlüssen  gelangt  man  bei  der  Lebensversicherung.  Hier  müsste 
man  in  jeder,  die  Gesundheit  auf’s  Spiel  setzenden  Unvorsichtig- 
keit eine  Verletzung  vertragsmässiger  Pflichten  finden.  Da  aber 
wohl  Niemand  sich  von  dergleichen  Sünden  gegen  sich  selbst  frei- 
zusprechen vermag,  so  würde  es  kaum  eine  Assekuranz  gehen,  bei 
der  der  Benefiziar  mit  Sicherheit  auf  Zahlung  der  Versicherungs- 
summe rechnen  könnte.  Dazu  kommt,  dass  hier  die  Untersuchung, 
ob  die  Zunahme  der  Gefahr  in  der  Willkür  des  Versicherten  ihren 
Grund  habe  oder  nicht,  gradezu  zu  Lächerlichkeiten  führen  würde. 
Oder  sollte  man  ernstlich  bei  einem  Karlsbader  Kurgaste,  welchem 
der  Arzt  auf’s  Strengste  den  Nachmittagsschlaf  verboten  hat,  da- 
rüber Recherchen  anstellen,  ob  er  verschuldet  oder  unverschuldet 
trotzdem  ein  klein  wenig  genickt  hat? 

Dergleichen  Einwendungen  könnte  man  auch  nicht  damit 
begegnen,  dass  es  bei  der  Lebensversicherung  nicht  sowohl  anf 
vorübergehende,  als  vielmehr  nur  auf  andauernde  Erhöhung  der 
Gefahr  ankomme.  Denn  nachdem  es  einmal  medicinisch  feststeht, 
dass  die  Nahrungsmittel  den  erheblichstsn  Einfluss  auf  Gesundheit 


5)  H.-G.-B.  Art.  817  alin.  2. 

6)  v.  Lichtenfels  a.  a.  0.  S.  52.  Wolf  a.  a.  0.  Bd.  II  S.  357  Note  26  S.  358. 

7)  v.  Lichtenfels  a.  a.  0.  S.  58. 
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und  Lebensdauer  üben,  würde  in  die  Kategorie  der  anhaltenden 
Gefahrzunahme  auch  die  nachhaltige  schlechtere  Diät  gehören. 
Wohin  sollte  es  aber  führen,  wollte  man  dem  Versicherten  den 
Speisezettel  vorschreiben  und  hinterdrein  untersuchen,  ob  die  Ab- 
weichung von  demselben  mit  oder  ohne  sein  Zuthun  geschehen  ist? 

Um  trotz  aller  Einwürfe  das  Prinzip  zu  retten,  sieht 
v.  Lichtenfels  keinen  anderen  Ausweg,  als  zwischen  der  Sach- 
und  der  Lebensversicherung  zu  unterscheiden  und  dasselbe  dort 
dahin  zu  modifiziren,  dass  der  Versicherer  »nur  solche  Verände- 
rungen an  der  Sache  einwenden  könne,  welche  an  den  durch  die 
Fragestellung  und  Anzeige  festgestellten  Punkten  oder  an  den 
getroffenen  Vereinbarungen  etwas  ändern«8),  hier  dagegen  aus- 
drücklich es  für  nicht  anwendbar  zu  erklären.  Damit  verlässt  er 
aber  unvermerkt  vollständig  seine  Basis  und  tritt  so  der  bald  von 
uns  aufzustellenden  Theorie  näher,  während  er  bei  der  Lebens- 
versicherung geständlich  von  jeder  juristischen  Construktion  abstra- 
hirt,  zwischen  mehr  oder  minder  abwägt  und  das  Beste  von  der 
Zukunft  erwartet9). 

Dergleichen  Versuchen  aber,  die  verschiedenen  Versicherungs- 
kategorien verschieden  zu  behandeln,  muss  mit  der  grössten 
Energie  entgegengetreten  werden.  Denn  da  wir  es  hierbei  überall 
mit  demselben  Vertragsinhalt  zu  thun  haben,  gleichviel  auf  welchen 
Gegenstand  er  sich  auch  immer  beziehen  mag,  so  kann  es  keine 
Wahrheit  geben,  die  nicht  allenthalben  gleichmässig  anwendbar 
erschiene. 

Während  nach  der  Grundidee  der  zeither  behandelten  Theorie 
der  status  quo  im  Laufe  der  Versicherung  erhalten  bleiben  sollte, 
vertritt  Kübel  die  Ansicht,  dass  an  sich  in  Ermangelung  beson- 
derer Vereinbarungen  dem  Versicherten  jede  beliebige  Aenderung 
gestattet  sein  müsse. 

Seine  Argumentation  ist  dabei  folgende10): 

»Wie  jede  andere  vertragsmässige  Verbindlichkeit,  so 
ist  auch  diejenige  des  Versicherers  nach  dem  Inhalt  des 
Vertrages  zu  beurtheilen,  und  aus  diesem  muss  sich  er- 
geben, für  welche  Gefahr  der  Versicherer  die  Haftung 


8)  v.  Lichtenfels  a.  a.  0.  S.  58. 

9)  v.  Lichtenfels  a.  a.  0.  S.  67. 

10)  Kübel  a.  a.  0.  Bd.  II.  S.  35.  36. 
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übernommen  hat.  Die  der  Vertragsschliessung  nach- 
folgende Veränderung  der  Umstände  kann  daher  auf  die 
Verbindlichkeit  des  Versicherers  nur  dann  einen  Einfluss 
haben,  wenn  dadurch  die  dem  versicherten  Gegenstand 
drohende  Gefahr  eine  Gestaltung  genommen  hat,  für 
welche  eine  Haftung  nach  dem  Inhalt  des  Vertrages  nicht 
übernommen  worden  ist,  oder  mit  anderen  Worten,  wenn 
durch  die  Veränderung  der  Umstände  die  durch  den 
Vertrag  festgesetzten  Voraussetzungen  der  Haftpflicht  des 
Versicherers  weggefallen  sind.  Ist  dies  nicht  der  Fall, 
so  ist  es  ohne  Einfluss  auf  die  Verbindlichkeit  des  Ver- 
sicherers, wenn  auch  durch  die  Veränderung  der  Um- 
stände die  Gefahr,  gegen  deren  Folgen  Versicherung  ge- 
nommen worden,  weit  drohender  geworden  und  die  Wahr- 
scheinlichkeit ihres  Eintritts  noch  so  sehr  erhöht  worden 
ist;  es  gehört  in  diesem  Falle  die  Erhöhung  der  Gefahr 
selbst  mit  zu  der  von  dem  Versicherer  übernommenen 
Gefahr.  Mögen  die  Umstände  und  Verhältnisse,  deren 
Aenderung  in  Frage  steht,  für  die  Geschäftskalkulation 
von  noch  so  grosser  Bedeutung  sein,  mag  der  Versicherer 
auf  gewisse  Umstände  bei  dieser  Kalkulation  ein  noch 
so  grosses  Gewicht  gelegt  haben,  und  stünde  selbst  fest, 
dass  er  bei  der  Voraussicht  der  eingetretenen  Veränderung 
den  Vertrag  gar  nicht  oder  doch  nur  unter  ganz  anderen 
Bedingungen  eingegangen  hätte,  so  kann  dies  Alles  an 
seiner  vertragsmässig  übernommenen  Verbindlichkeit  nichts 
ändern  und  diese  bleibt  bestehen,  ohne  dass  es  darauf 
ankommt,  was  den  Versicherer  zur  Uebernahme  bewogen 
hat.  Hat  sich  der  Versicherer  in  der  Unterstellung  der 
Fortdauer  bestehender  Verhältnisse,  über  die  Wahrschein- 
lichkeit und  Grösse  der  Gefahr  getäuscht  und  im  Irrthum 
befunden,  so  ist  dies,  wenn  die  Umstände  nicht  durch 
den  Vertrag,  also  durch  die  übereinstimmende  Willens- 
erklärung beider  Vertragschliessenden  zur  Voraussicht  der 
Haftpflicht  erklärt  worden  sind,  nur  Irrthum  im  Beweg- 
grund und  als  solcher  ohne  rechtliche  Bedeutung.  Dies 
führt  zu  dem  Satze,  dass  eine  nach  der  Schliessung  des 
Vertrages  erfolgende  Veränderung  der  Umstände,  und 
würde  dadurch  die  Wahrscheinlichkeit  des  Eintritts  der 
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fraglichen  Gefahr  auch  noch  so  erhöht,  oder  solche  wirk- 
lich herbeigeführt,  an  der  Haftverbindlichkeit  des  Ver- 
sicherers nur  dann  etwas  ändern  kann,  wenn  die  Ver- 
änderung eine  vertragsmässige  Voraussetzung  der  Haftpflicht 
betrifft,  dass  aber,  wenn  dies  nicht  der  Fall  ist,  wenn 
also  die  Veränderung  nur  die  dem  Entschluss  des  Ver- 
sicherers vorhergegangene  Erwägung  betrifft,  die  Haftpflicht 
des  letzteren,  der  Veränderung  der  Umstände  ungeachtet, 
unverändert  bestehen  bleibt.« 

Obwohl  wir  Kübel  wörtlich  citirt  haben,  glauben  wir  doch 
nicht,  dass  über  seine  Anschauungsweise  genügende  Klarheit  gewon- 
nen sein  dürfte.  Um  sie  zu  erreichen,  müssen  wir  uns  vielmehr 
vergegenwärtigen,  von  welchem  Gesichtspunkt  aus  er  die  Anzeige- 
pflicht auffasst.  Nach  ihm  hat  sie  nur  für  die  Kalkulation  und 
den  rationellen  Betrieb  Wichtigkeit,  sie  dient  ihm  lediglich  zur 
Bemessung  der  Wahrscheinlichkeit  der  Gefahr,  und  hat  daher 
schliesslich  nur  die  Bedeutung,  dem  Versicherer  ein  Motiv  abzu- 
geben, eine  nachgesuchte  Versicherung  anzunehmen  oder  abzu- 
lehnen11). Danach  betrachtet  er,  gestützt  auf  den  Grundsatz 
falsa  caussa  non  nocet  als  Inhalt  des  Vertrages  die  Uebernahme 
einer  Gefahr  schlechthin  und  zieht  daraus  den  an  sich  richtigen 
Schluss,  dass  durch  die  Aenderung  der  angezeigten  Umstände  der 
Bestand  der  Polizze  in  Ermangelung  besonderer  Verabredungen 
nicht  alterirt  würde12). 

Aber  die  Prämisse  ist  irrig;  denn  wie  wir  im  vorigen  Kapitel 
gesehen  haben,  wird  durch  die  sogenannte  Anzeigepflicht  nicht 
sowohl  die  Wahrscheinlichkeit  der  Gefahr  bestimmt,  als  vielmehr 
deren  Charakteristik  gegeben,  so  dass  sie  daher  den  Inhalt  des 
Vertrages  und  nicht  blos  den  Beweggrund  beeinflusst. 

Wollte  man  trotzdem  davon  ausgehen,  dass  der  Versicherer 
ohne  jede  Einschränkung  die  Gefahr  übernommen  habe,  so  würde 
zur  Abweisung  der  daraus  resultirenden  Folgerungen  schon  der 
Appell  an  das  Gerechtigkeitsgefühl  genügen.  Man  müsste  den 
Vertrag  für  gehalten  erachten,  wenn  Jemand,  der  heut  mässig  zu 
leben  versichert,  von  morgen  ab  der  Trunksucht  und  Ausschwei- 
fung sich  hingiebt,  wenn  Jemand,  der  soeben  sein  Haus  als  ganz 


11)  Kübel  a.  a.  0.  S.  7 seq.  10.  11. 

12)  Kübel  a.  a.  0.  S.  37.  39. 
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und  gar  massiv  bezeichnet,  es  im  nächsten  Augenblick  mit  Stroh 
deckt,  wenn  Jemand,  der  erklärt,  eine  Reise  mit  dem  Dampfer 
antreten  zu  wollen,  nach  Verlauf  von  wenigen  Meilen  das  Dampf- 
schiff verlässt  und  den  weiteren  Weg  zu  Kahn  zurücklegt. 

Man  war  davon  ausgegangen,  dass  der  Versicherungsvertrag 
die  uberrima  fides  erfordere13)  und  hat  sich  schliesslich  begnügt 
mit  — der  punica  fides. 

Wie  Kuebel  so  geht  auch  Malsz  von  dem  gewiss  richtigen 
Gesichtspunkt  aus,  dass  über  das  Maass  einer  vertragsmässigen 
Verpflichtung  der  Inhalt  des  Vertrages  entscheiden  müsse;  doch 
im  Uebrigen  trennen  sich  ihre  Wege.  Denn  wenn  auch  beide 
die  Anzeigepflicht  zur  Bemessung  der  Wahrscheinlichkeit  der 
Gefahr  brauchen,  so  weichen  sie  doch  von  einander  darin  ab,  dass 
dieser  in  dem  Verhalten  der  Sache  zur  Gefahr  den  eigentlichen 
Inhalt  des  Vertrages  erblickt,  während  jener  hier  nur  von  einem 
Beweggründe  spricht. 

Die  Malsz’sche  Prämisse  ist  bereits  an  einer  anderen  Stelle 
von  uns  beleuchtet  worden14);  hier  haben  wir  es  daher  nur  noch 
mit  der  Prüfung  ihrer  Konsequenzen  zu  thun.  Dabei  muss  zu- 
nächst hervorgehoben  werden,  dass  dieselben  nicht  folgerichtig 
gezogen  worden  sind.  Denn  nach  dem  Vordersätze  bliebe  nur 
der  Schluss  übrig,  dass  das  individuelle  Verhalten  der  versicherten 
Sache  zum  befürchteten  Ereigniss,  oder  wohl  richtiger,  das  Ver- 
hältniss  der  speciellen  Gefahr  zur  Gefahr  im  Allgemeinen,  im 
Laufe  der  Versicherung  nicht  geändert  werden  dürfe,  weil  damit 
der  vermeintliche  Vertragsinhalt  eine  Alteration  erlitte.  Damit 
würde  man  aber  der  Eingangs  erwähnten  Theorie  sehr  nahe  kom- 
men. Man  würde  jedoch  Unrecht  thun,  daraus  zu  schliessen,  dass 
die  gegen  dieselbe  ausgesprochenen  Bedenken  Malsz  abgehalten 
hätten,  konsequent  vorzugehen;  vielmehr  glauben  wir  ihn  rich- 
tiger zu  verstehen,  wenn  wir  annehmen,  dass  ihm  nur  daran 
gelegen  gewesen  sei,  die  Praxis  der  Gesellschaften  für  die  Fälle 
zu  vertheidigen , in  denen  von  ihnen  eine  Erhöhung  der  Prämie 
oder  das  Rücktrittsrecht  vom  Vertrage  begehrt  wird,  da  er  von 
einem  Versicherungswerthe  der  Gefahr  ausgeht15).  Indess  schon 

13)  Kübel  a.  a.  0.  S.  7.  9. 

14)  S.  S.  46—48. 

15)  Malsz  Betracht.  S.  14.  Dafür  spricht  auch  der  ganze  Inhalt  des 
§ 10.  S.  42  seq. 
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die  einfache  Erwägung,  dass  es  denkbar  ist,  bisweilen  aber  auch 
vorkommt,  dass  die  Statuten  hierbei  nicht  in  allen  Punkten  gleich- 
massig  verfahren16),  hätte  ihn  auf  das  Bedenkliche  seines  Begin- 
nens aufmerksam  machen  müssen,  aber  noch  weit  mehr  die  Art 
und  Weise,  wie  er  seine  Ansicht  zu  begründen  sucht.  Er  ver- 
fährt nämlich  hierbei  wie  folgt: 

Zunächst  stellt  er  den  Unterschied  zwischen  generischer  Aen- 
derung  und  intensiver  Verstärkung  der  Gefahr  auf.  Worin  er 
aber  liegen  soll,  vermag  er  selbst  nicht  zu  sagen;  statt  dessen 
führt  er  einige  Beispiele  an  und  versichert  hei  den  einen , dass 
die  versicherte  Gefahr  »eine  vollkommen  andere«  geworden  sei, 
bei  den  anderen,  dass  sie  nur  in  ihrer  inneren  Wirksamkeit  sich 
verstärkt  habe17). 

So  nimmt  er  eine  generische  Aenderung  des  Risikos  an,  wenn 
ein  Haus,  welches  zur  Zeit  des  Vertragsabschlusses  lediglich  zur 
Wohnung  stiller  Familien  benutzt  worden  ist,  in  eine  Gastwirth- 
schaft  oder  eine  Fabrik  verwandelt  wird,  oder  wenn  in  der  Nach- 
barschaft eines  Gebäudes,  welches  früher  auf  einem  freien  Platze 
stand,  gefährliche  Gewerbe  entstehen;  denn  die  Feuergefährlich- 
keit eines  frei  stehenden  Privathauses  sei  nicht  mehr  vorhanden, 
während  die  Gefährlichkeit  einer  Gastwirthschaft,  eines  Maschinen- 
hauses, eines  von  gefährlichen  Fabriken  umgebenen  Gebäudes  nie- 
mals versichert  gewesen  sei.  Aehnliches  solle  auch  gelten,  wenn 
Jemand  seinen  Wohnsitz  von  einem  gesunden  nach  einem  mör- 
derischen Klima  verlegt. 

Wenn  dagegen  in  einem  versicherten  Hause  ein  Schreiner 
anfänglich  nur  mit  einem  Gesellen  gearbeitet  hätte  und  nun  deren 
zwölf  beschäftige,  oder  wenn  eine  Fabrik  statt  nur  am  Tage  nun- 
mehr auch  des  Nachts  in  Thätigkeit  gesetzt  werde,  oder  wenn 
ein  Bergmann  von  sechsstündigen  Schichten  zu  achtstündigen  über- 
gehe, so  würde  durch  solche  Neuerungen  zwar  die  innere  Wirk- 
samkeit der  Gefahr,  nicht  aber  deren  Natur  geändert;  denn  Alles 
sei  innerhalb  des  Rahmens  geblieben,  in  welchem  gefasst,  die 
Gefahr  beim  Abschluss  des  Vertrages  dem  Versicherer  zur  Beur- 
theilung  Vorgelegen  habe18). 

16)  So  verbieten  bei  der  Lebensversicherung  einige  Statuten  die  Reise 
nach  Gegenden,  in  denen  Epidemieen  herrschen,  andere  nicht. 

17)  Malsz  a.  a.  0.  S.  43.  51. 

18)  Malsz  a.  a.  0.  S.  43.  44, 
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Obwohl  Malsz  seine  Beispiele  nicht  ungeschickt  gewählt  hat, 
so  leuchtet  doch  vor,  dass  wir  es  mit  einer  Willkür lichkeit  ohne 
Maass  und  Ziel  zu  thun  haben.  Genau  mit  demselben  Rechte 
könnte  er  behaupten,  dass,  wenn  der  Landbewohner  in  die  Stadt 
zieht,  der  Gesunde  krank  wird,  eine  generische  Aenderung  der 
Gefahr  vor  sich  gegangen  sei;  denn  die  »Gefährlichkeit«  des 
Landmannes  oder  des  Gesunden  sei  nicht  mehr  vorhanden  und 
die  des  Städters  oder  des  Kranken  sei  nicht  versichert. 

Umgekehrt  müsste  man  aber  auch  annehmen,  dass  wenn 
Jemand  anfänglich  im  Genuss  von  Speise  und  Trank  mässig  war, 
hinterdrein  jedoch  ein  Schlemmer  und  Trunkenbold  wird,  nur  die 
Gefahr  in  ihrer  inneren  Wirksamkeit  verstärkt  worden  sei,  und 
doch  erklärt  sich  Malsz  an  einer  anderen  Stelle  mit  dieser  Auf- 
fassung keineswegs  einverstanden19).  In  welche  der  beiden  Kate- 
gorieen  endlich  sollte,  um  an  ein  von  Malsz  selbst  gewähltes 
Beispiel  anzuknüpfen,  der  Fall  gerechnet  werden,  wenn  das  stille 
Privathaus  nur  zum  Th  eil  zum  Hotel  eingerichtet  wird,  im  Uebrigen 
aber  unverändert  bleibt? 

Wir  haben  uns  hier  begnügt,  Beispiel  gegen  Beispiel  zu 
setzen.  Die  Möglichkeit,  Gründe  mit  Gründen  zu  bekämpfen,  war 
uns  eben  abgeschnitten,  da  solche  gegnerischerseits  nicht  erbracht 
worden  sind.  Woher  hätte  man  sie  aber  auch  hernehmen  sollen? 
Ist  doch  die  Gefahr  ihrer  Natur  nach  einer  generischen  Aenderung 
gar  nicht  fähig.  Wollte  man  sie  aber,  wie  dies  Malsz  anschei- 
nend thut,  darin  erblicken,  dass  eine  beim  Vertragsabschluss  vor- 
handene, auf  die  Wahrscheinlichkeit  der  Gefahr  influirende  Voraus- 
setzung später  hinwegfällt  und  einer  anderen  Platz  macht,  so 
würde  eine  solche  Motivirung  die  bei  weitem  grösste  Zahl  der 
Assekuranzgeschäfte  zu  beseitigen  im  Stande  sein,  da  dergleichen 
Neuerungen  im  Laufe  der  Versicherung  bleibend  oder  vorüber- 
gehend nur  ausnahmsweise  zu  vermeiden  sein  werden. 

Selbst  wenn  daher  Malsz  nicht  noch  schliesslich  den  Missgriff 
begangen  hätte,  auch  an  dieser  Stelle  Inhalt  des  Vertrages  mit 
seinem  Gegenstand  zu  verwechseln,  so  dass  er  beliebig  von  dem 
einen  Begriff  zum  anderen  hinüberspringt20),  muss  das  von  ihm 
aus  den  eben  geschilderten  LLitersuchungen  gewonnene  Ergebniss: 


19)  Malsz  in  Goldschmidt’s  Zeitschr.  Bd.  XIII.  S.  62.  63. 

20)  Malsz  Betracht.,  bes.  S.  48.  49. 
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»Eine  Versicherung  zerfällt  und  wird  gegenstandslos,  so 
oft  die  versicherte  Gefahr  generisch  eine  andere  wird, 
gleichgiltig , ob  sie  dabei  grösser  oder  kleiner  wird  oder 
gleich  gross  bleibt  und  ob  die  Veränderung  mit  oder  ohne 
Vorwissen  des  Versicherten  geschehen  sei21)« 
als  theoretisch  unhaltbar  und  praktisch  verwerflich  bezeichnet 
werden 22). 

Wir  glauben  zu  einem  befriedigenderen  Abschluss  der  Lehre 
zn  gelangen,  wenn  wir  auch  hier  von  der  Gewährleistung  ausgehen. 

Bei  allen  übrigen  onerosen  Geschälten  ist  dem  Inhalt  des 
Vertrages  Genüge  geschehen,  wenn  die  Sache,  sei  es  zur  Zeit  der 
Perfektion  des  Vertrages,  sei  es,  wie  nach  prenssischem  Recht, 
zur  Zeit  der  Uebergabe,  die  stillschweigend  vorausgesetzten  oder 
ausdrücklich  bedungenen  Eigenschaften  besitzt.  Die  gesuchte  Ver- 
mögenserweiterung hat  alsdann  vertragsmässig  stattgefunden,  mö- 
gen auch  hinterdrein  noch  so  schädliche  Aenderungen  ein  treten. 
Anders  steht  es  hier  bei  der  Versicherung.  Der  Inhalt  des  Ver- 
trages ist  hier  die  Uebernahme  nicht  der  zur  Zeit  seiner  Perfek- 
tion, auch  nicht  der  zur  Zeit  des  Eintritts  seiner  Wirksamkeit, 
sondern  der  innerhalb  einer  bestimmenden  Zeitperiode  drohenden 
Gefahr,  aber  nicht  der  Gefahr  schlechthin,  wie  Kuebel  annimmt, 
vielmehr  nach  unserer  im  vorigen  Kapitel  niedergelegten  Auf- 
fassung der  stillschweigend  oder  ausdrücklich  charakterisirten 
Gefahr. 

Die  Charakteristik  geschieht  aber  in  der  Praxis  auf  doppelte 
Weise;  einmal  durch  die  Angabe  von  Thatsachen,  die  vor  dem 
Vertragsabschluss  liegen  und  nur  einen  Rückschluss  auf  die  Grösse 
der  übernommenen  Gefahr  in  ihrem  weiteren  Verlauf  gestatten23) 
sodann  durch  Angabe  von  Merkmalen,  die  scheinbar  der  Gegen- 
wart angehören,  in  Wahrheit  aber  die  Kennzeichnung  der  Gefahr 
für  die  Zukunft  bilden.  Jene  Kategorie  von  Umständen  ist  als 
der  Vergangenheit  verfallen,  keiner  Aenderung  fähig,  so  dass  wir 
uns  hier  nur  mit  dieser  zu  beschäftigen  haben. 

Wenn  daher  Jemand  bei  Beantwortung  des  Fragebogens 


21)  Malsz  Betracht.  S.  51. 

22)  v.  Lichtenfels  a.  a.  0.  S.  54.  Kübel  a.  a.  0.  Bd.  II.  S.  36  seq. 

23)  z.  B.  die  Angabe  des  Alters,  des  bisherigen  Gesundheitszustandes 
bei  der  Lebensversicherung. 
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erklärt,  dass  sein  Haus  mit  Ziegeln  gedeckt  sei  oder  dass  er  massig 
lebe  oder  dass  er  einem  bestimmten  Gewerbe  nachgehe,  so  hat 
dies  nicht  die  Bedeutung,  als  würde  er  damit  den  gegenwärtigen 
Zustand  schildern,  sondern  die,  dass  er  damit  die  Gefahr  für  den 
ganzen  Lauf  der  Versicherung  charakterisirt. 

Freilich  ist  dies  bisher  nicht  genügend  klar  erkannt  worden. 
Die  Gesellschaften  lassen  sich  häufig  Versprechungen  geben,  die 
sie  augenscheinlich  nur  als  momentane  Zusagen  ansehen.  So 
gestatten  sie  dem  Versicherten  in  der  Regel  von  der  von  ihm 
bezeichneten  Berufsart  zu  einer  anderen  überzugehen,  ohne  hieran 
irgend  welches  Präjudiz  zu  knüpfen,  und  geben  damit  zu  erken- 
nen, dass  sie  in  diesem  Punkte  die  von  uns  vertretene  Ansicht 
nicht  theilen 24).  Nichtsdestoweniger  findet  sie  vielfach  anderweitig 
ihre  Bestätigung.  Art.  819  H. -G.-B.  schreibt  ausdrücklich  vor: 

»Wird  beim  Abschluss  des  Vertrages  der  Schiffer  bezeich- 
net, so  ist  in  dieser  Bezeichnung  allein  noch  nicht  die 
Zusage  enthalten,  dass  der  benannte  Schiffer  auch  die 
Führung  des  Schiffes  behalten  werde.« 

Wir  haben  es  daher  mit  einer  Ausnahme  zu  thun,  die  den 
von  uns  vertheidigten  Grundsatz  als  Regel  bestätigt. 

Auch  bei  v.  Lichtenfels  blickt  eine  ähnliche  Anschauung 
durch,  indem  er  prinzipiell  die  angegebenen  Umstände  als  für  die 
ganze  Dauer  der  Versicherung  verabredet  erachtet25).  Ebenso 
wurde  in  der  Hamburger  Conferenz  bei  dem  in  Rede  stehenden 
Punkt  mehrfach  von  Zusagen  gesprochen,  welche  der  Versicherte 
in  Ansehung  der  übernommenen  Gefahr  für  die  Zukunft  abgebe26*). 


24)  Malsz  Betracht.  S.  45.  v.  Lichtenfels  a.  a.  0.  S.  65.  Kübel  a.  a.  0. 
Bd.  II.  S.  87. 

25)  v.  Lichtenfels  a.  a.  0.  S.  57.  58. 

26)  Prot.  S.  3173—8178. 

*)  Die  Richtigkeit  unseres  somit  unterstützten  Standpunktes  voraus- 
gesetzt, ergiebt  sich  daraus  die  so  überaus  wichtige  Lehre,  dass  die  Frage- 
bogen werden  geändert  werden  müssen,  damit  aus  ihnen  klar  erhelle,  dass 
es  sich  bei  ihrer  Beantwortung  vorzugsweise  um  Versprechungen  für  die 
Zukunft  handle.  Vielleicht  würde  dadurch  mancher  Versicherungsnehmer 
beispielsweise  von  der  leichtfertigen  Erklärung  abgehalten  werden,  dass  in 
seiner  Nachbarschaft  feuergefährliche  Gewerbe  nicht  betrieben  werden;  viel- 
leicht würde  aber  auch  dadurch  manche  heut  gangbare  Frage  Seitens  der 
Gesellschaften  ganz  unterbleiben. 


70  


Die  Abweichung,  welche  rücksichtlich  der  Lehre  von 
der  Gewährleistung  hier  stattfindet,  besteht  somit  darin, 
dass  es  sonst  auf  die  Eigenschaften  einer  Sache  in  einem 
bestimmten  Moment,  bei  der  Versicherung  dagegen  auf 
die  Merkmale  der  Gefahr  während  einer  ganzen  Zeit- 
periode ankommt. 

Wunderbar  ist  es  nun,  dass  man  die  allgemeinen  Rechtswahr- 
heiten  überall  bisher  ignorirt  hat,  wo  ihrer  Anwendung  nichts 
entgegen  gestanden  hätte,  und  grade  da,  wo  eine  Eigentümlich- 
keit hervortritt,  ihre  Uebertragung  versucht27),  obwohl  sie  sich 
hier  nicht  ohne  Weiteres  als  zulässig  erweist. 

Denn  zu  der  beregten  Anomalie  tritt  noch  die  weitere  hinzu, 
dass  die  Gefahr  sich  nur  negativ  charakterisiren  lässt. 

Wenn  nämlich  Jemand  ausserhalb  der  Versicherung  ein  peri- 
culum  zu  tragen  verspricht,  so  haftet  er  damit  für  alle  zufälligen 
Eintrittsmöglichkeiten.  Bei  der  Versicherung  dagegen  übernimmt 
der  Versicherer,  wie  wir  gesehen  haben,  nicht  die  Gefahr  schlecht- 
hin, sondern  die  normale  oder  die  vertragsmässig  charakterisirte 
Gefahr.  Hieraus  erhellt,  dass  bei  dem  Assekuranzvertrage  die 
Haftung  eine  weniger  unbedingte  ist,  und  dass  deshalb  hier  Ein- 
trittsmöglichkeiten ausgeschlossen  werden  müssen.  Was  daher 
sonst  bei  der  Gewährleistung  stillschweigend  vorausgesetzte  oder 
besonders  vorbedungene  Eigenschaften  sind,  ist  bei  der  Versicherung 
der  Ausschluss  von  ungewöhnlichen  oder  ausdrücklich  nicht  über- 
nommenen Eintrittsmöglichkeiten  der  Gefahr  (normale  — speziell 
charakterisirte  Gefahr.) 

Kehren  wir  nunmehr  zur  Gewährleistung  zurück,  so  ergiebt 
sich  aus  ihr  die  Lehre: 

Während  des  ganzen  Laufes  der  Versicherung  hat 
der  Versicherte  dafür  zu  haften,  dass  die  stillschwei- 
gend oder  ausdrücklich  ausgeschlossenen  Eintritts- 
möglichkeiten  der  Gefahr  ausgeschlossen  bleiben; 
darüber  hinaus  geht  seine  Verbindlichkeit  nicht. 

Würde  daher  Jemand  bei  Eingehung  einer  Lebensversicherung 
nicht  gefragt  werden,  ob  er  mässig  lebe,  so  könnte  er  trotzdem 
sich  nicht  hinterdrein  der  weitgehendsten  Ausschweifung  aller  Art 
überlassen;  denn  er  hätte  damit  ungewöhnliche  und  deshalb  still- 


27)  Kübel  a.  a.  0.  Bd.  II.  S.  39.  Wolf  a.  a.  0.  S.  357.  Note  36. 
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schweigend  ausgeschlossene  Eintrittsmöglichkeiten  der  Gefahr 
geschaffen.  Hiermit  stimmt  auch  die  Praxis  überein. 

Bestritten  dagegen  ist  die  Frage,  ob  der  Versicherte  dafür 
aufzukommen  hat,  dass  nicht  in  seiner  Nachbarschaft  feuergefähr- 
liche Anlagen  entstehen28).  Sie  wird  zu  bejahen  oder  zu  ver- 
neinen sein,  je  nachdem  eine  hierauf  gerichtete  Zusage  abgegeben 
ist  oder  nicht;  denn  in  dem  einen  Falle  wäre  ein  dictum  et  pro- 
missum,  der  vereinbarte  Ausschluss  von  besonderen  Eintrittsmög- 
lichkeiten der  Gefahr,  nicht  gehalten,  in  dem  anderen  Falle  dage- 
gen wäre  nichts  Vertragswidriges  geschehen. 

Unter  allen  Umständen  dagegen  könnte  der  Versicherer  sich 
nicht  darüber  beschweren,  wenn  das  anfänglich  mit  Schindeln 
gedeckte  Haus  nachher  ein  Schieferdach  erhielte.  Denn  die  aus- 
geschlossenen Eintrittsmöglichkeiten  der  Gefahr  sind  ausgeschlossen 
geblieben;  nur  ihre  Zahl  ist  kleiner  geworden.  Es  liegt  daher 
der  Fall  so,  wie  wenn  der  Erwerber  einer  Sache  die  versprochene 
Eigenschaft  in  noch  besserer  Güte  erhielte. 

Wesentlich  verschieden  davon  ist  der  Fall,  wo  das  Mobiliar 
von  seinem  ursprünglichen,  im  Vertrage  angegebenen  Aufbewah- 
rungsort in  einen  anderen,  wenngleich  sichereren,  gebracht  wird. 
Hier  sind  an  Stelle  der  ausgeschlossenen  und  der  übernommenen 
Eintrittsmöglichkeiten  andere  getreten,  und  man  kann  dem  Ver- 
sicherer ebenso  wenig  zumuthen,  den  Vertrag  als  gehalten  zu 
erachten,  wie  sich  an  den  Erwerber  einer  Sache  das  Ansinnen 
stellen  liesse,  sich  anstatt  der  stipulirten  Eigenschaft  mit  einer 
anderen,  wenngleich  werthvolleren  zufrieden  zu  stellen29). 

Eine  Ausnahme  von  der  aufgestellten  Regel  kann  auch  nicht 
darin  gefunden  werden,  dass  dem  Versicherten  sonst  nicht  statt- 
hafte Aenderungen  bei  eintretender  Gefahr  erlaubt  sind,  da  es  sich 
hier  um  einen  Rettungsversuch  und  damit  nicht  blos  um  Aus- 
übung eines  Rechtes,  wie  v.  Lichtenfels  anzunehmen  scheint30), 
sondern  um  Pflichterfüllung  handelt31),  und  ebenso  wenig  ferner 
darin,  dass  die  sonst  freie  Disposition  des  Versicherten  in  seinem 


28)  v.  Lichtenfels  a.  a.  0.  S.  54.  55.  Malsz  Betracht.  S.  49. 

29)  Bei  Malsz  Betracht.  S.  51  dasselbe  Resultat  mit  einigen  rhetori- 
schen, zum  Theil  recht  wunderbaren  Fragen  begründet. 

30)  v.  Lichtenfels  a.  a.  0.  S.  58. 

31)  S.  S.  34  i.  f.  35. 
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Verschulden  ihre  Grenze  findet,  indem  damit  der  Begriff  des  Zu- 
falls zerstört  wird.  In  wie  weit  jedoch  in  letzterer  Beziehung 
eine  Ausnahme  zu  Gunsten  des  Versicherten  aus  Humanitätsrück- 
sichten  zu  machen  sein  dürfte,  hat  der  Gesetzgeber  zu  erwägen32). 

Wie  aber,  wenn  trotzdem  eine  Aenderung,  für  die  der  Ver- 
sicherer zu  haften  hat,  eintritt?  Der  Fall  würde,  nach  den  Regeln 
der  Gewährleistung  beurtheilt,  ganz  ebenso  liegen,  wie  wenn  für 
eine  stillschweigend  vorausgesetzte  oder  für  eine  vorbedungene 
Eigenschaft  eingestanden  werden  muss.  Ohne  Rücksicht  auf  bona 
oder  mala  fides  oder  culpa,  würde  die  actio  redhibitoria  oder 
quanti  minoris,  beziehungsweise  die  Klage  auf  das  Interesse,  welche 
den  Anspruch  auf  Preisminderung  m sich  schliesst,33)  Platz  grei- 
fen. Da  nun  das  Interesse  hier  auf  Auflösung  des  Vertrages 
gehen  würde34),  so  würde  dem  praktischen  Erfolge  nach  dem 
Versicherer  das  Rücktrittsrecht  vom  Vertrage  oder  nach  seiner 
Wahl  der  Anspruch  auf  höhere  Prämie  zustehen,35)  was  wiederum 
den  bestehenden  Verhältnissen  entspricht  36). 

Freilich  würden  ihm  diese  Rechtsmittel  zu  versagen  sein, 
wenn  er  sie  zu  einer  Zeit  gebrauchen  wollte,  wo  die  vertrags- 
widrig entstandene  Eintrittsmöglichkeit  der  Gefahr  ohne  jede  er- 
findliche Nachwirkung  wieder  in  Wegfall  gekommen  ist.  Denn 
ebensowenig  wie  einer  Klage  stattgegeben  wird,  bevor  eine  Rechts- 
verletzung eingetreten  ist,  ebensowenig  erscheint  sie  begründet, 
wenn  zur  Zeit  ihrer  Anstellung  die  stattgehabte  Rechtsverletzung 
wieder  aufgehört  hat. 

Würde  daher  Jemand  nach  genommener  Lebensversicherung 
eine  Luftreise  machen  und  dabei  verunglücken,  so  würde  der 
Versicherer  aus  einer  solchen,  von  ihm  nicht  übernommenen  un- 
gewöhnlichen Gelegenheit  der  Gefahr  nicht  haften.  Würde  aber 
der  Passagier  ganz  heil  und  unversehrt  auf  der  Erde  angekommen 
sein,  so  stände  dem  Assekuradeur  ein  Rechtsmittel  nicht  mehr 


32)  z.  B.  Rettung  eines  Menschen  mit  eigener  Aufopferung,  cfr.  Art. 
813  Nr.  3 H.-G.-B. 

33)  Windscheid,  Pandekten  Bd.  II.  S.  449.  Note  4. 

34)  S.  S.  56. 

35)  S.  S.  57. 

36)  Malsz  in  Goldschmidt’s  Zeitschr.  Bd.  XIII.  S.  133  seq.  Kübel  a.  a.  0. 
Bd.  II.  S.  34. 
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zu  Gebote,  da  nunmehr  keine  Verletzung  seines  Interesses  existirt, 
über  die  er  sich  noch  beklagen  könnte. 

Aus  dem  Gesagten  geht  zugleich  hervor,  dass  hier  die  An- 
zeigepflicht eine  ganz  andere  Bedeutung  hat,  als  bei  Eingehung 
der  Versicherung.  Während  sie  im  letzteren  Falle  zu  Gunsten 
der  Gesellschaft  eingeführt  oder  richtiger  gesagt,  ausgedehnt  ist, 
soll  sie  bei  eingetretener  Aenderung  dem  Versicherten  die  Mög- 
lichkeit gewähren,  den  Fortbestand  der  Polizze,  sei  es  ohne 
Weiteres,  sei  es  durch  Erhöhung  der  Prämie,  zu  sichern37).  Auch 
in  diesem  Punkte  zeigt  sich  wiederum  eine  sonderbare  Ironie  des 
Zufalls.  Grade  hier  beklagte  man  sich  über  die  Härte  der  Gesell- 
schaften, mit  der  sie  verlangten,  dass  der  Versicherte  fortwährend 
Veränderungen  aufspüre  und  sie  zu  ihrer  Kenntniss  bringe38).  Es 
kann  dies  aber  um  so  weniger  verwundern,  als  man  unter  den 
Begriff  der  Anzeigepflicht  alles  Mögliche  und  Unmögliche  sub- 
sumirte  39). 

Abgesehen  hiervon  könnte  es  vielleicht  den  Anschein  haben, 
als  würde  unsere  Ansicht  über  die  Lehre  von  der  Veränderung 
der  Gefahr  im  Laufe  der  Versicherung  von  der  von  Malsz  sich 
nicht  sehr  wesentlich  unterscheiden,  da  über  den  Ausgangspunkt, 
nämlich  darüber,  dass  nicht  eine  Gefahr  schlechthin,  vielmehr  nur 
eine  individuelle  Gefahr  übertragen  und  übernommen  werde, 
Uebereinstimmung  herrscht.  Malsz  geht  jedoch  noch  einen 
scheinbar  unbedeutenden  Schritt  weiter,  indem  er  den  aus  den 
angezeigten  Merkmalen  resultirenden  Schluss,  die  Wahrscheinlich- 
keit der  Gefahr,  mithin  eine  rechnungsmässige  Operation,  zum 
Vertragsinhalt  macht.  Daraus  entspringen  aber  die  wichtigsten 
praktischen  Folgen;  denn  der  Vertragsinhalt  kann  verletzt,  die 
Wahrscheinlichkeit  der  Gefahr  dagegen  unverändert  geblieben  sein, 
und  umgekehrt  kann  ihre  Wahrscheinlichkeit  zunehmen,  ohne 
dass  dadurch  der  Inhalt  des  Vertrages  berührt  wird. 

Grade  das  von  Malsz  selbst  angeführte  Beispiel  von  der 
Lokalveränderung  bei  der  Mobiliarversicherung  hätte  ihn  stutzig 


37)  Malsz  Betracht.  S.  44.  Note  *. 

38)  Wolf  a.  a.  0.  Bd.  II.  S.  355.  Referent  der  Dresdener  Commission, 
cfr.  Kübel  a.  a.  0.  Bd.  II.  S.  41. 


39)  Malsz,  in  Goldschmidt’s  Zeitschr.  Bd.  XIII.  § 7.  S.  101  seq.,  cfr. 
auch  v.  Lichtenfels  a.  a.  0.  S.  61. 
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machen  sollen.  Ist  nämlich  der  neue  Aufbewahrungsort  minder 
feuergefährlich,  so  hat  sich  die  Wahrscheinlichkeit  der  Gefahr 
nur  zu  Gunsten  des  Versicherers  geändert,  und  sein  Rücktritts- 
recht vom  Vertrage  in  einem  solchen  Falle  wäre  somit  unerklärbar. 

Umgekehrt  steigt  bei  der  Lebensversicherung  in  jedem  erheb- 
lichen Krankheitsfall  die  Grösse  der  Gefahr;  die  Wahrscheinlichkeit 
ihres  Eintritts  nimmt  zu.  Trotzdem  ist  der  Versicherer  an  den 
Vertrag  gebunden;  denn  gegen  seinen  Inhalt  ist  dabei  nicht  ver- 
stossen  worden. 

I Das  sind  die  greifbaren  Folgen,  wenn,  wie  geschehen,  Inhalt 
mit  Motiv  verwechselt  wird. 

Werfen  wir  zum  Schluss  noch  einen  Blick  auf  die  Praxis, 
so  bleibt  nur  noch  die  Wahrnehmung  hervorzuheben,  dass  dem 
Versicherten  die  freie  Disposition,  welche  ihm  sonst,  soweit  sie 
der  Vertragsinhalt  nicht  einschränkt,  grundsätzlich  zustehen  müsste, 
für  einzelne  speziell  hervorgehobene  Fälle,  insbesondere  bei  der 
Lebensversicherung,  untersagt  wird.  Gewöhnlich  wird  ihm  statuten- 
mässig  der  Eintritt  in  den  Kriegsdienst  und  das  Unternehmen 
von  See-  und  aussereuropäischen  Reisen  unter  dem  Präjudiz  der 
Verwirkung  seiner  Ansprüche  verboten40).  Der  Grund  dabei  ist 
offenbar  der,  zu  verhindern,  dass  durch  solche  Gefahrvermehrungen 
die  Richtigkeit  der  angelegten  Kalkulation  in  Frage  gestellt 
werde41).  Wir  haben  es  daher  bei  dergleichen  Bestimmungen 
nicht  mit  Vorschriften  zu  thun,  die  durch  das  Wesen  des  Ver- 
trages begründet  sind,  sondern  mit  solchen,  die  ausserhalb  des- 
selben liegen,  nicht  mit  den  naturalia,  vielmehr  mit  den  acciden- 
talia  negotii.  Und  nun  ist  das  Unglaubliche  geschehen,  man  hat 
die,  wenn  auch  nur  am  häufigsten  wiederkehrenden,  so  doch 
immerhin  zufälligen  Bestandtheile  des  Vertrages  kodifizirt,  klassi- 
fizirt,  System atisirt 4 2).  Wie  willkürlich  man  dabei  verfuhr,  zeigt 
am  besten  die  Erwägung,  dass  man  eine  Reise  beispielsweise  nach 
Helgoland  zur  Wiederherstellung  oder  Befestigung  der  Gesundheit 
durch  den  Gebrauch  eines  Seebades  für  gefährlicher  hielt  als  die 
Verbüssung  von  lebenslänglicher  Zuchthausstrafe,  v.  Lichtenfels 


40)  Malsz  in  Goldschmidt’s  Zeitschr.  Bd.  XIII.  S.  114.  Betracht.  S.  45. 

41)  Kübel  a.  a.  0.  Bd.  II.  S.  34. 

42)  v.  Lichtenfels  a.  a.  0.  S.  62  seq.  Malsz  Betracht.  S.  43.  45.  51, 
§ 2152  Tit.  8 Thl.  II  A-L.-R. 
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lässt  deshalb  den  Versicherten  noch  ein  ganz  erhebliches  Stück 
weiter  reisen43). 

So  bitter  hatte  es  sich  gerächt,  dass  man  gelehrt  hatte,  nur 
den  rationellen  Betrieb  zn  berücksichtigen  und  den  einzelnen 
Vertrag  als  eine  Spielerei  menschlicher  Laune  zu  ignoriren44). 


Obgleich  wir  uns  bei  unseren  Untersuchungen  damit  begnügt 
haben,  die  ganze  Lehre  nur  in  ihren  fundamentalsten  Sätzen  zu 
erörtern  und  demgemäss  in  Detailfragen  nirgends  eingetreten  sind, 
hat  sich  doch  vor  unseren  Augen  ein  Zerstörungswerk  von  den 
eingreifendsten,  und  wie  wir  hoffen  wollen,  von  den  segensreich- 
sten Folgen  vollendet.  Alle  zeither  aufgestellten  Eigentümlich- 
keiten des  Versicherungsvertrages,  mit  denen  man  ihn  allzufrei- 
gebig ausgestattet  hatte,  sind  gefallen.  Weder  die  Annahme  einer 
besonderen  bona  fides,  noch  der  gradezu  gemeingefährliche  Begriff 
der  Selbstversicherung  noch  der  des  Versicherungswertes  oder 
der  einer  spezifischen  Anzeigepflicht  haben  sich  als  haltbar  er- 
wiesen. Die  Doppel-  und  Ueberversicherung  ist  von  selbst  inhaltlos 
geworden,  beide  dadurch,  dass  nach  Versicherung  des  ganzen 
Interesses  nichts  übrig  bleibt,  was  noch  ausserdem  Vertragsgegen- 
stand sein  könnte.  Die  für  so  überaus  schwierig  gehaltene  Lehre 
vom  Interesse45),  ist  in  Uebereinstimmung  mit  den  Resultaten  der 
Wissenschaft  gebracht.  Die  Zuflucht  zu  den  Argumenten  aus  dem 
Gebiete  der  Moral,  an  denen  die  ganze  Lehre  in  unerquicklicher 
Weise  strotzte,  und  die  zu  begriff  losen  Phrasen,  hinter  die  man 
sich,  sei  es  in  der  Bedrängniss,  sei  es  in  eigener  Selbsttäuschung, 
versteckte,  und  die  Legion  von  Willkürlichkeiten,  bei  der  Aus- 
nahme an  Ausnahme  sich  drängte,  haben  ihr  wohlverdientes  Ende 
gefunden.  Alle  Kategorien  der  Versicherung,  so  viele  ihrer  exi- 
stiren  und  die  Zukunft  neu  schaffen  mag,  sind  nach  einheitlichem 
Maassstab  bemessen.  Das  Alles  hat  uns  die  Rückkehr  zu  den 
allgemeinen  Rechtswahrheiten  geleistet.  Man  hatte  geglaubt,  sich 


43)  v.  Lichtenfels  a.  a.  0.  S.  68. 

44)  S.  S.  45. 

45)  Malsz  Betracht.  S,  54, 
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über  sie  hin*vegsetzen  zu  können,  aber  sie  liessen  sich  nicht  straflos 
ignoriren.  Denn  nachdem  einmal  die  sichere  Basis  verlassen  war, 
schwankte  man  ohne  Halt  von  einem  Extrem  zum  anderen. 

So  nimmt  Malsz  ein  besonderes,  ungeschriebenes,  ideales 
Versieh  er  ungsrecht  an46),  während  Endemann  hier  nur  von  einem 
bedingten  Zahlungsversprechen  redet  und  somit  selbst  die  Existenz 
eines  eigen  gearteten  Vertrages  leugnet47).  Jener  preist  es  als 
grossen  Vorzug,  dass  das  Rechtsinstitut  unbeirrt  vom  Einfluss  der 
Juristen  seine  staunenswerthe  Entwicklung  habe  vollenden  können48) ; 
dieser  dagegen  klagt  bitter  die  Rechtswissenschaft  der  Begehungs- 
sünde an,  dass  sie  sich  hier,  noch  allzusehr  an  den  kanonistischen 
Traditionen  hängend,  sinnlose  und  störende  Eingriffe  angemasst 
habe49). 

Bei  solcher  Rechtsunsicherheit  befand  sich  Niemand  wohl. 
Die  Gesetzgeber  gingen  nur  ungern  an  die  Kodification  einer 
ihnen  selbst  nicht  klaren  Lehre  und  hätten  am  liebsten  gewartet, 
bis  die  Zukunft  eine  reichere  Erfahrung  gebracht  haben  würde 50). 
Sie  glaubten  also  den  Strom  besser  durchschreiten  zu  können, 
wenn  er  noch  mehr  angeschwollen  sein  würde.  Die  Schriftsteller 
betraten  nur  zögernd  »den  jungfräulichen  Boden«  und  schüchtern 
veröffentlichten  sie  die  Produkte  des  mühsamsten  Nachdenkens51). 

Das  Publikum  endlich  beschwerte  sich  häufig  über  die  Strenge 
der  formellen  Statutenbestimmungen , nicht  ahnend,  dass  es  mit 
weit  mehr  Recht  über  die  ungleich  schwerer  wiegenden  materiellen 
Rechtsverletzungen  sich  zu  beklagen  Ursache  gehabt  hätte52);  denn 
das  Gefühl  hierfür  war  durch  langen  und  gleichmässigen  Gebrauch 
abhanden  gekommen. 

Ueberall  hat  sich  somit  ein  fauler  und  ungesunder  Zustand 
gezeigt,  unter  dem  besonders  die  Versicherten  litten  und  dessen 
Beseitigung  im  Wege  der  Gesetzgebung  dringend  geboten  erscheint. 


46)  Malsz  Zeitschr.  f.  V.-R.  Bd.  I.  S.  3. 

47)  Endemann  in  Goldschmidt’s  Zeitschr.  Bd.  IX.  S.  284  seq.  Bd.  X. 
S.  242  seq. 

48)  Malsz  Betracht.  Einl. 

49)  Endemann  a.  a.  0.  bes.  Bd.  IX.  S.  523  seq. 

50)  Kübel  a.  a.  0.  Bd.  I.  S.  331.  336. 

51)  Malsz  Betrecht.  Einl.  v.  Lichtenfels  a.  a.  0.  Vorwort. 

52)  Auch  v.  Lichtenfels  a.  a.  0.  S.  6 — 9 wird  bei  seinen  Klagen  von 
keinem  richtigen  Gesichtspunkt  geleitet. 
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Denn  der  Staat  kann  nicht  dulden,  dass  ein  noch  so  mächtiges 
Kapital  oder  ein  thatsächliches  Monopol  rücksichtslos  seine  Inter- 
essen auf  Kosten  des  Gemeinwohls  ausbeute.  Schon  hat  er  die 
Eisenbahnen  in  ihren  willkürlichen  Dispositionen  eingeschränkt, 
mit  der  sie  sich  sonst  ihrer  Haftpflicht  zu  entziehen  versuchen 
könnten53).  Auf  diesem  Wege  wird  fortzuschreiten  sein,  ohne 
dass  dadurch  der  rationelle  Betrieb  der  Gesellschaften  eine  Störung 
erleiden  darf;  denn  wir  haben  es  mit  an  sich  segensreichen  Ein- 
richtungen zu  thun.  Es  muss  daher  hier  die  Grenze  gezogen 
werden  zwischen  dem,  was  das  gemeine  Beste,  und  dem,  was  die 
Existenz  der  Versicherungsinstitute  erheischt.  Wenn  es  auch 
schwierig  sein  mag,  sie  zu  finden,  so  wird  doch  dieses  Ziel  nicht 
vergeblich  angestrebt  werden,  sofern  es  hier  gelungen  sein  sollte, 
die  Materie  aus  der  Dämmerung  zum  Tageslicht  hinüberzuführen54). 

Das  sind  die  Ansprüche,  welche  das  deutsche  Volk  bei  der 
bevorstehenden  Kodifikation  seines  Obligationenrechtes  an  den 
Gesetzgeber  zu  erheben  berufen  ist. 


53)  H. -G.-B.  Art.  423.  Gesetz  vom  3.  Mai  1868  G.  S.  S.  665.  § 5 des 
sog.  Haftgesetzes  vom  7.  Juni  1871  Reichs-G.-Bl.  Nr.  25. 

54)  Aehnliche  Versuche  sind  nur  in  Folge  der  herrschenden  Unklarheit 
gescheitert,  cfr.  Motive  zum  Entw.  eines  schweizerischen  Handelsgesetzes 
und  Malsz’s  Kritik  desselben  in  dessen  Zeitschr.  Bd.  I.  S.  95  seq.  S.  112  seq. 
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